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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 43. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich  begrüße  die  hier  anwesenden  Damen  und
Herren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich einen Politikkurs der Sekundarstufe II des Schul-
zentrums Blumenthal.

Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurde inter-
fraktionell  vereinbart,  dass  zu  Beginn  der  Sitzung
heute Vormittag nach Tagesordnungspunkt 2, Aktu-
elle Stunde, folgende Tagesordnungspunkte behan-
delt werden: die miteinander verbundenen Tagesord-
nungspunkte 53, Gesetz zur Anpassung der Besol-
dungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2013/2014
in der Freien Hansestadt Bremen, Mitteilung des Se-
nats, Drucksache 18/912, und 54, Gesetz zur Anpas-
sung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbe-
züge 2013/2014 in der Freien Hansestadt Bremen, Be-
richt und Dringlichkeitsantrag des staatlichen Haus-
halts- und Finanzausschusses, Drucksache 18/973,
und im Anschluss daran der Tagesordnungspunkt 41,
Reduzierung des Eigenbehalts im Rahmen der Bre-
mischen Beihilfeverordnung, Dringlichkeitsantrag der
Fraktion der CDU, Drucksache 18/937.

Danach folgen die miteinander verbundenen Ta-
gesordnungspunkte 26, Gesetz zur Änderung versor-
gungsrechtlicher Bestimmungen im Senatsgesetz, An-
trag der Fraktion DIE LINKE, Drucksache 18/913, und
43, Gesetz zur Änderung des Senatsgesetzes, Mit-
teilung des Senats, Drucksache 18/939, sowie die mit-
einander verbundenen Tagesordnungspunkte 51, Ge-
setz zur Änderung des Bremischen Abgeordneten-
gesetzes – Aussetzung der Diätenerhöhung für die
Jahre 2013 und 2014, Dringlichkeitsantrag der Frak-
tionen  Bündnis  90/Die  Grünen,  der  SPD  und  DIE
LINKE, Drucksache 18/962, 52, Gesetz zur Änderung
der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen
– Aussetzung der Diätenerhöhung für die Jahre 2013
und 2014, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bünd-
nis 90/Die Grünen, der SPD und DIE LINKE, Druck-
sache 18/963, 37, Einsetzung eines nicht ständigen
Ausschusses gemäß Artikel 125 der Landesverfassung,
und 38, Wahl der Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder  des  nicht ständigen  Ausschusses  gemäß
Artikel 125 der Landesverfassung.

Die Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) beginnt am
Donnerstagmorgen mit dem Tagesordnungspunkt 3,
Ursachenforschung und Konsequenzen von Unter-
richtsausfall, Große Anfrage der Fraktion der CDU,
Drucksache 18/750, und Mitteilung des Senats dazu,
Drucksache 18/818. Im Anschluss daran werden der

Tagesordnungspunkt 27, Gesetz zur Änderung des
Bremischen Nichtraucherschutzgesetzes, Antrag der
Fraktionen  der  SPD  und  Bündnis  90/Die  Grünen,
Drucksache  18/902,  der  Tagesordnungspunkt  55,
Endlich umfassende rechtliche Rahmenbedingungen
für den Betrieb von Prostitutionsstätten schaffen, Dring-
lichkeitsantrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen, Drucksache 18/974, aufgerufen,
die miteinander verbundenen Tagesordnungspunkte
34, Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die De-
putationen – Parlamentarische Kontrolle in Deputa-
tionen verbessern, Antrag der Fraktion der CDU, Druck-
sache 18/140, 35, Verlagerung der Deputationsassis-
tenz von den Ressorts zur Bürgerschaftskanzlei, An-
trag der Fraktion der CDU, Drucksache 18/151, und
36, Gesetz zur Änderung der Landesverfassung der
Freien Hansestadt Bremen, Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über die Deputationen, Änderung der Ge-
schäftsordnung der Bremischen Bürgerschaft, Bericht
und Antrag des Verfassungs- und Geschäftsordnungs-
ausschusses, Drucksache 18/928, sowie die miteinan-
der verbundenen Tagesordnungspunkte 46, Anerken-
nung von im Ausland erworbenen Abschlüssen – Kon-
zept  zur  Umsetzung  des  Bundesgesetzes  im  Land
Bremen, Mitteilung des Senats, Drucksache 18/942,
und 48, Bremisches Gesetz über die Anerkennung
ausländischer Berufsqualifikationen, Mitteilung des
Senats, Drucksache 18/947.

Die übrigen interfraktionellen Absprachen können
Sie dem Umdruck der Tagesordnung mit Stand von
heute, 9.00 Uhr, entnehmen.

Diesem Umdruck können Sie auch die Eingänge
gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung entnehmen,
bei  denen  interfraktionell  vereinbart  wurde,  diese
nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. Es han-
delt sich insoweit um die Tagesordnungspunkte 49,
Bericht des Petitionsausschusses Nr. 19, Drucksache
18/953, 50, Mehreinnahmen aus Zensus-Ergebnis-
sen für nachhaltige Verbesserungen in Bildung, Ju-
gend und Soziales einsetzen, Dringlichkeitsantrag der
Fraktion DIE LINKE, Drucksache 18/955, 51, Gesetz
zur Änderung des Bremischen Abgeordnetengeset-
zes – Aussetzung der Diätenerhöhung für die Jahre
2013 und 2014, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen
Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und DIE LINKE,
Drucksache 18/962, 52, Gesetz zur Änderung der Lan-
desverfassung der Freien Hansestadt Bremen – Aus-
setzung der Diätenerhöhung für die Jahre 2013 und
2014, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bündnis
90/Die Grünen, der SPD und DIE LINKE, Drucksa-
che 18/963, 53, Gesetz zur Anpassung der Besoldungs-
und  Beamtenversorgungsbezüge  2013/2014  in  der
Freien  Hansestadt  Bremen,  Mitteilung  des  Senats,
Drucksache 18/912, 54, Gesetz zur Anpassung der
Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2013/
2014 in der Freien Hansestadt Bremen, Bericht und
Dringlichkeitsantrag des staatlichen Haushalts- und
Finanzausschusses, Drucksache 18/973, und 55, End-
lich umfassende rechtliche Rahmenbedingungen für
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den Betrieb von Prostitutionsstätten schaffen, Dring-
lichkeitsantrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen, Drucksache 18/974.

Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute verteil-
ten weiteren Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Geschäftsordnung

1. Kostenfallen im mobilen Internet bekämpfen

Antrag der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2013
(Drucksache 18/935)

2. Alkoholverkauf an Jugendliche stärker ahn-
den

Antrag der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Juni 2013
(Drucksache 18/936)

3. Bildungssituation in den Justizvollzugsanstal-
ten

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 12. Juni 2013
(Drucksache 18/948)

4. Bremer Bestattungsrecht novellieren und in-
dividuelle Bestattungsformen ermöglichen

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/
Die Grünen und der SPD
vom 12. Juni 2013
(Drucksache 18/950)

5. Missbrauch von Werkverträgen bekämpfen

Antrag der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juni 2013
(Drucksache 18/951)

6. Durchsetzung eines Mindestlohns im Land
Bremen

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 12. Juni 2013
(Drucksache 18/952)

7. Verhütungsmittel für Geringverdienerinnen

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 13. Juni 2013
(Drucksache 18/954)

8. Freien Zugang zum Internet sicherstellen –
Netzneutralität für alle Nutzenden und alle In-
halte festschreiben

Antrag der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Juni 2013
(Drucksache 18/957)

9. Armutsbekämpfung neu denken: Enquete-
Kommission einsetzen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 17. Juni 2013
(Drucksache 18/958)

10. Angemessene pädagogische Begleitung sowie
Wohnmöglichkeiten für minderjährige Flücht-
linge sofort sicherstellen!

Bericht der staatlichen Deputation für Sozia-
les, Kinder und Jugend
vom 17. Juni 2013
(Drucksache 18/960)

11. Schulsozialarbeit und Schulassistenz – Quali-
tativ gute Arbeit ohne einheitliche Standards?

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 17. Juni 2013
(Drucksache 18/961)

12. Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge
zurücknehmen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/964)

13. Fürsorgepflicht für Polizeibeamte verbessern

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/965)

14. Situation von Contergan-Opfern im Land Bre-
men

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/966)

15. Wohnungseinbrüche konsequent zurückdrän-
gen

Mitteilung des Senats vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/967)

16. Nachwahl  für  den  Landesjugendhilfeaus-
schuss des Landes Bremen

Mitteilung des Senats vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/971)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der August-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Umsetzung von Gender-Budgeting für Zu-
wendungen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 16. April 2013
D a z u
Antwort des Senats vom 21. Mai 2013
(Drucksache 18/920)

2. Anerkennung einer Schwerbehinderung

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. April 2013

D a z u

Antwort des Senats vom 4. Juni 2013
(Drucksache 18/933)

3. Ist die Unterrichtsversorgung im Sommer 2013
sichergestellt?

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. April 2013

D a z u
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Antwort des Senats vom 21. Mai 2013
(Drucksache 18/921)

4. Die Abrufung der Mittel des Sondervermö-
gens für den Kitaausbau

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 23. April 2013

D a z u

Antwort des Senats vom 28. Mai 2013
(Drucksache 18/926)

5. Entwicklung des Frauenanteils an Professu-
ren an den Hochschulen im Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 13. Mai 2013

D a z u

Antwort des Senats vom 11. Juni 2013
(Drucksache 18/945)

6. Gewalt in der Pflege – Was hat sich in Bre-
men seit November 2012 geändert?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. Mai 2013

D a z u

Antwort des Senats vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/972)

7. Hat Bremen einen Katastrophenplan für Un-
fälle mit Gefahrgütern auf der Schiene?

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 22. Mai 2013

8. Beantragung und Auszahlung von Kindergeld
und Elterngeld in Bremen und Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 27. Mai 2013

9. Kinderarmut in Bremen und Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 27. Mai 2013

10. Politische Bildungsangebote für Migrantinnen
und Migranten

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 30. Mai 2013

11. Lernstandserhebungen an Bremer Schulen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 31. Mai 2013

12. Unterstützung des Buchhandels im Lande Bre-
men

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 4. Juni 2013

13. Staatliche Zuschüsse für Schulen in freier Trä-
gerschaft

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 4. Juni 2013

14. Konzept „Stopp der Jugendgewalt“

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 11. Juni 2013

15. EFRE- und ESF-Förderung im Land Bremen
ab 2014

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. Juni 2013

16. Fortschritt der Autobahn 281

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. Juni 2013

III. Sonstige Eingänge

1. Mitteilung des Senats über die vom Senat be-
schlossene Mitantragstellung zur Bundesrats-
initiative „Entwurf eines Gesetzes zur Neu-
ausrichtung der öffentlich geförderten Beschäf-
tigung“ – Gesetzesantrag der Freien und Han-
sestadt Hamburg

Mitteilung des Senats vom 21. Mai 2013
(Drucksache 18/922)

2. Mitteilung des Senats über die vom Senat be-
schlossene Mitantragstellung zur Bundesrats-
initiative „Entwurf eines Gesetzes über die Zu-
lassung der Mehrstaatigkeit und die Aufhe-
bung der Optionsregelung im Staatsangehö-
rigkeitsrecht“ – Gesetzesantrag des Landes
Baden-Württemberg

Mitteilung des Senats vom 28. Mai 2013
(Drucksache 18/927)

3. Bericht über die Informationsreise des Petiti-
onsausschusses vom 10. bis 11. April 2013
nach München

Des  Weiteren  möchte  ich  Ihnen  mitteilen,  dass
nachträglich interfraktionell vereinbart wurde, bei den
miteinander verbundenen Tagesordnungspunkten 31
und  32,  Geeignetes  Verfahren  zur  Umsetzung  der
MiStra-Vorschriften einführen, auf eine Aussprache
zu verzichten und den Tagesordnungspunkt 4, So-
zialraummonitoring vereinheitlichen? – Nachvollzieh-
bare  und  transparentere  Entscheidungen  ermögli-
chen!, für die Juni-Sitzungen auszusetzen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich Ihnen mitteilen – wie schon gestern in der Sitzung
der  Stadtbürgerschaft  –,  dass  die  Fraktion  der  SPD
am 10. Juni 2013 turnusgemäß ihren Fraktionsvor-
stand gewählt hat. Sowohl der Fraktionsvorsitzende
Herr Tschöpe als auch seine beiden Stellvertreterinnen
Frau Garling und Frau Böschen wurden für eine wei-
tere Amtszeit bestätigt.
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Die Fraktion DIE LINKE hat am 10. Juni 2013
ebenfalls ihre turnusgemäßen Wahlen des Fraktions-
vorstands vorgenommen. Frau Vogt wurde für wei-
tere zwei Jahre als Fraktionsvorsitzende in ihrem Amt
bestätigt.  Als  stellvertretende  Fraktionsvorsitzende
wurden Herr Rupp und Herr Tuncel für ein Jahr ab
dem 1. Juli 2013 gewählt.

Die turnusgemäßen Wahlen des Fraktionsvorstands
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fanden bereits
am 3. Juni 2013 statt. Herr Dr. Güldner wurde für ein
weiteres Jahr als Fraktionsvorsitzender in seinem Amt
bestätigt, ebenfalls die stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden Frau Dr. Schaefer und Herr Fecker.

Herzlichen Glückwunsch und viel Spaß bei Ihrer
Arbeit!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen 21 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Grüne Ju-
gend Bremen“. Die Anfrage ist unterschrieben vom
Abgeordneten Timke.

Bitte, Herr Kollege Timke!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die von der Ju-
gendorganisation der Grünen Grüne Jugend gestar-
tete Kampagne „Ich bin linksextrem“ und die mit die-
ser Aktion verbundene Forderung nach einer Abschaf-
fung des Verfassungsschutzes, an der sich auch der
Landesverband Bremen der Grünen Jugend beteiligt?

Zweitens: Welche Erkenntnisse liegen dem Senat
über linksextremistische Bestrebungen der Grünen
Jugend im Land Bremen vor?

Drittens: Wie viele Mitglieder der Grünen Jugend
im Land Bremen gehören Organisationen an, die nach
Einschätzung des Verfassungsschutzes linksextremis-
tisch sind oder in Verdacht stehen, linksextremisti-
sche Bestrebungen zu verfolgen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Der Senat gibt grundsätzlich
keine Stellungnahme zu Aktionen von Parteiorgani-
sationen ab, die nicht als extremistisch eingestuft sind.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Weder der Landesverband der Partei Bündnis 90/
Die Grünen in Bremen noch deren Jugendverband
Grüne Jugend Bremen sind Beobachtungsobjekte des
Landesamtes für Verfassungsschutz in Bremen. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf die Stellenbe-
setzung bei der Polizei. Die Anfrage ist unterschrie-
ben vom Abgeordneten Timke.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Trifft es zu, dass im KK 44 der Polizei Bre-
men für den Bereich Menschenhandel vier Stellen un-
besetzt sind, und wenn ja, wie lange sind diese Posi-
tionen bereits vakant?

Zweitens: Wann ist mit einer Neubesetzung der Stel-
len zu rechnen?

Drittens: Wie viele Verfahren hat das KK 44 der
Bremer Polizei im Bereich Menschenhandel in den
Jahren 2010 bis 2012 bearbeitet, und wie viele Ver-
fahren werden dort derzeit geführt – bitte getrennt
nach Jahren ausweisen –?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Dies trifft nicht zu. Seit Mitte Mai die-
ses Jahres ist aufgrund einer Umsetzung lediglich eine
Funktionsstelle nicht besetzt.

Zu Frage 2: Diese Funktionsstelle wird zeitnah
nachbesetzt. Der entsprechende Vorgang zur Aus-
schreibung der Funktion befindet sich bereits auf dem
Weg in die Mitbestimmung.

Zu Frage 3: Die Polizeiliche Kriminalstatistik, PKS,
weist für das Jahr 2010 14, für das Jahr 2011 24 und
für das Jahr 2012 25 Verfahren wegen Menschenhan-
dels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung aus. In
der PKS des Jahres 2013 sind bislang 11 Menschen-
handelsverfahren registriert. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Es liegen keine Zusatzfragen vor.

Bevor ich die dritte Anfrage aufrufe, begrüße ich
auf der Besuchertribüne die Fachhochschulklasse der
Wilhelm-Wagenfeld-Schule  Huchting  und  die  Mit-
glieder des Personalrats der Polizei Bremen ganz herz-
lich.

Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)
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Die dritte Anfrage trägt den Titel „Fernbusse nut-
zen auch mit Rollstuhl oder Rollator?“. Die Anfrage
ist unterschrieben von den Abgeordneten Schmidt-
mann, Saxe, Werner, Dr. Güldner und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Schmidtmann!

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Welche Mindestanforderungen bezüglich
Barrierefreiheit gelten für die Fernbusse, die nach der
inzwischen erfolgten Liberalisierung des Fernbusli-
nienverkehrs  jetzt  auch  immer  häufiger  die  Städte
Bremerhaven und Bremen anfahren?

Zweitens: Welche Möglichkeiten haben gegenwär-
tig die auf einen Rollstuhl oder Rollator angewiese-
nen  Menschen,  die  neuen  Angebote  im  Fernbus-
linienverkehr zu nutzen, die ja auch gedacht sind für
jene Menschen, die mit wenig Geld reisen wollen?

Drittens: Ab wann werden sich die Reisemöglich-
keiten im Fernbuslinienverkehr für Menschen mit Mo-
bilitätsbeeinträchtigungen  verbessern,  und  welche
Möglichkeiten sieht der Senat, die Verbesserung der
Situation zu beschleunigen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Golasowski.

Staatsrat Golasowski: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Im Rahmen der Novellierung des Per-
sonenbeförderungsgesetzes wurde neben der Libe-
ralisierung des Fernbuslinienverkehrs auch beschlos-
sen, dass Fernbusse künftig barrierefrei genutzt wer-
den können. Die technischen Anforderungen an Kraft-
omnibusse,  die  im  Personenfernverkehr  eingesetzt
werden, ergeben sich aus Paragraf 42 b Personenbe-
förderungsgesetz in Verbindung mit Anhang VII der
Richtlinie 2001/85/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. November 2001 über beson-
dere Vorschriften für Fahrzeuge zur Personenbeför-
derung mit mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fah-
rersitz. Ab 2016 muss jeder neue Linienfernbus mit
mindestens zwei Plätzen für Rollstuhlfahrer ausge-
rüstet sein, und gemäß Ziffer 3.6.2 des Anhangs VII
zur Richtlinie 2001/85/EG muss mindestens eine Tür
vorhanden sein, die von Rollstuhlfahrern benutzt wer-
den kann. Die Tür muss mit einer Einstiegshilfe aus-
gestattet sein, Absenkvorrichtung in Verbindung mit
einer Rampe oder Hubvorrichtung.

Zu Frage 2: Gegenwärtig gibt es nur wenige Fern-
busse mit einem Platzangebot für Fahrgäste mit ein-
geschränkter Mobilität. Dies wird sich erst mit Ab-
lauf der Übergangsfristen ändern.

Zu Frage 3: Gemäß Paragraf 62 Absatz 3 Personen-
beförderungsgesetz gelten die Vorschriften von Pa-

ragraf 42 b Personenbeförderungsgesetz ab dem 1. Ja-
nuar 2016 für Kraftomnibusse, die erstmals zum Ver-
kehr zugelassen werden, und ab dem 1. Januar 2020
für alle Kraftomnibusse.

Der Senat sieht wenig Möglichkeiten, die Verbes-
serung der Situation zu beschleunigen, da die fahr-
zeugtechnischen  Anforderungen  für  Fernbuslinien
erst im vergangenen Jahr im Rahmen der Personen-
beförderungsgesetz-Novelle  festgelegt  wurden.  Die
Fristen wurden gewählt, damit sich Hersteller und
Unternehmen rechtzeitig auf die Anforderungen zur
Barrierefreiheit einstellen können. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Schmidtmann, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Ich
möchte gern wissen, Herr Staatsrat, wie das mit der
UN-Behindertenrechtskonvention übereinstimmt, die
kürzlich verabschiedet worden ist, mit der ja ganz klar
beschlossen worden ist, dass Menschen mit Einschrän-
kungen nicht behindert werden dürfen.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Ich unterstelle einmal, dass
Sie mit dieser Frage Kritik an dieser Regelung mit
der  Übergangsfrist  üben,  ich  persönlich  teile  diese
Meinung. Ich hätte es für besser gehalten, dass man
auch gleich von Beginn an die Beförderung von Roll-
stuhlfahrern  einbezieht,  wenn  man  schon  so  lange
an den Fernbuslinien arbeitet. Das ist leider nicht ge-
schehen. Ich finde, die Bundesregierung hat es sich
da etwas einfach gemacht, und in Übereinstimmung
mit der UN-Behindertenrechtskonvention ist das mit
Sicherheit auch nicht.

Präsident Weber: Herr Kollege Schmidtmann, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Es
besteht ja die Möglichkeit, zum Beispiel über Bun-
desratsinitiativen eventuell noch einmal nachzubes-
sern. Wie schätzen Sie dort die Chancen ein?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Diese Möglichkeit gäbe es
– das Gesetz ist noch ganz neu –, und wir haben das
intern diskutiert. Wir müssen abwarten, vielleicht im
Herbst, da sind ja bekanntlich Wahlen, ob es dann
noch notwendig ist. Eine solche Bundesratsinitiative
sollte man aber durchaus erwägen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Grönert! – Bitte sehr!

Abg. Frau Grönert (CDU): Wenn der Reiseverkehr
zunimmt  und  die  Übergangszeit  vorbei  ist,  dann,
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denke ich, werden ja auch vermehrt Plätze in Hotels
und so weiter nötig. Wie ist denn diesbezüglich der
Stand hier in Bremen, und wie viel Einsatz gibt es
dort im Moment vom Bremer Senat, damit die Ho-
tels auch mehr barrierefreie Zimmer bereithalten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Das ist ja in der Landesbau-
ordnung geregelt. Die Frage zu darüber hinausge-
henden Planungen im Zusammenhang mit Fernbus-
linien kann ich Ihnen im Augenblick nicht beantwor-
ten, aber ich kann das gern nachreichen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die vierte Anfrage betrifft Auslands-BAföG. Die
Anfrage  ist  unterschrieben  von  den  Abgeordneten
Frau Häsler, Frau Grobien, Frau Neumeyer, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Häsler!

Abg. Frau Häsler (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie viele BAföG-Anträge wurden in Bremen seit
dem Jahr 2010 pro Semester gestellt, und wie viele
davon zielten auf eine Auslandsförderung ab?

Wie lange ist die durchschnittliche Bearbeitungs-
zeit von Anträgen auf Auslands-BAföG?

Für welche Länder wird am häufigsten eine För-
derung durch Auslands-BAföG beantragt?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Auslandsförderung nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz, BAföG, wird sowohl
für Studentinnen und Studenten als auch für Schü-
lerinnen und Schüler sowie Praktikantinnen und Prak-
tikanten  gezahlt.  Für  Studierende  an  bremischen
Hochschulen, die beim Studentenwerk Bremen An-
träge auf Inlandsförderung nach dem BAföG gestellt
haben, liegen die Zahlen aus den Jahren 2010 bis 2012
jeweils zum Sommer- und Wintersemester vor. Danach
haben 2010 im Sommersemester 819, im Winterse-
mester  8 832  Studierende  einen  Antrag  nach  dem
BAföG gestellt, im Jahr 2011 waren dies im Sommer-
semester 936, im Wintersemester 9 096 und im Jahr
2012 im Sommersemester 953 sowie 9 475 Studierende
im Wintersemester.

Für Schülerinnen und Schüler, die beim Landes-
amt für Ausbildungsförderung Anträge auf Förderung
nach dem BAföG gestellt haben, beziehen sich die
vorliegenden Zahlen jeweils auf die Zeiträume von
Juli bis Juni in den Jahren 2010 bis 2012. Im Zeit-

raum von Juli 2009 bis Juni 2010 haben 2 615 Schü-
lerinnen und Schüler BAföG beantragt, im gleichen
Zeitraum der Jahre 2010/2011 waren dies 2 652 und
in 2011/2012 2 467 Schülerinnen und Schüler.

Anträge auf Auslandsförderung von Studierenden,
Schülerinnen und Schülern sowie Praktikantinnen und
Praktikanten werden ebenfalls beim Landesamt für
Ausbildungsförderung bearbeitet. Auch hier bezie-
hen sich die Zahlen jeweils auf die Zeiträume von
Juli bis Juni. 2009/2010 wurden 1 337 Anträge auf
Auslands-BAföG gestellt. 2010/2011 gingen 1 529 An-
träge und 2011/2012 1 566 Anträge ein.

Zu Frage 2: Die durchschnittliche Bearbeitungszeit
eines Auslandsförderungsantrags beträgt beim Lan-
desamt für Ausbildungsförderung drei bis fünf Mo-
nate. Dies ist abhängig vom Ermittlungsaufwand zur
Erlangung der notwendigen Angaben und Unterla-
gen, der Mitwirkung der Auszubildenden und der Mit-
wirkungsbereitschaft der Eltern. In der Hauptantrags-
zeit zum jeweiligen Schuljahresbeginn kann sich auch
die erhöhte Arbeitsbelastung auf die Dauer der An-
tragsbearbeitung auswirken.

Zu Frage 3: Das Land Bremen ist nach der BAföG-
Auslandszuständigkeitsverordnung  für  die  Staaten
in Amerika, außer den USA und Kanada, zuständig.
Über die Anzahl der Verteilung der Anträge auf die
einzelnen  Staaten  liegt  keine  Auswertung  vor.  Sie
kann aber von der Zahl der tatsächlich Geförderten
abgeleitet werden. Für den Besuch der im Zustän-
digkeitsbereich des Landes Bremen liegenden Län-
der wurden im Kalenderjahr 2010 1 226 Auszubil-
dende, im Jahr 2011 1 344 Auszubildende und im Jahr
2012 1 537 Auszubildende gefördert. Die beliebtesten
Länder darunter sind an erster Stelle Mexiko mit 1 054
Auszubildenden, dann Brasilien mit 655, Argentini-
en mit 601 und Chile mit 538 Auszubildenden. – Soweit
die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Häsler (CDU): Erst einmal vielen Dank
für die detaillierte Antwort! Können Sie mir sagen,
wie viele der Anträge es separat für Auslands-BAföG
gibt – also ohne Beantragung des Inlands-BAföG –
und bei wie vielen bereits vorher auch Inlands-BAföG
beantragt wurde? Ich meine zum einen nur die, die
Anträge auf Auslands-BAföG stellen, zum anderen
diejenigen, die Anträge auf Inlands- und Auslands-
BAföG stellen. Liegen dazu Zahlen vor?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Dem müss-
te ich noch einmal nachgehen, das kann ich Ihnen
jetzt leider nicht beantworten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!
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Abg. Frau Häsler (CDU): Es wäre sehr nett, wenn
Sie das nachreichen! Wird der Bedarf an Auslands-
BAföG dann entsprechend der Lebenshaltungskos-
ten im jeweiligen Land individuell festgelegt, indem
es dann unterschiedliche Förderbeiträge gibt?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Nach mei-
nem Kenntnisstand gibt es dort festgelegte Sätze, für
die ich aber nicht die Kriterien kenne, ob sie sich an
den landesüblichen Sätzen orientieren oder an den
Sätzen, die wir als Bundesförderung festlegen. Ich
weiß nicht, ob es dort irgendwelche unterschiedlichen
Ausrichtungen gibt, das müsste ich klären. Ich gehe
nicht davon aus. Ich gehe davon aus, dass es einen
Grundbetrag gibt, der dann gezahlt wird, aber ich
müsste dem noch einmal nachgehen. Vielleicht liegt
Ihrer Frage ja zugrunde, dass sie etwas dazu wissen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Häsler (CDU): Ich wollte auch nur einmal
hören, was Sie darüber wissen!

(Heiterkeit)

Das stimmt schon, es gibt unterschiedliche Förder-
sätze, aber es ist ja ganz interessant zu wissen, dass
Sie es nicht wissen. Deswegen wäre es schön, wenn
Sie es dann noch einmal konkret nachreichen kön-
nen.

Bezüglich der Bearbeitungszeit, die teilweise sogar
ein halbes Jahr beträgt, würde ich gern wissen, wie
Bremen im Vergleich zu anderen zuständigen Stel-
len in anderen Bundesländern dasteht.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Ich kann
Ihnen jetzt erst einmal die Gründe nennen, und bei
einem Vergleich kann man feststellen, dass es auch
in anderen Bundesländern relativ lange dauert, also
zwischen drei und fünf Monaten, weil die Gründe ähn-
lich sind. Die Gründe liegen – das haben wir in der
Antwort auch formuliert – hauptsächlich darin, dass
es nicht einfach ist, die Bescheinigungen der auslän-
dischen Ausbildungsstätten zusammenzutragen. Dort
gibt es ganz bestimmte Kriterien, die erfüllt werden
müssen, deren Erfüllung fällt sehr schwer, und dann
geht es um die Anerkennung dieser Dinge. Insofern
kann ich sagen, es gibt viele Dinge, mit denen auch
alle Länder zu tun haben, und deshalb sind die Bear-
beitungszeiten zwischen drei und fünf Monaten nicht
unüblich.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Häsler (CDU): Wird denn ausgehend da-
von auch ausreichend darüber informiert, dass sich
die betroffenen Personen auch rechtzeitig bewerben,
wenn es solche Bearbeitungszeiten gibt? Ist das si-
chergestellt?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Das ist si-
chergestellt, und es ist vor allem auch sichergestellt,
dass Abschläge gezahlt werden, wenn längere Be-
arbeitungszeiten  auftreten.  Dadurch  entsteht  keine
Situation für die Antragsteller oder für die Geförderten,
in der sie nicht über Mittel zur Sicherstellung ihres Le-
bensunterhalts verfügen können.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die Änderung
des Telekommunikationsgesetzes. Die Anfrage ist un-
terschrieben  von  den  Abgeordneten  Hinners,  Frau
Neumeyer, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Warum hat Bremen im Gegensatz zu anderen SPD-
geführten Landesregierungen im Bundesrat das Te-
lekommunikationsgesetz abgelehnt?

Wurden Stellungnahmen von den Ressorts Inne-
res und Justiz zur Bewertung dieses Gesetzes ein-
geholt, und wenn ja, mit welchem Inhalt?

Bei welchen Ordnungswidrigkeiten wird das Ge-
setz zukünftig zur Anwendung kommen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Die Enthaltung Bremens zum Gesetz war das Er-
gebnis einer Koordinierung unter allen Senatsressorts.

In den Ausschussberatungen zum Gesetzentwurf
wurden auf der Grundlage von Stellungnahmen der
Ressorts Inneres, Justiz und Wirtschaft auch Ände-
rungsanträge unterstützt, die auf die Herstellung eines
wirksamen Grundrechtsschutzes abzielten. So wur-
de  der  Forderung  mit  Bezug  zum  Grundsatz  der
Verhältnismäßigkeit, Auskünfte über Telekommuni-
kationsdaten auf Einzelfälle zu beschränken, zuge-
stimmt.

Die Beratungen im Bundestag haben zwar zu Ver-
besserungen in Bezug auf einen Richtervorbehalt und
die Benachrichtigungspflicht geführt, die aber insge-
samt  für  eine  Zustimmung  des  Senats  zum  Gesetz
nicht ausreichten.
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Das Gesetz enthält eine Regelung, zur Verfolgung
welcher Ordnungswidrigkeiten eine Bestandsdaten-
auskunft nach dem Telekommunikationsgesetz in Be-
tracht kommen könnte. Für welche Anwendungsfälle
eine Bestandsdatenauskunft in der Praxis wirklich er-
forderlich und rechtlich zulässig ist, kann derzeit nicht
überblickt werden. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, Sie haben es
eben schon angedeutet: Um im Bereich dieses Ge-
setzes Maßnahmen durchführen zu können, sind sach-
liche Gründe erforderlich. Sehen Sie darin Proble-
me, wenn Ordnungswidrigkeiten aufgeklärt werden
sollen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich habe versucht, mit dieser Ant-
wort deutlich zu machen, dass Bremen sich bei der
Entscheidung über dieses Gesetz im Bundesrat ent-
halten hat, das heißt also, Ihre Unterstellung, wir hätten
es abgelehnt, ist insofern nicht ganz zutreffend.

Sie kennen die Praxis: Wenn sich vier Ressorts mit
einem solchen Gesetz beschäftigen, dann gibt es ganz
unterschiedliche Sichtweisen, und diese Position hat
dazu geführt, dass wir uns im Ergebnis enthalten ha-
ben. Das bedeutet aber nicht, dass wir nicht konstruk-
tiv in den Ausschussberatungen mitgewirkt haben.
Ich glaube, wenn man sich das Gesetz insgesamt heute
anschaut, dann sieht man auch, dass wir dort Einfluss
genommen haben. Ich möchte aber keine Debatte
führen,  welches  Ressort  nun  für  welche  konkreten
Änderungsanträge in welchem Ausschuss eingetre-
ten ist. Das Gesetz ist jetzt vermutlich verkündet, und
wir  werden  sehen,  wie  es  in  der  Praxis  wirkt  und
funktioniert.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Es geht in dem Gesetz ja um
die Verbindungsdaten. Halten Sie als Innensenator
es für ausgesprochen wichtig, dass Polizei und Jus-
tiz auf Verbindungsdaten zur Aufklärung von Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten zurückgreifen kön-
nen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das halte ich im Prinzip für rich-
tig, aber dieses Gesetz stellt mehr Fragen, als es Ant-
worten gibt, und deswegen werden wir schauen, was
wir wirklich in der Praxis daraus machen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage betrifft die Fortführung des
Projektes „Bremer und Bremerhavener Integrations-
Netz“, BIN. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Frau Grönert, Frau Neumeyer, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Grönert!

Abg. Frau Grönert (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie beurteilt der Senat die Arbeit der Bundesini-
tiative „Bremer und Bremerhavener IntegrationsNetz“
hinsichtlich seiner Wirksamkeit und seiner Mehrwerte
für Flüchtlinge und Asylbewerber?

Welchen besonderen Wert misst der Senat dem In-
tegrationsNetz bezüglich der Integration minderjäh-
riger unbegleiteter Flüchtlinge bei?

Durch welche Maßnahmen plant der Senat, die in
Teilen unverzichtbar gewordene Arbeit dieses Pro-
jekts auch nach dem Auslaufen der Bundesinitiative
am 31. Oktober 2013 weiterzuführen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Frehe.

Staatsrat Frehe: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Das „Bremer und Bremerhavener In-
tegrationsNetz“, BIN, wird im Rahmen des ESF-Bun-
desprogramms zur arbeitsmarktlichen Unterstützung
für Bleibeberechtigte und Flüchtlinge mit Zugang zum
Arbeitsmarkt vom Bund gefördert. Die Ergebnisse der
begleitenden Evaluation, die die Arbeit der Integra-
tionsnetze und Projektverbünde in allen Bundeslän-
dern betrachtet, bescheinigen dem Programm sehr
gute Vermittlungsquoten in den ersten Arbeitsmarkt
beziehungsweise in Ausbildung, das ist der Stand vom
Dezember 2011. Der im März 2013 vorgelegte Zwi-
schenbericht  geht  davon  aus,  dass  sich  diese  Er-
gebnisse im verbleibenden Projektablauf noch ver-
bessern werden.

Auch unter den schwierigen Rahmenbedingungen
des Bremer Arbeitsmarktes entfaltet das BIN nach Auf-
fassung des Senats eine große Wirksamkeit für Asyl-
suchende und Flüchtlinge bei der Unterstützung zum
Zugang zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt. Die Zu-
sammenarbeit  unter  den  beteiligten  Projektträgern
Deutsches  Rotes  Kreuz,  Kreisverband  Bremen,  Pa-
ritätisches  Bildungswerk,  Lagerhaus  Schildstraße,
WaBeQ, AFZ Bremerhaven, und ihre Vernetzung mit
beteiligten Behörden wie Jobcenter, Amt für Soziale
Dienste, Ausländerbehörde, Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge, aber auch Schulen und ehren-
amtlichen Mittlern zur Wirtschaft, hat zu einem pro-
blemlösungsorientierten Herangehen zugunsten Blei-
beberechtigter und Flüchtlinge geführt.

Zu Frage 2: Für die Integration minderjähriger un-
begleiteter Flüchtlinge bietet das „Bremer und Bremer-
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havener IntegrationsNetz“, BIN, eine umfangreiche
operative und strategische Ausrichtung. Für die jun-
gen Menschen ermöglicht das BIN vor Beendigung
der Schulpflicht eine umfangreiche Beratung zur Be-
rufsorientierung, zu Bewerbungshilfen und Bewer-
bungstrainings. Nach der Schulentlassung können
Qualifizierungsmaßnahmen im Netzwerk wahrge-
nommen werden, die durch umfangreiche Firmenkon-
takte eine Vermittlung in Praktika, Ausbildung und
Arbeit ermöglichen. Bei einer Teilnahme an diesen
Kursen stehen auch unterstützende Sprachkurse über
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zur Ver-
fügung. Bei den jungen Volljährigen übernimmt das
BIN auch das Casemanagement zur Abklärung behörd-
licher Fragestellungen.  Ferner  besteht  ein  enger  Kon-
takt zur Berufsberatung der Arbeitsagentur.

In der Zusammenarbeit mit den öffentlichen und
freien Trägern der Jugendhilfe werden in der kom-
plexen Rechtssystematik des Ausländerrechts Fach-
beratungen angeboten. Der BIN-Begleitausschuss bie-
tet dabei auch die Möglichkeit zum allgemeinen fach-
lichen Austausch auf Landesebene.

Zu Frage 3: Im März 2013 hat Bremen im Rahmen
der Integrationsministerkonferenz einen einstimmi-
gen Beschluss mit initiiert, in dem die positive Wir-
kung der aus dem Programm entstandenen Strukturen
und  Hilfeangebote  gewürdigt  wird.  Zudem  hat  die
Integrationsministerkonferenz mit dem Beschluss die
Bundesregierung  aufgefordert,  in  der  neuen  ESF-
Förderperiode ab 2014 an die entwickelten Struktu-
ren durch die Fortführung des Programms anzuknüp-
fen.

Die Kohärenz der ESF-Programme in der Bundes-
republik Deutschland sieht eine thematische Aufga-
benteilung zwischen Bund und Ländern vor. Demge-
mäß begrüßt und unterstützt der Senat ausdrücklich
die verschiedenen Bemühungen zur Fortführung der
Förderung im Rahmen eines zukünftigen ESF-Bun-
desprogramms. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin Grönert, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Grönert (CDU): Ich finde es in Ordnung
und auch gut, dass Sie sich da bemühen, aber mei-
ne Frage zielte mehr in folgende Richtung: Wenn das
Programm wirklich einfach ausläuft und nicht weiter
fortgesetzt wird – was ja bei verschiedenen Program-
men vorkommt –, was plant Bremen dann, um diese
Arbeit jetzt nicht einfach an allen Stellen abbrechen
zu müssen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Frehe: Es kann nicht sein, wenn der Bund
sich aus der Verantwortung zurückzieht, obwohl es
sich hier um ein sehr erfolgreiches Programm han-
delt, dass das Land dann automatisch eintritt. Es geht
viel mehr darum, dass wir unsere Bemühungen ver-

stärken, auch den Bund weiter davon zu überzeugen,
dieses Netzwerk zu unterstützen. Ich möchte noch
einmal darauf hinweisen, es steht keineswegs fest,
dass der Bund 50 Prozent der ESF-Mittel für sich be-
anspruchen muss, sondern es geht durchaus so, dass
den Ländern ein größerer Anteil zur Verfügung ge-
stellt wird.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Auf Bundesebene wird das sehr intensiv diskutiert,
auch das ist ein Ziel, mit dem man das bewältigen
könnte, aber hier handelt es sich um ein vom Bund
durchgeführtes ESF-Programm, und wir sind der Auf-
fassung, dass der Bund auch hier weiter tätig sein
sollte.

Präsident Weber: Frau Kollegin Grönert, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Grönert (CDU): Das heißt also schon,
wenn das jetzt vom Bund aus nicht weiter fortgesetzt
würde, dass Sie sagen, die Arbeit ist dann einfach be-
endet?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Frehe: Schauen Sie, Frau Grönert, wir sind
im Augenblick in einer Auseinandersetzung, in der
es darum geht, ob der Bund sich dort weiter enga-
giert, und die Länder drängen stark darauf, dass der
Bund sich weiter engagiert! Im Übrigen hat sich die
Bundestagsfraktion der Grünen engagiert, indem sie
den Bund aufgefordert hat, hier tätig zu werden und
das Programm fortzuführen. In dieser Phase zu er-
klären, dass wir das als Land übernehmen, wäre kon-
traproduktiv, weil es sinnvoll ist, dass der Bund hier
weiter in der Verantwortung bleibt und dieses Pro-
gramm fortführt.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Dr. Mohammadzadeh! – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Bündnis 90/Die
Grünen): Es wird ja im Rahmen der Aufstellung des
Haushalts, also der neuen Eckwerte, nach meinen
Informationen Planungen geben, ein neues bremi-
sches Landesarbeitsmarktprogramm aufzustellen. Ist
jetzt beabsichtigt oder geplant, neben der Zielgrup-
pe der Migrantinnen und Migranten auch gezielt die
Zielgruppe der Flüchtlinge und Bleibeberechtigten
aufzunehmen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Frehe: Da ich für dieses Ressort nicht zu-
ständig bin, kann ich das nicht genau sagen, denn
das sind Arbeitsmarktmaßnahmen – das kann mein
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Kollege möglicherweise besser beantworten –, aber ich
weiß, dass weniger Mittel zur Verfügung stehen und
wir genau überlegen müssen, wie diese Mittel ein-
gesetzt werden. Ich fände es gut, wenn diese Ziel-
gruppe auch besondere Berücksichtigung finden würde.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage?

(Abg. Frau D r .  M o h a m m a d z a d e h
[Bündnis 90/Die Grünen]: Nein, danke, ich
habe das Nicken von Herrn Staatsrat Stauch

gesehen!)

Eine weitere Zusatzfrage der Abgeordneten Frau
Vogt! – Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Herr Staatsrat, ich
unterstütze Sie in der Forderung, dass die ESF-Mit-
tel stärker den Ländern zugutekommen müssen, zu-
mal wir ja wissen, dass die Maßnahmen, die der Bund
einleitet, oft nicht nachhaltig sind. Nun ist es ja so,
dass die ESF-Mittel in den Verhandlungen im mit-
telfristigen Finanzrahmen der EU durchaus gesun-
ken sind. Welche Chancen und welchen zeitlichen
Rahmen sehen Sie denn, dass Sie auch bezüglich die-
ses Projekts zu einer Einigung im Bund kommen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Frehe: Zu der Einigung in Bezug auf ei-
nen zeitlichen Rahmen kann ich wenig sagen. Es wird
ein zäher Prozess werden, und wir gehen davon aus,
dass deutlich weniger Mittel zur Verfügung stehen
werden. Wir gehen davon aus, dass es sich um eine
Kürzung von bis zu 50 Prozent handeln kann. Ich kann
Ihnen aber über die Zahlen oder den Zeitpunkt, wann
wir da zu einem Ergebnis kommen können und woran
es hapert, nichts Detailliertes sagen, aber ich kann
das gern nachreichen.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Für den Fall, dass Sie
zum jetzigen Zeitpunkt merken, dass ein bisschen
Bewegung in die Debatte kommt, sehen Sie eine Mög-
lichkeit für eine Zwischenfinanzierung, wenn jetzt
etwas absehbar wäre, bis Ende Oktober?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Frehe: Eine Zwischenfinanzierung käme
ja nur dann in Betracht, wenn ein bestimmtes Ergebnis
absehbar wäre. Das kann ich mir dann durchaus vor-
stellen, aber wenn es absehbar ist, dann kann man
eigentlich auch schon die Planung auf das Ergebnis
ausrichten. Wenn es dann aber bei einzelnen Initia-
tiven zu finanziellen Problemen kommt – das haben

wir in anderen Fällen auch schon getan –, dann wür-
den wir dort auch helfen, damit die Maßnahme fort-
geführt werden kann.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf spezialisierte am-
bulante Palliativversorgung, SAPV, für Kinder in Bre-
men. Die Anfrage ist unterschrieben von den Abge-
ordneten Bensch, Frau Neumeyer, Röwekamp und
Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Bensch!

Abg. Bensch (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie beurteilt der Senat die derzeitige Situation bei
der spezialisierten ambulanten pädiatrischen Palli-
ativversorgung in Bremen, insbesondere im Vergleich
zum niedersächsischen Umland?

Welche bisherigen Planungen und Konzepte von-
seiten  der  im  Bereich  Hospiz-  und  Palliativversor-
gung engagierten Akteure sind dem Senat im Bereich
SAPV-Versorgung von Kindern bekannt, und welchen
Verhandlungsstand haben diese?

Welche Maßnahmen plant der Senat, um schwerst-
kranken Kindern in Bremen, die einen gesetzlichen An-
spruch auf eine SAPV-Versorgung haben, diese in Zu-
kunft auch zu ermöglichen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Schulte-Sasse.

Senator Dr. Schulte-Sasse: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die spezialisierte ambulante Palliativ-
versorgung, SAPV, ist im Fünften Sozialgesetzbuch
als eigenständiger Leistungsanspruch verankert. Da-
bei sind die besonderen Belange von Kindern zu be-
rücksichtigen. Die Umsetzung der gesetzlichen Vor-
gabe im Sinne eines Vertrags zu einer spezialisier-
ten ambulanten pädiatrischen Palliativversorgung,
SAPPV, ist eine Angelegenheit der Selbstverwaltung.
Ziel ist – wie bei Erwachsenen – die Verfügbarkeit
von ambulant tätigen pädiatrischen Palliative-Care-
Teams.

Eine  flächendeckende  Umsetzung  in  Bremen  ist
bislang leider noch nicht erfolgt. Im Einzelfall ist eine
Versorgung jedoch gewährleistet. Eine strukturelle
Anbindung an das bewährte niedersächsische Ver-
sorgungssystem wird angestrebt.

Die spendenfinanzierten „Bremer Engel“ halten
zwar kein Angebot zur SAPPV vor, sie helfen jedoch
in Form eines aufsuchenden mobilen Angebots Kin-
dern und ihren Familien, die durch die Diagnose ei-
ner schweren Krankheit in eine Notlage geraten sind
und  einer  Betreuung  und  Unterstützung  bedürfen.
Diese Familienhilfe wurde durch eine Stiftung in Ko-
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operation mit der Kinderklinik des KBM im Jahr 2005
ins Leben gerufen. An das Netzwerk sind auch die
Kinderkliniken am Klinikum LdW sowie in Delmen-
horst angeschlossen.

Zu Frage 2: Derzeit steht das Hospiz „Löwenherz“
in Syke im Dialog mit dem Klinikum Links der Weser.
Verhandelt wird die Option einer gemeinsamen Ver-
sorgungsstruktur in Kooperation zwischen dem Hospiz
„Löwenherz“, den Kostenträgern und der Kinderklinik
am LdW unter Einbindung der Strukturen der Pädi-
atrischen Palliativ AG Niedersachsen in Federführung
der Medizinischen Hochschule Hannover. Alternativ
wird der Aufbau einer eigenständigen Bremer Leis-
tungsstruktur zur Gewährleistung einer SAPPV ge-
prüft.

Zu Frage 3: Der Senator für Gesundheit steht seit
2010 im Dialog mit dem Bundesministerium für Ge-
sundheit, BMG, sowie der AOK Bremen/Bremerha-
ven, um auf einen Vertragsabschluss zwischen Leis-
tungserbringern  und  gesetzlichen  Krankenkassen
hinzuwirken. Der Senator für Gesundheit wird sich
im Sinne einer Moderation in die laufenden Verhand-
lungen in Bremen einbringen. Die Möglichkeiten der
direkten Einflussnahme sind allerdings begrenzt, da
der Gesetzgeber keine Ersatzvornahme durch Lan-
desbehörden vorsieht für den Fall, dass ein Vertrags-
abschluss nicht zustande kommt. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Bensch (CDU): Sie können uns doch sicherlich
zusagen, dann in der Gesundheitsdeputation zu be-
richten, wenn es Fortschritte gibt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator  Dr.  Schulte-Sasse:  Aber  selbstverständ-
lich!

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Umset-
zung des Mindestlohngesetzes“. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Frau Bernhard,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE.

Bitte, Frau Kollegin Bernhard!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Wir fragen den
Senat:

Erstens: Welche Informationen hat der Senat darü-
ber, ob bei den Unternehmen Nordsee-Zeitung GmbH,
Ehnis GmbH und Weser Eilboten GmbH, die für den
Magistrat Bremerhaven Zustelldienstaufträge ausfüh-
ren, der Bremer Mindestlohn bezahlt wird?

Zweitens: Inwieweit ist die Argumentation, öffent-
liche Auftragnehmer müssten nicht den Mindestlohn
zahlen, sondern nur einen Zuschlag, weil sie ja au-
ßer für die öffentliche Hand auch noch für andere Auf-
traggeber zuständig sind, mit dem Bremischen Min-
destlohngesetz vereinbar?

Drittens: In welchen weiteren Fällen werden derzeit
von öffentlichen Stellen im Land Bremen mit dem Ar-
gument der „Mischtätigkeit“ Aufträge an Unterneh-
men vergeben, die nicht den Bremer Mindestlohn zah-
len?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Magistrat der Seestadt Bremerha-
ven hat sich bereits zu Beginn des Jahres 2013 mit
der beim Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen
eingerichteten Geschäftsführung der Sonderkommis-
sion Mindestlohn über die Umsetzung des Tariftreue-
und Vergabegesetzes bei der Vergabe von Zustell-
dienstleistungen ausgetauscht. Dem Senat liegt da-
her  die  Information  vor,  dass  der  Magistrat  die
Cuxhavener Fahrradkurier GmbH mit der Postzustel-
lung  beauftragt  hat  und  die  Nordsee-Zeitung GmbH
als Nachunternehmer die Zustellung im Stadtgebiet
vornimmt.  Die  Nordsee-Zeitung  GmbH  wiederum
setzt die Ehnis Presse- und Werbemittellogistik GmbH
sowie die Weser Eilboten GmbH zur Aufgabenerfül-
lung ein.

Die Stundenlöhne der Beschäftigten der Cuxhave-
ner Fahrradkurier GmbH liegen oberhalb von 8,50
Euro, die drei übrigen genannten Unternehmen zah-
len dagegen teilweise einen geringeren Stundenlohn
als 8,50 Euro. In diesen Fällen zahlen die Unterneh-
men aber aufgrund der Vorschriften des Tariftreue-
und Vergabegesetzes und der darauf basierenden Min-
destlohnvereinbarungen  mit  der  öffentlichen  Hand
eine Zulage an die Beschäftigten. Diese Zulage ba-
siert auf der Quote des Sendungsvolumens öffentli-
cher Auftraggeber im Verhältnis zum gesamten Sen-
dungsvolumen der Nordsee-Zeitung GmbH in Bre-
merhaven.

Zu  Frage  2:  Die  Vorgehensweise  der  Nordsee-
Zeitung GmbH und ihrer Nachunternehmer korres-
pondiert mit den hier einschlägigen Vorschriften des
Tariftreue-  und  Vergabegesetzes,  denn  Paragraf  9
Absatz 1 TtVG bestimmt, dass bei der Ausführung
eines öffentlichen Auftrags der Mindestlohn gezahlt
werden muss. Demgegenüber wird nicht verlangt,
dass ein Auftragnehmer in seinem Betrieb generell
ein Lohnniveau oberhalb dieser Grenze garantiert.

Diese  gesetzliche  Regelung  trägt  dem  Umstand
Rechnung, dass soziale Kriterien im Vergaberecht stets
einen unmittelbaren Auftragsbezug aufweisen müs-
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sen. Ein Unternehmen, das einen öffentlichen Auf-
trag erhalten hat, muss dafür sorgen, dass seine Be-
schäftigten, solange sie den öffentlichen Auftrag aus-
führen, den Mindestlohn erhalten. Für welche Be-
schäftigten dies gelten muss, ist in der Regel leicht
zu erkennen, denn allein daran, dass Beschäftigte des
Auftragnehmers am Ort der Auftragsausführung tä-
tig sind, kann schon erkannt werden, dass auch ge-
nau diese Personen zurzeit mit der Ausführung des
öffentlichen Auftrags befasst sind.

Die Postzustellung stellt im Vergleich dazu eine
Ausnahme dar. Die Beschäftigten solcher Unterneh-
men bearbeiten öffentliche und private Zustellauf-
träge gleichzeitig, beispielsweise befinden sich in der
Tasche eines Postzustellers private Post und Behör-
denpost gleichermaßen. In diesem Fall ist die Min-
destlohnklausel so auszulegen, dass der Auftragneh-
mer verpflichtet ist, das Gehalt seiner Beschäftigten,
die mit dem Abholen, dem Sortieren oder der Zustel-
lung der Post öffentlicher Auftraggeber in Berührung
kommen, zu erhöhen, und zwar in Relation der „öf-
fentlichen Post“ zum gesamten Aufkommen. Diese
vermeintlich uneinheitliche Behandlung wäre einzig
durch einen bundeseinheitlichen Mindestlohn zu be-
heben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Zu Frage 3: Die Geschäftsführung der Sonderkom-
mission Mindestlohn prüft zurzeit, ob die Umsetzung
der Mindestlohnvorschriften bei der Vergabe von Tex-
tilreinigungsaufträgen an Wäschereien im Objektkun-
dengeschäft auf ähnliche Weise geschehen muss wie
bei der Postzustellung. Andere ähnlich gelagerte Fälle
sind dem Senat zurzeit nicht bekannt. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Zum einen ist
es doch so, dass die Cuxhavener Fahrradkurier GmbH
gar nicht selbst über Fahrradkuriere verfügt, diesen
Auftrag faktisch auch gar nicht selbst ausführt, son-
dern sozusagen als Zwischenhändler tätig ist. Ist das
richtig?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Das kann ich Ihnen jetzt nicht
beantworten. Ich habe hier die Antwort gegeben be-
zogen auf einerseits die Cuxhavener Fahrradkurier
GmbH und andererseits auf die „Nordsee-Zeitung“,
die wiederum Unteraufträge vergibt. Bei der Cuxha-
vener Fahrradkurier GmbH, die den Mindestlohn zahlt,
kann ich Ihnen nicht sagen, inwieweit sie Unterauf-
träge vergibt, aber das können wir herausfinden, und
dann würde ich Ihnen das Ergebnis zuleiten, falls Sie
einverstanden sind.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Vielen Dank, das
fände ich sehr positiv! Ich möchte gern noch wissen:
Ist es in dem Zusammenhang, so wie das Tariftreue-
und  Vergabegesetz  ausgelegt  wird,  möglich,  durch
die Quote der öffentlichen Aufträge den Effekt zu er-
zielen, dass man Zahlungen unter dem Mindestlohn
quasi subventioniert?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Wir erhöhen den Lohn der
Beschäftigten, die ansonsten unter dem Mindestlohn
bezahlt würden, und es ist unsere Aufgabe, dies zu
prüfen und das dann sicherzustellen. Das ist keine
Subventionierung von Löhnen, wir zahlen ja nicht den
Lohn!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Mir ging es um
den Effekt, der erzielt wird, und nicht darum, dass
man das praktisch schon beabsichtigt hat, sondern
dass das quasi eine Konsequenz dieser Subunterneh-
merschaft aus dem Vergabegesetz hervorbringt. Das
wäre ja letztendlich ein Effekt, den man zwar nicht
beabsichtigt hat, der sich aber einstellt.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Ich kann das nicht ganz nach-
vollziehen, weil ich davon ausgehe, dass sie deswe-
gen – –. Wir machen das doch, weil es eine öffentli-
che Ausschreibung gegeben hat und weil die Kos-
ten günstiger sind. Wir stellen aber in dem Fall si-
cher, wenn es sich um die öffentlichen Aufträge han-
delt, dass dann auch der Mindestlohn gezahlt wird,
das ist unsere Anforderung. Da es sich nur um den
Anteil handelt, der für die Erfüllung des öffentlichen
Auftrags zur Verfügung steht, subventionieren wir ja
keine privaten Anteile.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Sind Sie der An-
sicht, dass es durch die Kontrollkommission möglich
ist, wirklich effektiv zu überprüfen, dass dieser Min-
destlohn  zumindest  für  den  öffentlichen  Anteil  ge-
zahlt wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Ja! Ich bin zwar auch der Mei-
nung, da stimme ich Ihnen zu, dass das sehr kom-
pliziert ist – ich war auch ganz überrascht, als ich das
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hier gelesen habe –, aber unsere Mitarbeiter und die
Sonderkommission  Mindestlohn  haben  inzwischen
große Erfahrung, und sie sagen mir, sie können das
kontrollieren und haben das im Griff, und das habe
ich nicht zu bezweifeln. Daran habe ich wirklich kei-
nen Zweifel. Nordrhein-Westfalen macht das genauso.
Wir können dies nur aufgrund der Gesetzeslage auf-
tragsbezogen machen und nicht auf das ganze Un-
ternehmen beziehen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Willmann! – Bitte sehr!

Abg. Willmann (Bündnis 90/Die Grünen): In die-
sem Fall ist es sehr interessant, dass hier im Rahmen
der Ausschreibung ein Auftragnehmer gewählt wor-
den ist, der den Auftrag dann weiter vergibt, und dass
sich dieser Subunternehmer dann zusätzlich zweier
Subunternehmer bedienen muss, um den Auftrag über-
haupt zu erfüllen. Ist aus der Darlegung und Ertei-
lung des Angebots zu erkennen gewesen, dass hier
nicht einmal der Subunternehmer, sondern der Sub-
subunternehmer diese Aufträge ausführt, und ist das
eine übliche Praxis bei der Vergabe von öffentlichen
Aufträgen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Ob das eine übliche Praxis
ist, insbesondere bei öffentlichen Aufträgen, kann ich
nicht sagen, aber so ist die wirtschaftliche Welt. Dass
wir Aufträge an jemanden vergeben, der sich dann
selbst andere Unternehmen sucht und möglicherweise
dann auch, wie Sie gesagt haben, Subsubunterneh-
mern bedient, das können wir, glaube ich, nicht ver-
hindern  und  nicht  beeinflussen.  Wir  können  aber
beeinflussen, dass auch in diesen anderen Unterneh-
men der Mindestlohn für diesen Bereich des Auftrags
gezahlt wird, und das bekommen wir, glaube ich, ganz
gut in den Griff.

Ich will dazu auch deutlich sagen, der Magistrat
der Seestadt Bremerhaven ist da sehr kooperativ, wir
arbeiten dort sehr eng mit ihm zusammen. Wir sind
bemüht, das Tariftreue- und Vergabegesetz, um das
es hier geht, auch sehr effizient umzusetzen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Willmann (Bündnis 90/Die Grünen): Ich hatte
das Tariftreue- und Vergabegesetz bisher immer so
verstanden, dass der Auftragnehmer zumindest ei-
nen Großteil des Auftrags selbst erfüllen muss und
sich im Rahmen der Auftragsvergabe an einen Sub-
unternehmer nur zusätzlicher Leistungen bedienen
darf. Ist das in diesem Fall gesichert und nachprüf-
bar? Sollte es nicht so sein, können Sie mir zusagen,
dass wir in der Deputation für Wirtschaft, Arbeit und

Häfen noch einmal dargestellt bekommen, ob es dazu
Nachprüfungen gegeben hat?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Da bin ich überfragt, da muss
ich unseren Experten im Ressort fragen. Das weiß ich
so auf Anhieb nicht, aber das können wir in der nächs-
ten Sitzung der Deputation für Wirtschaft, Arbeit und
Häfen noch einmal erörtern.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Kastendiek! – Bitte sehr!

Abg. Kastendiek (CDU): Herr Staatsrat, mich hat
ein wenig die Antwort gewundert, dass man keine
Subunternehmerketten verhindern könnte. Ist es nicht
so, dass es nach Vergaberichtlinien, zum Beispiel nach
der VOB, Teil A, durchaus gängig ist, dass man bei
Abgabe des Angebots mitteilt, welche Leistungen man
im eigenen Betrieb beabsichtigt zu erbringen, und
wenn dies nicht der Fall ist, welche Nachunterneh-
mer man bereit ist einzuschalten? Ist das richtig, oder
bin ich da völlig falsch informiert?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Ich habe keinen Zweifel da-
ran. Sie sind Experte, und ich kenne das Gesetz auch
– das ist so –, und ich gehe davon aus, dass der Ma-
gistrat auch so verfahren ist, und wir prüfen das. Ich
sage jetzt aber einmal dazu: Wenn Sie einverstan-
den sind, Herr Kastendiek, können wir das auch gern
in der Deputation noch einmal gesondert diskutie-
ren. Dann würde ich unseren Mitarbeiter, Herrn Slo-
pinski, bitten, das insgesamt und auch diesen Fall hier
genau aufzuarbeiten, damit wir das prüfen können.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kastendiek (CDU): Herr Staatsrat, wenn ich
das jetzt zu weit ausgrenze, dann sagen Sie bitte Be-
scheid! Können Sie erläutern, wie eine Prüfung ge-
nerell in Bezug auf das Mindestlohngesetz aussieht?
So, wie ich es verstanden habe – ich hoffe, ich habe
es richtig verstanden! –, werden alle Dienst- und Werk-
leistungen auf die Einhaltung des Mindestlohngeset-
zes überprüft. Ist das richtig?

(Staatsrat D r .  H e s e l e r: Ja!)

Gilt dies auch für IT-Dienstleistungen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Ich wüsste nicht, warum es
nicht dafür gelten sollte. Sie haben wahrscheinlich
einen konkreten Anlass für Ihre Frage, aber ich wüsste
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nicht, warum es nicht dafür gelten sollte, zumal IT-
Dienstleistungen, glaube ich, in der Regel ganz gut be-
zahlt werden. Wenn Sie aber einen konkreten Anlass
für die Frage haben, dann gehen wir dem sofort nach.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kastendiek (CDU): Ich versuche es erst einmal
nur zu verstehen, denn eine Fragestunde dient ja auch
dazu, Wissen aufzunehmen und gewisse Dinge besser
nachvollziehen zu können. Wird in diesem Zusam-
menhang überprüft, ob IT-Dienstleistungen nach au-
ßerhalb von Deutschland vergeben beziehungswei-
se von außerhalb Deutschlands erbracht werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Weil wir den Auftrag prü-
fen, werden wir auch das zur Kenntnis nehmen. Ich
will aber – jetzt nehme ich es vorweg – eines sagen:
Der Senat, aber insbesondere unser Ressort nimmt
diese Aufgabe des Tariftreue- und Vergabegesetzes
und des Mindestlohngesetzes sehr ernst.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir nehmen es so ernst, dass sich einige schon sehr
darüber ärgern, und ich kann Ihnen auch sagen, auch
öffentliche Gesellschaften sind davon manchmal nicht
ganz begeistert. Wir gehen jedem Fall nach, von dem
wir erfahren – und es wird immer Fälle geben, das
ist doch ganz klar –, bei dem sich vielleicht das eine
oder andere Unternehmen anders verhält, und das
bekommen wir in der Regel heraus. Natürlich hat ein
Unternehmen doch das Recht, auch Aufträge ins Aus-
land zu vergeben. Wir werden das dann auch prü-
fen, und dann müssen wir uns da entsprechend ver-
halten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kastendiek (CDU): Wären Sie bereit, wenn
Sie in der Deputation über die Nachunternehmerket-
ten berichten, dann auch einmal gezielt darzustel-
len, wie Ihre Sonderkommission überprüft, wie IT-
Dienstleistungen erbracht werden und wie die Zah-
lung von Mindestlöhnen im Ausland kontrolliert wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat  Dr.  Heseler:  Das  können  wir  machen.
Wenn Sie einverstanden sind, dann werden wir das
als Tagesordnungspunkt vorsehen, allerdings nicht
schon in der nächsten Woche, weil es ein bisschen
Arbeit erfordert darzustellen, was Sie hier an spezi-
ellen Themen nachgefragt haben. Das werden wir

dann in der übernächsten Sitzung der Deputation für
Wirtschaft, Arbeit und Häfen im August darstellen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die neunte Anfrage der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Verbesserung der Vorbereitung von
Menschen mit Behinderungen auf den Brandfall“.
Die Anfrage trägt die Unterschriften der Abgeord-
neten Frau Grönert, Frau Neumeyer, Röwekamp und
Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Grönert!

Abg. Frau Grönert (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Ergebnisse haben die vom Senat in der De-
putationssitzung am 14. Februar 2013 angekündig-
ten Gespräche zur Verbesserung der Vorbereitung
von Menschen mit Behinderungen auf einen Brandfall
in Wohn- und Werkstatteinrichtungen?

Welches  Ergebnis  hat  die  vom  Senat  ebenfalls
angekündigte Überprüfung des „Prüfleitfadens der
Wohn- und Betreuungsaufsicht“ und der „Nachfol-
geregelung der Heimmindestbauverordnung“?

Welche Konsequenzen zieht der Senat aus den Ge-
sprächen und Überprüfungen, um die Vorbereitung
von Menschen mit Behinderungen auf den Brand-
fall im Land Bremen zu verbessern?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Frehe.

Staatsrat Frehe: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: In der Werkstatt Bremen werden re-
gelmäßig Evakuierungsübungen mit den dort arbei-
tenden behinderten Menschen durchgeführt. Das gilt
auch für die anderen Werkstätten und Wohnheime.
Zur Verbesserung der Vorbereitung behinderter Men-
schen auf den Brandfall sollen die bisherigen Stan-
dards überprüft werden. Das Gespräch zwischen der
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,
die fachlich und aufsichtsrechtlich zuständig ist, und
dem Senator für Inneres und Sport, der für die Feu-
erwehr zuständig ist, zur Verbesserung der Vorbe-
reitung von Menschen mit Behinderungen auf einen
Brandfall in Wohn- und Werkstatteinrichtungen fin-
det im Juli statt. Über die Ergebnisse des Gesprächs
wird die Deputation für Soziales, Kinder und Jugend
informiert.

Zu Frage 2: Die Frage nach vorbeugenden Brand-
schutzmaßnahmen  wurde  in  den  Prüfleitfaden  der
Bremischen Wohn- und Betreuungsaufsicht aufge-
nommen. Sie ist daher regulärer Bestandteil der Prü-
fungen durch die Bremische Wohn- und Betreuungs-
aufsicht. Um aus dem aktuellen Anlass die Aufmerk-
samkeit der Leistungsanbieter und des Leitungsper-
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sonals zusätzlich zu der Beratung in den Prüfungen
auf  das  Thema  Brandschutz  zu  lenken,  wurden  im
März 2013 alle Einrichtungen von der Bremischen
Wohn- und Betreuungsaufsicht zu dem Thema ange-
schrieben. Es ist geplant, Mindeststandards zu vor-
beugenden Brandschutzmaßnahmen in die noch zu
erarbeitende bremische Nachfolgeregelung zur Heim-
mindestbauverordnung aufzunehmen.

Zu Frage 3: Wie bereits in der Antwort zu Frage 1
erwähnt, findet das Gespräch erst im Juli statt. – Soweit
die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Eine Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schmidtmann! – Bitte sehr!

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Staatsrat, sehen Sie auch bei sogenannten Altenwohn-
gemeinschaften Handlungsbedarf? Sobald es eine
Pflegestufe gibt, handelt es sich bei diesen Menschen
ja auch um Menschen mit Beeinträchtigungen. Wenn
ja, wo soll das geregelt werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Frehe: Das wird in der Nachfolgerege-
lung zur Heimmindestbauverordnung geregelt wer-
den, darin müsste man das meines Erachtens auch
rechtlich verankern. Das gilt sowohl im Bereich der
Behinderten als auch im Bereich der Alten. Wir müssen
dort schauen, ob die bisherigen Regelungen ausrei-
chen. Das Problem hierbei ist, wenn man das ein biss-
chen überzieht, dann schafft man so hohe Standards,
dass man ganz flexible Formen wie zum Beispiel Al-
tenwohngemeinschaften kaum noch in bestehenden
Wohnbereichen realisieren kann, und das wollen wir
ja. Wir müssen deshalb genau überlegen, wie wir hier
den Brandschutz mit dem Bedürfnis abwägen kön-
nen, auch alte und behinderte Menschen unterzu-
bringen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wie
stehen Sie denn zu Überlegungen, in der Bauordnung
und im Baugesetzbuch generell zu verankern, wenn
man barrierefrei baut, auch gleich an den Brandschutz
denken zu müssen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Frehe: Ich denke, dass man an den Brand-
schutz denken muss, und der Brandschutz spielt dort
auch eine große Rolle, das ist ja in der Landesbau-
ordnung verankert. Ich finde, gerade auch bei öffent-
lichen Bauten sollten wir vielleicht noch mehr tun,

als bisher getan worden ist. Ich will ein Beispiel nen-
nen: Wir haben beim Bau des Fachgerichtszentrums
hohe Standards der Barrierefreiheit erreicht. Leider
ist dann zum Beispiel die Möglichkeit weggefallen,
auf einen Rettungsbalkon zu gehen, weil sie einge-
spart worden sind. Das habe ich damals sehr bedauert.
Solche Möglichkeiten könnte man schaffen, um Ret-
tungsmöglichkeiten zu verbessern. Wenn ich mir ganz
konkret vorstelle, dass ich im 15. Stock des Tivoli-
Hochhauses sitze und dann mit einem Rettungsstuhl
nach unten transportiert werden soll, dann erscheint
mir das auch relativ schwierig.

Sie müssen aber auch da immer wieder das Ge-
genteil bedenken: Es würde dann bedeuten, dass man
bestimmte Menschen von der Nutzung dieser Räum-
lichkeiten ausschließt. Wir haben es gerade in Ber-
lin, wo es teilweise überzogene Brandschutzvorstel-
lungen gibt, die dann die Nutzungsmöglichkeiten
gerade öffentlicher Gebäude und öffentlich genutz-
ter Gebäude ausschließen. Bei der Glocke kam zum
Beispiel auch die Frage auf, ob man dort die Anzahl
von Rollstuhlfahrern beschränkt, obwohl es dort Ret-
tungsmöglichkeiten über Balkone und Ähnliches ge-
geben gibt. Ich bin dafür, das sehr fachlich abzuge-
ben, dass die Feuerwehr uns dabei sehr intensiv be-
rät und dies dann auch in der Landesbauordnung ver-
ankert wird.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

(Abg. S c h m i d t m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, aber ich freue mich schon

auf den Bericht in der Deputation!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „Aus-
wirkungen der Tarifentscheidung des Senats auf die
Sicherheit in Bremen“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben vom Abgeordneten Timke.

Bitte, Herr Timke!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Wie viele Polizeibeamte im Land Bremen
haben sich in Reaktion auf den Beschluss des rot-
grünen Senats, die Tariferhöhung im öffentlichen
Dienst nur eingeschränkt auf die Besoldung der Po-
lizei zu übertragen, seit Mitte Mai 2013 aus dem te-
lefonischen Alarmierungssystem austragen lassen, wie
es die Gewerkschaft der Polizei in ihrer Pressemit-
teilung vom 14. Mai 2013 angekündigt hat?

Zweitens: Welche zeitlichen und organisatorischen
Auswirkungen auf den polizeilichen Einsatzverlauf
sind zu erwarten, wenn sich einzelne Beamte aus dem
Alarmierungssystem löschen lassen und damit nicht
mehr privat erreichbar sind?

Drittens: Wie gedenkt der Senat, zukünftig die Mo-
bilisierung der Polizeibeamten im Land Bremen trotz
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der verminderten privaten Erreichbarkeit im Einsatz-
fall sicherzustellen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Nach einer vorläufigen Er-
hebung sind bis zum 28. Mai 2013 insgesamt 343 An-
träge bei der Polizei Bremen eingegangen. Der Po-
lizeipräsident hat die Anträge auf Streichung bezie-
hungsweise Löschung abgelehnt. In der Ortspolizei-
behörde Bremerhaven wurde die Thematik diskutiert,
offiziell wurden jedoch keine Streichungen beantragt.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg.  Timke  (BIW):  Herr  Senator,  Sie  haben  die
Frage 2 nicht beantwortet. Welche zeitlichen und or-
ganisatorischen Auswirkungen gibt es denn, wenn
sich Polizeibeamte aus dem Alarmierungssystem strei-
chen lassen oder sie nicht mehr an ihr Handy gehen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Noch einmal: Es gibt keine Mög-
lichkeit, aus diesem telefonischen Alarmierungssystem
auszusteigen. Man kann seinen Dienst aufgeben, aber
wenn man Polizeibeamter ist, dann gehört man mit
dazu. Sie verwechseln dies mit der Aktion der Rück-
gabe der Handys, das ist etwas völlig anderes. Hier
geht es um freiwillige Dinge.

Um es noch einmal ein bisschen deutlich zu ma-
chen: Wir haben in Bremen ein sehr differenziertes
System, zum Beispiel ist beim SEK immer eine Gruppe
im Dienst, eine andere ist in der Rufbereitschaft. Bisher
haben wir es erreicht, dass die meisten Einsätze ohne
eine Ausweitung der Rufbereitschaft möglich wur-
den. Wir haben aber gesehen, dass es zum Beispiel
Probleme bei unserer Beweissicherungs- und Fest-
nahmeeinheit gibt. Die hatte bisher keine Rufbereit-
schaft, das haben wir geändert. Seit dem 12. Juni ist
eine weitere Gruppe in der Rufbereitschaft und steht
damit zur Verfügung.

Die Frage ist natürlich, ob das nun alles sinnvoll
ist. Ich glaube, wenn diese Auseinandersetzung vor-
über ist, dann wird man sich in aller Ruhe zusammen-
setzen, denn die Ausdehnung der Rufbereitschaft ist
auch nicht das, was die Kolleginnen und Kollegen
unbedingt haben wollen. Es schränkt die persönli-
che Freiheit ein, es beeinflusst die Wochenenden, und
ich glaube, dass wir am Ende dieses Prozesses wieder
zu einer vernünftigen Regelung zurückkommen wer-
den.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herr Senator, dann frage ich
einmal anders: Wir konnten den Medien in der letz-
ten Woche entnehmen, dass bei einem Probealarm
von 1 700 alarmierten Beamten 70 Prozent nicht rea-
giert, 10 Prozent abgesagt und nur 20 Prozent zuge-
sagt haben. Welche Schlüsse zieht denn der Senat
aus dieser schlechten Quote auch im Hinblick auf zu-
künftige Alarmierungen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator  Mäurer:  Zu  dieser  Alarmierungsaktion
kann  ich  sagen,  dass  man  dabei  selbst  diejenigen
alarmiert hat, die im Dienst waren. Ich glaube, man
sollte in der Tat die Kirche im Dorf lassen. Wir befin-
den uns zurzeit in einer sehr anstrengenden Phase,
und nicht alles, was über die Medien geht, wird am
Ende des Tages dann auch so geschehen. Das ist nicht
das Thema. Es gehört natürlich zu den Kernpflich-
ten eines Beamten, dass er in diesem Alarmierungs-
system bleibt.

Ich sage auch noch einmal zur Ehrenrettung aller
Feuerwehr-  und  Polizeikräfte:  Ich  habe  diese  Be-
reiche als absolut zuverlässig kennengelernt, und ich
glaube, auch weiterhin wird jeder Polizeibeamte und
jeder Feuerwehrbeamte kommen, wenn Gefahr be-
steht, wenn die Kollegen in das Feuer müssen, es wird
niemand zu Hause bleiben, wenn er gerufen wird.
Das ist das eine.

Gleichzeitig müssen wir uns aber Gedanken darü-
ber machen, wie wir mit den Bereichen umgehen, die
regelmäßig gerufen werden. Das ist in der Tat ein
Problem, wenn man zwar keine Rufbereitschaft hat,
aber faktisch dann doch jedes zweite Wochenende
gerufen wird. Daran arbeitet die Polizei, und sie wird
bis  September  eine  Überarbeitung  der  Dienstpläne
und der Einsätze bei Rufbereitschaften vorlegen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herr Senator, Sie haben mei-
ne Frage nicht beantwortet. Selbst wenn wir davon
ausgehen, dass Beamte bei dem Probealarm infor-
miert wurden, die schon im Dienst waren, so weiß
man ja nicht, zu welchem Prozentsatz sie zählen: Zäh-
len sie zu denen, die zugesagt, oder zu denen, die
abgesagt haben. Es bleibt aber eine schlechte Quo-
te. Ich bitte um Beantwortung der folgenden Frage:
Welche Lehren zieht der Senat aus dieser schlechten
Quote, oder gehen Sie einfach zum Tagesgeschäft über?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Da, wo konkrete Probleme be-
stehen, und das heißt, da, wo die Belastung zu hoch
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ist, hat die Polizei die erforderlichen Maßnahmen ge-
troffen. Wir werden bis zum September eine Über-
prüfung dieser Bereiche vornehmen, auch mit Än-
derungen im Bereich der normalen Schichtplanung,
denn das gehört zusammen. Wenn man die Rufbe-
reitschaft ausdehnt, dann muss man auch die Schicht-
pläne verändern, und daran arbeiten wir.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Werden Sie die Ergebnisse in
der Deputation für Inneres und Sport vorstellen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Gern!

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Mit Beantwortung dieser Anfrage ist die Fragestun-
de beendet.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Abgeordne-
ten Frau Dr. Schaefer, Fecker, Dr. Güldner und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und den Abgeordneten
Gottschalk, Tschöpe und Fraktion der SPD folgendes
Thema beantragt worden:

Flutkatastrophe: helfen und umdenken

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen und Herr Senator Dr. Lohse.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Deutsch-
land erlebt derzeit eines der schlimmsten Hochwas-
ser der letzten 100 Jahre. Sicherlich haben Sie alle
genauso wie ich diese unfassbaren Bilder der letz-
ten Tage vor Augen, die auch immer wieder in den
Nachrichten gezeigt werden, die Bilder von Donau
und Elbe, die Dörfer und Städte, in denen das Was-
ser meterhoch in den Straßen steht, wo die Häuser
bis zum Dach in den Fluten stehen, und versunken
sind ganze Landstriche, die eine einzige Wasserland-
schaft bilden. Ich muss ehrlich sagen, das Ganze er-
innert mich eher an Flutkatastrophen, die man sonst
aus fernen Kontinenten kennt, zum Beispiel aus Asien.
Diese  verheerende  Hochwasserkatastrophe,  die  den
Menschen ihr Zuhause und ihre Existenzen nimmt
und wirkliche Schicksalsschläge und persönliche Dra-
men hinterlässt, spielt sich aber hier in Deutschland
ab.

Bevor ich auf die Ursachen und die Konsequen-
zen der Hochwasserkatastrophe eingehe, lassen Sie
mich zunächst in aller Deutlichkeit allen Helfern bun-
desweit meinen Dank aussprechen, aber speziell auch
denen aus Bremen und Bremerhaven, die in die Hoch-
wassergebiete gefahren sind, um dort direkt vor Ort
zu helfen! Einen großen Dank den einigen Hundert
bremischen Helfern des Technischen Hilfswerks, der
Feuerwehr, des Deutschen Roten Kreuzes, der Bun-
deswehr und der DLRG und allen anderen Organi-
sationen und Freiwilligen für ihren Einsatz!

(Beifall)

Ich persönlich finde es großartig, dass Menschen
aus Bremen Hilfe geleistet und solidarisch mitgear-
beitet haben. Solidarität sollte es aber nicht nur in die-
ser Form geben, sondern auch in finanzieller Hinsicht,
darauf möchte ich gleich noch einmal eingehen.

Ich finde es richtig, sich solidarisch mit den Opfern
des Hochwassers zu zeigen, denn auch Bremen hat
in der Vergangenheit Hochwasser erlebt und auch
schlechte Erfahrungen mit Hochwasser gemacht, und
nicht nur Bremen, sondern auch Hamburg. In Bre-
men stellen Hochwasser eine stetige Gefahr dar, die
hier hauptsächlich aus Sturmfluten resultieren, die
das Wasser der Weser stromaufwärts drücken und ei-
nen zügigen Abfluss verhindern. Weite Teile der Stadt
sind potenziell überflutungsgefährdet, und in solchen
seltenen Fällen wäre in der Innenstadt dann lediglich
die Bremer Düne nicht überschwemmt.

Sicherlich ist vielen von Ihnen auch noch das Hoch-
wasser vom Jahr 1981 in Erinnerung, als das Wasser
oberhalb des Wehrs durch den Deich brach und weite
Teile des Ortsteils Habenhausen überschwemmte. Par-
zellen – ich glaube, 150 Parzellenhäuser waren es da-
mals – wurden zerstört und 70 Hektar überflutet. Auch
in Bremen gab es damals eine beispiellose Spenden-
aktion, und der Hochwasserschutz der Stadt wurde
grundlegend neu geregelt. Neben dem Neubau des
Weserwehrs kam es auch zu einer Verlängerung des
Werdersees.

Gerade weil Bremen potenziell hochwassergefähr-
det ist, sage ich Ihnen, dass das Geld – die vielen
Millionen Euro, die in den vergangenen Jahren ein-
gesetzt wurden und die Millionen Euro, die auch im
demnächst zu beschließenden Haushalt für die Um-
setzung des Generalplans Küstenschutz, also für die
Deicherhöhung und den Hochwasserschutz der tech-
nischen Bauwerke hier in Bremen und Bremerhaven
eingesetzt  werden  –  gut  angelegtes  Geld  ist,  denn
Hochwasserschutz ist Schutz von Menschenleben und
auch der Schutz von ihrem Hab und Gut.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es war auch richtig, dass wir in der Deputation für
Umwelt vor Kurzem beschlossen haben, dass der Neu-
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städter Hochwasserpolder unter Schutz gestellt wer-
den soll, denn auch dieser Hochwasserpolder hat eine
wichtige Funktion bei Sturmfluten. Er nimmt zusätz-
liches Wasser auf und verhindert, dass das GVZ und
die Innenstadt im Wasser untergehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In Europa hat sich die Anzahl außergewöhnlicher
Hochwasserereignisse in den vergangenen Jahrzen-
ten verdoppelt, in den letzten elf Jahren mussten wir
allein hier mindestens drei Jahrhunderthochwasser
erleben. Das Jahrhundert selbst ist ja gerade einmal
13 Jahre alt, aber im Sommer 2002 hatten wir ein gro-
ßes Hochwasser an der Elbe und ihren Zuflüssen, im
August 2005 im Alpenraum, im Jahr 2011 beim Win-
terhochwasser wieder an der Elbe und im Jahr 2013
nun  in  beiden  Regionen  zusammen.  Die  Schäden
haben sich verfünffacht. Allein in den vergangenen
zehn Jahren waren von den Überschwemmungen
eine halbe Million Menschen betroffen, es entstan-
den Schäden von mehr als 25 Milliarden Euro, und
das Schlimmste ist, dass viele Menschen in den Flu-
ten starben.

Allein im Jahr 2002 betrug der finanzielle Scha-
den infolge der Fluten der Elbe mehr als neun Milli-
arden Euro. Im Jahr 2002 stellte die rot-grüne Bun-
desregierung als Soforthilfe kurzfristig 385 Millionen
Euro  bereit,  um  die  vom  Hochwasser  betroffenen
Menschen bei ihrem Wiederaufbau zu unterstützen,
und unmittelbar nach der Flut wurde ein Aufbauhil-
fefondsgesetz erlassen. In den Fonds zahlten damals
der  Bund  3,5  Milliarden  Euro  und  die  Länder  und
Kommunen 3,6 Milliarden Euro ein. Für uns Grüne,
aber auch für uns als Koalition ist ganz klar: Auch
dieses Mal muss es wieder eine finanzielle Unterstüt-
zung für die Opfer geben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Ministerpräsidenten der Länder und die Bun-
deskanzlerin haben sich auf 8 Milliarden Euro ver-
ständigt, allerdings – das muss man auch sagen – blieb
gestern ein Treffen der Finanzminister in Potsdam
ergebnislos  bei  der  Frage,  woher  denn  das  Geld
kommt und wie wir diese Soforthilfe organisieren. Man
konnte sich mit dem Bund nicht darüber einigen, wie
diese Soforthilfe finanziert werden sollte. Fast alle Län-
der waren sich einig, dass zwei Jahresraten – so habe
ich  es  verstanden  –  des  Fonds  „Deutsche  Einheit“
herangezogen und als Länderanteil für die Fluthilfe
angeboten werden sollten. Der Bund ist dagegen, er
hat vor, das Geld der Länder aus diesem Fonds „Deut-
sche Einheit“ bis zum Jahr 2019 einzubehalten. Am
Ende soll der Bundesrat am 5. Juli entscheiden und
eine Verordnung erarbeiten.

Für Bremen ist es ein enormer Kraftakt, diese Mittel
aufzubringen, wir müssen wahrscheinlich einen zu-

sätzlichen Betrag von 40 Millionen Euro als Sofort-
hilfe zur Verfügung stellen. Ich erwarte vom Bund im
Einvernehmen mit den Ländern, dass jetzt eine Lö-
sung für diese solidarische Hilfe gefunden wird. Wir
wollen uns solidarisch mit den betroffenen Gebieten
zeigen. Bremen ist dieses Mal vom Hochwasser ver-
schont geblieben, wir befinden uns hier in einem
Risikogebiet, denn erwiesenermaßen ist die Weser
der am meisten kanalisierte Fluss in Deutschland. Wir
haben vom Wetter her Glück gehabt, denn auch das
Hinterland der Weser ist glücklicherweise nicht vom
Hochwasser betroffen, aber ich denke, wir sollten
trotzdem solidarisch sein. Ich hoffe, dass wir nicht eines
Tages auch auf eine ähnliche Solidarität angewiesen
sein werden.

Für die Zukunft ist angesichts der jüngsten Prog-
nosen des Weltklimarats mit einer weiteren Zunah-
me extremer Hochwasserereignisse zu rechnen, weil
vermehrt mit extremen Regenfällen und Regenereig-
nissen zu rechnen ist. Wir brauchen deshalb ein ra-
dikales Umdenken in der Hochwasserpolitik, und wir
brauchen auch vermehrt Anstrengungen in Sachen
Klimaschutz.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die bisherigen Maßnahmen für den Hochwasser-
schutz konzentrierten sich auf die Verstärkung und
Erhöhung von Deichen und Dämmen. Das ist natür-
lich notwendig, um Siedlungsräume zu schützen, aber
wir müssen trotzdem beachten, dass wir die freien
Flächen nicht vom Fluss trennen, denn die Deiche
beschleunigen den Abfluss des Wassers. Flussbegra-
digungen, Entwässerungen, Vertiefungen und Ufer-
mauern verstärken diese Entledigungen des Wassers,
und ich bin mir sicher – dieser Satz sei mir gestattet!
–, dass die Gegner der Elb- und Weservertiefung sich
jetzt  schon  in  ihren  Befürchtungen  bestätigt  sehen
und genau analysieren werden, was solche Maßnah-
men auch in Sachen Hochwasser und Hochwasser-
schutz bedeuten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Welches sind die weiteren Ursachen für die Hoch-
wasser und die Zunahme dieser doch sehr schlim-
men Hochwasserereignisse? Zugleich gehen deutsch-
landweit ständig weitere Feucht- und Überschwem-
mungsgebiete verloren. Für die Menschen flussab-
wärts bedeutet das mehr Wasser, schnellere und hö-
here Flutwellen und dadurch die Gefahr extremer
Hochwasser mit ihrer zerstörerischen Wirkung. Uns
am Ende des Flusses kann es eben nicht egal sein,
was in unserem Hinterland passiert.

Wir wollen mehr renaturierte Ufergebiete, damit
die Strömungsgeschwindigkeit abgesenkt wird und
das Wasser Ausweichmöglichkeiten hat. In Bremen
gibt es das Programm „Lebensader Weser“. Wir wol-
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len, dass Flussabschnitte renaturiert werden – wir ha-
ben einige schon in der Vergangenheit renaturiert –,
und dieses Projekt wollen wir weiter umsetzen und
weiter fördern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Hinzu kommen die zunehmende Versiegelung und
Verdichtung unserer Böden durch Baumaßnahmen
und die intensive Landwirtschaft. Der Boden kann
einfach  all  das  Wasser  bei  Starkregenereignissen
nicht mehr aufnehmen. Zu allem Überfluss – und das
ist jetzt eine deutliche Kritik – haben Städte und Ge-
meinden in den letzten Jahren immer noch Bauge-
biete  in  Gefahrenzonen  ausgewiesen  und  dadurch
Menschen in fahrlässiger Weise in Gefahr gebracht.
Das finde ich unverantwortlich. In diesen Risikoge-
bieten sind hohe Werte geschaffen worden, deren
Verlust bei Hochwasser zu massiven Schäden führt,
und Menschenleben sind dort potenziell einfach ge-
fährdet. Wir dürfen nicht mehr zulassen, dass außen-
deichs gebaut wird, weder in Bremen noch in Deutsch-
land.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir  benötigen  in  Deutschland  ein  brauchbares
Hochwasserschutzkonzept, schnelle und unbürokra-
tische Hilfen für Betroffene und einen ökologischen
Hochwasserschutz entlang der Flüsse, das heißt, wir
müssen den Flüssen wieder mehr Raum geben, wir
brauchen Renaturierung und Deichrückverlegungen.
Wir müssen den Siedlungsbau und den Ackerbau in
Überflutungsgebieten stoppen. Wir brauchen einen
ökologischen Hochwasserschutz auf der Fläche, wir
müssen die Bodenverdichtungen stoppen, wir brau-
chen eine Ökologisierung der Landnutzung, und wir
müssen die Rückhaltefunktion in der Landschaft re-
vitalisieren.

Wir brauchen innovative Konzepte zum Schutz und
zur Anpassung von bestehenden Siedlungen und am
Ende  die  systematische  Zusammenarbeit  von  Bund,
Ländern  und  Kommunen  für  einen  ganzheitlichen
Hochwasserschutz, das machen wir mit Niedersach-
sen  zusammen.  Es  gibt  den  Generalplan  „Küsten-
schutz“, und ich finde, das läuft sehr gut.

(Glocke)

Wir brauchen die vollständige Umsetzung der EU-
Richtlinie zum grenzüberschreitenden Management
von Hochwasserrisiken und eine konsequente Ein-
haltung  des  Hochwasserschutzgesetzes  vom  Jahr
2005, das aus den Erfahrungen, die man im Jahr 2002
gemacht hat, erstellt worden ist.

Zum Abschluss: Ich hoffe, dieses Hochwasser wird
uns alle zum Nachdenken bringen. Ein Umdenken
zur Vermeidung solcher Katastrophen ist meines Er-
achtens unerlässlich. Die Natur verzeiht keine Fehl-

entscheidungen, aber im Moment steht für uns die
Solidarität mit den Opfern des Hochwassers im Vor-
dergrund. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gottschalk.

Abg.  Gottschalk  (SPD)*):  Herr  Präsident,  meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich möchte zunächst im Namen meiner Frak-
tion den Betroffenen der Flutkatastrophe unser Mit-
gefühl ausdrücken. Gleichzeitig möchte ich auch mei-
nen Dank an die vielen Helferinnen und Helfer aus-
sprechen, sie haben mit ihrem engagierten Einsatz da-
für gesorgt, dass nicht noch größere Schäden entstan-
den sind.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Auch die Bremische Bürgerschaft war übrigens mit
einer Helferin vor Ort präsent. Unsere Kollegin Ma-
nuela Mahnke war mit der Regionalen Sicherungs-
und Unterstützungskompanie Bremen in Gorleben im
Einsatz. Herzlichen Dank dafür an Frau Mahnke,

(Beifall)

an die Regionale Sicherungs- und Unterstützungs-
kompanie und an alle weiteren Hilfskräfte aus Bre-
men, Bremerhaven und dem Umland!

Die Flutkatastrophe hat in der ganzen Bundesre-
publik eine Welle der Solidarität ausgelöst. Bürge-
rinnen und Bürger, aber auch Unternehmen haben
einen zweistelligen Millionenbetrag gespendet, um
den vom Hochwasser Betroffenen zu helfen. Dieses
tatkräftige Mitgefühl, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist ein gutes Zeichen.

Wer die Bilder von den Überflutungen vor Augen
hat, weiß aber, dass die entstandenen Schäden noch
weitaus höher sind. Es gibt noch lange keine abschlie-
ßenden Zahlen, aber die Schätzungen gehen davon
aus, dass sich die Schäden bei Privathaushalten, Un-
ternehmen  und  bei  den  Infrastruktureinrichtungen
von Bund, Ländern und Kommunen auf mehrere Mil-
liarden Euro summieren werden. Diese hohen Belas-
tungen können die betroffenen Länder und Kommu-
nen nicht allein tragen. Es ist daher richtig, dass ein
nationaler Solidaritätsfonds eingerichtet wird, und es
ist auch grundsätzlich richtig, dass dieser Hilfsfonds
gemeinsam von Bund und Ländern getragen wird.
Wir werden von Bremen aus mit Überzeugung dabei
sein, denn das ergibt sich aus unserer Lage, aus un-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 43. Sitzung am 19.06.132994

(A) (C)

(B) (D)

serer  Geschichte  und  auch  aus  unserem  Selbstver-
ständnis.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es besteht Einigkeit darüber, dass dieser Fonds ein
Volumen  von  bis  zu  8  Milliarden  Euro  umfassen
soll. Wie dieser Betrag finanziert werden soll und wer
letztendlich tatsächlich die Solidarität materiell leis-
tet, ist allerdings noch nicht entschieden. Im Jahr 2002
– viele werden sich noch an die Flutkatastrophe er-
innern – sind die Hilfen vor allem über die Einkom-
menssteuer und eine befristete Erhöhung der Körper-
schaftsteuer finanziert worden. Die finanziellen Lasten
wurden also hauptsächlich von den stärkeren Schul-
tern getragen. Diesen Weg hat die Bundesregierung
für den jetzigen Fonds abgelehnt. Sie will die Auf-
bauhilfe in einem ersten Schritt über die Kreditauf-
nahme des Bundes finanzieren, und in einem zwei-
ten Schritt sollen diese zusätzlichen Schulden dann
zu gleichen Teilen vom Bund und von den Ländern
bedient und abgetragen werden.

In den Jahren 2013 bis 2019 sollen die Beiträge der
Länder aus einer geänderten Verteilung der Umsatz-
steuer finanziert werden, und von 2020 bis 2023 sol-
len anschließend direkte Zahlungen der Länder an
den Bund erfolgen. Da keine Steuererhöhungen vor-
gesehen sind, würde diese Finanzierung bedeuten,
dass der Hilfsfonds im Wesentlichen durch Ausga-
benkürzungen an anderen Stellen erwirtschaftet wer-
den müsste. Die finanziellen Lasten des Hilfsfonds wür-
den dann letztendlich bei Schulen, Polizei, sozialen
Einrichtungen und der Infrastruktur drücken, also eher
bei den schwachen und nicht bei den starken Schul-
tern  in  unserer  Gesellschaft.  Für  das  Land  Bremen
würde diese Finanzierungsform über einen Zeitraum
von zehn Jahren eine Belastung von circa 44 Millio-
nen Euro bedeuten, also 4,4 Millionen Euro pro Jahr.

Die Bundesländer streben deshalb gemeinsam eine
andere Art der Finanzierung an. Sie möchten, dass
der Bund für den Hilfsfonds zunächst eine fünfjäh-
rige Sonderanleihe auflegt, und diese soll dann aus
Mitteln getilgt werden, die bei der Abfinanzierung
des Fonds „Deutsche Einheit“ absehbar nicht mehr
benötigt werden. Dort fallen nämlich – diesen Hin-
tergrund muss man kennen – aufgrund der extremen
Niedrigzinsphase erhebliche und unerwartete Zins-
ersparnisse an, und aufgrund der Vertragslage wür-
de von diesen unerwarteten Zinsgewinnen in erster
Linie der Bund profitieren. Wenn die Zinsersparnis-
se für die Tilgung der Sonderanleihe für die Hoch-
wasserhilfe genutzt würden, denn würde sich dieser
Vorteil aus der Niedrigzinsphase demgegenüber in
gleicher Weise auf Bund und Länder verteilen, und
das wäre eine gerechte Lösung.

Eine solche Lösung würde dazu führen, dass die
Haushalte der Länder zunächst nicht zusätzlich be-
lastet werden würden. Ob sich die Länder mit die-

sem Konzept durchsetzen können, bleibt abzuwar-
ten, möglicherweise steht am Ende auch ein Kom-
promiss. Die Entscheidung wird jedenfalls kurzfris-
tig fallen, denn über die Auflage und die Ausgestal-
tung des Hilfsfonds soll der Bundestag bereits am 5.
Juli entscheiden.

Bei der konkreten Ausgestaltung des Fonds wird
es noch andere Punkte zu klären geben. Aus unse-
rer Sicht ist es aber wichtig, dass der Fonds schnells-
tens so ausgestattet wird, dass den unmittelbar be-
troffenen Bürgerinnen und Bürgern geholfen werden
kann. Hier unbürokratisch und großzügig finanzielle
Unterstützung bei der Beseitigung von Schäden zu
leisten, muss Vorrang haben, das gebietet jedenfalls
die Solidarität mit den Betroffenen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Motschmann.

Abg.  Frau  Motschmann  (CDU):  Herr  Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist gut,
dass wir heute über das Thema reden und gemein-
sam darüber nachdenken, auch wenn Bremen in die-
sem Fall nicht direkt betroffen ist. Unsere Betroffen-
heit ist anderer Natur. Wir sind natürlich betroffen,
wenn wir die Not der Menschen sehen, die vieles oder
alles verloren haben, wir sind durch alle die Menschen
betroffen, die geholfen haben, auch aus Bremen, und
wir sind finanziell betroffen.

Ich hatte die Hoffnung, dass wir diese Diskussion
nicht parteipolitisch missbrauchen. Frau Dr. Schae-
fer hat es nicht getan, sie hat die Lage geschildert und
ihre Vorstellungen im Hinblick auf die Wünsche hier
dargelegt, wie es im Bereich Naturschutz weitergeht.
Herr Gottschalk, was Sie getan haben, war so derart
kleinkariert, dass es einen beschämen kann!

(Beifall bei der CDU)

Wir haben hier über die Frage lange diskutiert, wer
was wie bezahlt. Die Summe muss aufgebracht wer-
den, das ist allen klar, dem Bund wie den Ländern,
und da müssen wir hier keine Rechnungen aufstel-
len, wie das dann im Einzelnen möglich ist und mit
welchen Zinsbelastungen. Das finde ich mit Blick auf
das Problem, das wir zu lösen haben, unwürdig.

(Beifall bei der CDU)

Am vergangenen Sonntag war ich in den betrof-
fenen Gebieten, nämlich in der Altmark. Es war lange
geplant, ich bin nicht etwa als Tourist in das Gebiet
gefahren. Ich kann nur sagen, es ist noch einmal wie-
der etwas anderes, direkt dort zu stehen, als die Bil-
der im Fernsehen zu verfolgen oder einen Satz zu le-
sen: Hier suchten sich gigantische Wassermengen bei
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Fischbeck im Landkreis Stendal neue Wege. Ich stand
dort, wo die Hubschrauber die Sandsäcke auf die ver-
senkten Schiffe heruntergelassen haben, und habe
natürlich das ganze Umfeld, soweit man es befahren
konnte, gesehen: die Häuser, die verdorbenen Ern-
ten, die Schäden an allen Gebäuden und die Not der
Menschen. Dies hat mich schon besonders berührt,
und deshalb finde ich es gut, dass die Hilfe – das hat
auch Frau Dr. Schaefer sehr deutlich gesagt – jetzt
von allen Seiten kommt.

Nicht nur die offiziellen Hilfseinrichtungen wie die
Bundeswehr  oder  die  Feuerwehr,  die  freiwillige
Feuerwehr, das Technische Hilfswerk, das Rote Kreuz,
die Arbeiterwohlfahrt, der Arbeiter-Samariter-Bund
und Kirchen sind vor Ort, sondern auch einzelne Men-
schen, die sich aus allen Regionen unseres Landes
auf den Weg gemacht haben, um den Menschen vor
Ort zu helfen. Dafür kann man sich nur von dieser
Stelle aus ganz herzlich bedanken!

(Beifall bei der CDU)

Noch eines möchte ich sagen: Wir beklagen manch-
mal den Werteverfall. Hier werden Werte gelebt, näm-
lich der Wert der Solidarität, den wir in Reden immer
wieder einfordern. Hier kann man die Solidarität aber
sehen und mit Händen greifen, und das macht dank-
bar.

(Beifall bei der CDU)

Es ist darüber nachgedacht worden, und auch das
möchte ich hier anregen, dass man die Helfer – und
wir haben eine Reihe von Helfern aus Bremen – be-
sonders ehrt und einen Weg findet, sie in der Öffent-
lichkeit für das zu würdigen, was sie dort getan ha-
ben, denn sie haben es nicht aus Berechnung getan.
Deshalb ist es mein Wunsch, dass wir diese Helfer
würdigen, mit einer Medaille, mit einer Veranstal-
tung, wie auch immer.

(Beifall bei der CDU)

Nun zum Umdenken, dem Kapitel, das Frau Dr.
Schaefer sehr ausführlich behandelt hat! Ja, wir müs-
sen Konsequenzen ziehen. Die nächste Flut kommt
bestimmt – leider! –, und dann sollten die Länder und
Kommunen  natürlich  noch  besser  vorbereitet  sein.
Man kann sehr gut nach Sachsen schauen. Man hat
dort eine Menge getan, und es hat auch geholfen.
Dort wurden 47 Hochwasserkonzepte erstellt, darin
wurden 1 600 komplexe Einzelmaßnahmen vorge-
schlagen. 351 dieser Maßnahmen wurden als hoch
prioritär  eingestuft.  Von  diesen  351  Hochwasser-
schutzmaßnahmen sind derzeit 80 fertiggestellt, 55
im Bau sowie 216 in der Planung, im Genehmigungs-
verfahren.

Seit dem Jahr 2002 hat Sachsen 650 Millionen Euro
in die Hochwasserschutzmaßnahmen investiert, hinzu

kommen 900 Millionen Euro für die nachhaltige Scha-
densbeseitigung an den Gewässern. Die Maßnahmen
haben Dresden in diesen Tagen vor schlimmen Über-
schwemmungen  bewahrt.  Die  Schäden,  die  es  dort
im Jahr 2002 gab, konnten verhindert werden, weil
dort 8,5 Kilometer Hochwasserschutzanlagen gebaut
wurden. Die neuen Mauern, Deiche, mobilen Auf-
sätze und Binnenentwässerungsanlagen haben ohne
Ausnahme gehalten und funktioniert, und das sollte
man sich, glaube ich, einmal genau ansehen.

Es hat auch andere Beispiele gegeben, zum Bei-
spiel in der Barockstadt Grimma. Ich muss dazu auch
sehr deutlich sagen, dort haben Umweltschützer be-
dauerlicherweise Bürgerinitiativen gegen den Hoch-
wasserschutz und gegen eine Schutzwand initiiert,
und dadurch hat die Stadt erneut einen sehr großen
Schaden erlitten. Das geht auch nicht! Zum Umden-
ken gehört ebenfalls, dass auch die Umweltverbän-
de umdenken und solche Proteste in Zukunft unter-
lassen.

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]:  Das  waren  doch  die  Anwohner  und

nicht die Umweltverbände!)

Es  ist  egal,  wer  es  war,  es  wurde  verhindert,  dass
die Hochwasserschutzmaßnahmen in Grimma gebaut
wurden!

Der Bau und die Sanierung von Deichen und Schutz-
wänden müssen in Zukunft beschleunigt genehmigt
werden, die Zeit zwischen der Planung und dem Bau
muss verkürzt werden. Wenn zum Beispiel der Ober-
bürgermeister von Leipzig sagt, er gehört im Übrigen
der SPD an, wenn wir auf Deichen nicht mehr Wie-
sen mähen, Sträucher zurückschneiden oder Baum-
wuchs verhindern dürfen, dann steht der Naturschutz
gegen den Menschenschutz – das ist der Vorwurf, der
natürlich in Richtung derjenigen geht, die das in der
Vergangenheit verhindert haben –, sodass sich Flut-
bürger und Wutbürger, so heißt es, dann gegenüber-
stehen, dann geht das nicht, persönliche Blockaden
im Übrigen auch nicht!

Ich fand es im Übrigen gut, dass Herr Platzeck einen
Dauerkläger  gegen  eine  Schutzwand  jeden  Morgen
um sechs Uhr geweckt und zum Sandsäcke füllen ge-
holt hat – das wurde bei Günther Jauch erzählt –, damit
ihm klar wird, was er mit seiner Dauerklage ange-
richtet hat.

(Beifall bei der CDU – Bürgermeister
B ö h r n s e n: Er hat die Klage zurück-

genommen!)

Er hat die Klage zurückgenommen, wunderbar! Das
hat also gewirkt, und das hat auch Eindruck auf mich
gemacht. So kann man auch überzeugen, vielleicht
besser als mit manchen Worten!

Natürlich müssen wir über die Begradigung von
Wasserläufen und Flüssen – das ist im Übrigen vor
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100 Jahren eher passiert als heute, heute würde das
nicht mehr gemacht werden – und selbstverständlich
über jede Versiegelung des Bodens nachdenken, aber
Frau  Dr.  Schaefer,  nur  10  Prozent  der  Flächen  in
Deutschland sind durch Bebauung und Betonierung
versiegelt. Das Wasser, das jetzt zusammengeflossen
ist, kommt aus einem Gebiet, das so groß ist wie die
halbe  Bundesrepublik  Deutschland,  und  deshalb  ist
es nun nicht grundsätzlich so, dass wir hier nicht mehr
bauen können, aber wir müssen natürlich in den Fluss-
regionen darüber nachdenken, ob dort so nahe an
den Flüssen gebaut werden kann. Das gehört zum Um-
denken, und deshalb ist die CDU an dieser Stelle ganz
bestimmt diskussionsbereit. Herr Altmaier hat selbst
vorgeschlagen, dass man im Einzelfall sogar über Ent-
eignungen nachdenken muss, wenn man den Flüs-
sen mehr Raum geben will, aber er hat auch gesagt,
dies  als  Ultima  Ratio  und  ganz  bestimmt  nicht  zu
schnell und zu voreilig.

Es müssen also viele Maßnahmen ergriffen wer-
den – vielleicht nicht alle, die Frau Dr. Schaefer auf-
gezählt hat, aber viele davon können auch wir un-
terschreiben und unterstützen –, das muss vor Ort ge-
schehen. Es müssen aber auch die Klagen gegen den
Hochwasserschutz von Einzelpersonen und Umwelt-
verbänden genauso nachlassen, ansonsten kommen
wir da nicht weiter, und das wäre schade. Insofern
ist jede Flut eine Mahnung und Warnung und auch
mit Blick auf die Zukunft ein Auftrag, den Hochwas-
serschutz weiter zu verbessern, im Übrigen länder-
übergreifend, nicht parteipolitisch gefärbt. Das bringt
nichts und hilft niemandem, und nur dann, wenn alle
zusammenhalten und zusammenarbeiten, kann man
diese Situation in Zukunft verbessern. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es ist mir auch ein Bedürfnis zu
sagen, zu sehen, wie viele Menschen bereit sind, in
einer solchen Situation anderen Menschen zu hel-
fen, das ist aller Ehren wert. Selbstverständlich schlie-
ße ich mich dem Dank meiner Vorrednerinnen und
Vorredner an. Allen Organisationen, allen ehrenamt-
lichen Helferinnen und Helfern und allen Freiwilli-
gen, die zunächst gar nicht daran gedacht haben, dass
sie dort hinfahren und helfen, ist wirklich zu danken,
und es ist auch von hier aus ein gutes Signal an die-
se Menschen, dass ihr Einsatz wertgeschätzt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich gebe einen kleinen Hinweis: Möglicherweise
kann man darüber nachdenken, ob man diesen Men-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

schen eine Anerkennung in Form einer Medaille ver-
leiht. Ich würde vorher noch einmal schauen, ob ins-
besondere  die  ehrenamtlichen  Organisationen,  die
sich Hilfe zur Aufgabe gemacht haben, nicht vielleicht
bessere Ausrüstungen gebrauchen können, bevor wir
ihnen Medaillen überreichen. Ich bin mir relativ si-
cher, dass das Technische Hilfswerk und andere nicht
undankbar sind, wenn wir dort noch einmal hinschau-
en und sie für solche Fälle besser ausstatten, damit
sie ihre Hilfe noch effektiver dorthin bringen können,
wo sie gebraucht wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Als ich die Bilder gesehen habe, habe ich mich
gefragt: Wie viele solcher Flutkatastrophen brauchen
wir eigentlich noch, um die nächste Flutkatastrophe
zu verhindern? Frau Dr. Schaefer hat es gesagt, es
ist nicht das erste Mal, und es ist auch keine Jahr-
hundertflut, sondern wir müssen uns darauf einstel-
len, dass extreme Wetterereignisse, wie wir sie jetzt
hatten, deutlich häufiger vorkommen als früher und
dass wir solche Hochwasserkatastrophen auch viel
häufiger haben. Die Natur hat es uns gezeigt: Im Jahr
2002 gab es eine Situation, in der alle gedacht ha-
ben, das war es jetzt erst einmal für die nächsten 50
Jahre, und wir haben jetzt Pause, aber es ist nicht so.
Wir können auch nicht davon ausgehen, dass mit der
Flut in diesem Jahr das Ende der Fahnenstange er-
reicht ist, sondern wir müssen davon ausgehen, dass
vielleicht schon im nächsten oder übernächsten Jahr
wieder ähnliche Ereignisse eintreten.

Ich finde, wir müssen uns deswegen im Klaren da-
rüber sein, dass diese Flutkatastrophen keine Natur-
katastrophen sind. Diese Katastrophen sind von al-
len ihren Ursachen her von Menschen gemacht, zwar
nicht an einem Tag, aber sie sind von Menschen ge-
macht; nicht die Tatsache, dass es Hochwasser gibt
– das gibt es seit Hunderten, ja Tausenden von Jah-
ren, das ist völlig normal für Flüsse –, ist von Men-
schen  verursacht,  sondern  dass  diese  Hochwasser
diese Art von Folgen haben, dass Menschen davon
betroffen sind und dabei zu Schaden kommen und
dabei viel Hab und Gut verloren geht.

Es beginnt damit, dass in vielen Fällen in den Ber-
gen, dort, wo die Flüsse zusammenlaufen, Wälder
abgeholzt sind, Böden erodiert sind und nicht mehr
in der Lage sind, das Wasser zu halten. Es geht wei-
ter damit, dass es im Zuge des Klimawandels im Winter
zum Teil weniger Schnee gibt und er sofort als Re-
gen herunterkommt. Es geht weiter damit, dass die
Flüsse  in  den  letzten  Jahrzehnten  begradigt  wor-
den sind und sich die Fließgeschwindigkeit erhöht
hat, dass es keine oder viel zu wenige Überflutungs-
flächen gibt, dass das Wasser zunächst keinen Platz
hat und sich dann seinen eigenen Weg sucht. Für alles
das ist meines Erachtens im Wesentlichen der Men-
schen verantwortlich, und deswegen ist es keine Na-
turkatastrophe, deswegen können wir auch etwas da-
gegen unternehmen.
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Wir müssen uns auch nicht ausschließlich auf Deiche
verlassen. Allein die Tatsache, dass man Deiche an
den  Flüssen  noch  mehr  erhöht,  schützt  uns  wahr-
scheinlich nicht vor neuen Flutkatastrophen, weil dann
die Flüsse noch schneller fließen, das Wasser noch
weniger Platz hat und die Pegel der Flüsse noch höher
steigen. Dann bleiben vielleicht einzelne Städte ver-
schont, aber dafür trifft es andere Städte umso mehr.
Es kann doch nicht sein, dass eine Stadt Hochwasser-
schutz auf Kosten einer anderen betreibt, das kann
so nicht funktionieren! Wir brauchen im Wesentlichen
Ausgleichsflächen, und Deiche müssen zurückgebaut
werden. Selbstverständlich muss man in den Innen-
städten  vielleicht  an  der  einen  oder  anderen  Stelle
die Deiche erhöhen, aber wenn wir keine Ausgleichs-
flächen schaffen, wenn wir Deiche nicht zurückneh-
men, dann wird das nicht funktionieren, dann wer-
den wir die Flutkatastrophen nur verlagern.

Selbstverständlich  –  und  das  finde  ich  in  diesem
Haus sehr gut – sind wir uns darüber einig, dass Bre-
men das tun muss, was es kann, um den Klimawan-
del zu verlangsamen und möglicherweise rückgän-
gig zu machen, aber das sind langfristige Maßnah-
men, die wir angehen müssen.

Die Erkenntnisse aus dem Jahr 2002 sind unseres
Erachtens nur unzureichend umgesetzt worden. Im
Jahr 2005 ist das Hochwasserschutzgesetz erlassen
worden, aber relativ viele Maßnahmen sind einfach
noch gar nicht umgesetzt. Möglicherweise hat man
gedacht, man hat noch Zeit genug, aber man ist eines
Besseren belehrt worden.

Ich glaube, es ist jetzt an der Zeit – und ich kom-
me gleich noch einmal zu dem Fluthilfefonds –, jetzt
erkennen zu müssen, dass wir die nächste Flutkata-
strophe verhindern müssen, und wir müssen alles da-
für tun, damit so etwas nicht noch einmal vorkommt
und wir beim nächsten Mal besser gewappnet sind.

(Beifall bei der LINKEN und beim Bünd-
nis 90/Die Grünen)

Wir schauen auch nach Bremen. Selbstverständ-
lich müssen wir uns damit auseinandersetzen, inwie-
weit Bremen eigentlich vor solchen Ereignissen ge-
schützt ist. Nach meinem Kenntnisstand sind wir na-
türlich auch vom Hochwasser bedroht, das aus dem
Landesinnern kommt, aber die zweite Gefahr ist, dass
wir von Sturmfluten bedroht werden.

Meiner Meinung nach bedeutet dies, wenn die Was-
sermassen vom Landesinnern und möglicherweise die
von der Nordsee in der Weser aufeinanderprallen,
dass es dann richtig eng wird; möglicherweise noch
nicht für Bremen, aber für Brake, also für den gan-
zen Unterweserbereich und letztendlich auch für Bre-
men. Deswegen muss uns die Erkenntnis, dass wir
solche Sturmfluten und Hochwasser in Zukunft häu-
figer  haben  werden,  dazu  bringen,  auf  die  Weser-
vertiefung zu verzichten, denn wir wissen, dass das

Wasser dann viel schneller in die Weser gelangen
kann,  wenn  sie  verbreitert  und  vertieft  wird  und
dass wir damit das Risiko von Sturmfluten oder Über-
schwemmungen in Bremen oder im Unterweserbe-
reich erhöhen.

Ich verspreche Ihnen, der Schaden eines solchen
Ereignisses übertrifft den vermeintlichen wirtschaft-
lichen Vorteil, den man sich durch die Weservertie-
fung erhofft, um ein Vielfaches. Es hat einmal jemand
ausgerechnet, dass eine einzige Überflutung im Unter-
weserbereich  Schäden  in  Höhe  des  Dreifachen  des
Bruttoinlandsprodukts  produzieren  kann.  In  dieser
Größenordnung bewegt sich das, und deswegen, finde
ich,  muss  man  auf  die  Weservertiefung  verzichten.
Wir müssen aufforsten, wir brauchen Überflutungs-
flächen, wir müssen auch Deiche zurücknehmen, das
alles ist auch eine Aufgabe für Bremen, aber als Erstes
muss auf die Weservertiefung verzichtet werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In dem Zusammenhang ist aufgefallen, dass sich
mittlerweile Versicherungen offensichtlich weigern,
Menschen überhaupt zu versichern, die in bestimmten
Gebieten wohnen oder die von Sturmfluten gefähr-
det sind. Ich finde, da ist eine Tabuzone. Wenn je-
mand die Erlaubnis erhält, irgendwo ein Haus zu bau-
en, möglicherweise auch in einem gefährdeten Be-
reich, dann muss es auch eine Versicherung geben,
bei der er sich versichern kann, ansonsten braucht
er diese Erlaubnis nicht zu erhalten. Es kann nicht
sein,  dass  Versicherungen  jetzt  ihre  Klienten  nach
mehr  oder  weniger  Gefährdung  aussortieren.  Wir
brauchen eine solidarische Versicherung für alle, die
in der Nähe von Flüssen leben, weil sie alle von Über-
flutungen betroffen sein können.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte noch etwas zum Fluthilfefonds sagen!
Ich halte es nicht für despektierlich, wenn man auf
der einen Seite schnell hilft und sich auf der ande-
ren Seite überlegt, wie diese Hilfe am kostengüns-
tigsten gestaltet werden kann und die Lasten für diese
Hilfe gerecht verteilt werden. Das ist auch, finde ich,
unsere Aufgabe als Parlament. Deswegen finde ich
den Vorwurf der Kollegin Frau Motschmann, das wäre
kleinteilig, nicht gerechtfertigt.

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Geld muss natürlich zur Verfügung gestellt
werden, und wahrscheinlich werden es eher zehn Mil-
liarden Euro als acht Milliarden Euro. Ich sage, wenn
wir mit 500 Milliarden Euro Banken retten können,
dann sind wir auch in der Lage, mit 10 oder 15 Mil-
liarden Euro – also dem, was nötig ist – den Opfern
dieser Flutkatastrophe zu helfen und dafür zu sorgen,
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dass dies nicht noch einmal passiert. Das ist auch gut
angelegtes Geld, weil die Schäden weit höher sind
als das, worüber wir jetzt diskutieren. Hochwasser-
schutz ist auch eine wirksame Investition für die Zu-
kunft.

Ich finde es interessant in dem Zusammenhang darü-
ber nachzudenken, dass der Bund Schulden aufnimmt
und niedrige Zinsen bei der Bank nutzt und wir dann
die Zinsen zahlen. Ich finde, es gibt andere Modelle,
in deren Rahmen man diese Finanzierung auch noch
einmal vorschlagen kann, zum Beispiel bei der Alt-
schuldenregelung, das würde Bremen auch helfen.

Ich finde es auch wichtig, dass wir Folgendes deut-
lich machen: Wenn es diese Form von Hilfe gibt, dann
finde ich es zulässig zu fordern, dass das nicht zu-
lasten des Sanierungskurses geht, denn das sind au-
ßergewöhnliche  Ereignisse,  die  nichts  mit  der  nor-
malen Haushaltsstruktur zu tun haben, sondern die
außerhalb  der  Schuldenbremse  rangieren  müssen.
Deshalb, denke ich, ist es auch eine berechtigte For-
derung, wenn wir auf der einen Seite helfen, dass wir
dann auf der anderen Seite aber nicht gezwungen
sind, an anderer Stelle zu kürzen, weil wir den Hoch-
wasseropfern helfen. Das kann auch nicht der Sinn
von Hilfe sein. Ich denke, auf diese Art und Weise
kann man das Problem angehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vielleicht ist es wichtig, dass wir dieses Thema nicht
immer nur dann diskutieren, wenn es solche Ereig-
nisse gibt, sondern dass wir vielleicht bei uns selbst
und bei anderen noch einmal überprüfen, ob die Maß-
nahmen, von denen man heute weiß, dass sie ergriffen
werden müssen, wirklich umgesetzt oder nicht in  ir-
gendeiner  Weise  vernachlässigt  wurden.  Ansonsten
kommt unter Umständen die nächste Flut, bevor  die
Schutzmaßnahmen  fertiggestellt  wurden.  –  Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister  Böhrnsen:  Herr  Präsident,  meine
Damen und Herren! Wer in diesen Tagen an der Elbe
ist oder auf dem Weg nach Berlin die Elbe überquert,
der ist über die Wassermassen und vor allem über
die Kraft des Wassers schier fassungslos, und mitunter
– selbst wenn man häufiger an der Elbe ist, wie auch
ich in Ferienzeiten – hat man manchmal Schwierig-
keiten zu sehen, wo eigentlich das Flussbett war. Man
ahnt, was die Natur sich dort wiedergeholt hat, und
auch, was ihr einmal genommen worden ist.

Wir Bremerinnen und Bremer, daran ist schon er-
innert worden, kennen die Gefahren von Hochwas-
ser und Flut aus den Jahren 1962 und 1981. Wir wissen

auch, was man tun muss, und wir haben viel getan,
Herr Senator Dr. Lohse wird gleich dazu noch etwas
sagen. Wir wissen aber vor allem, dass man Solida-
rität in einer solchen Situation braucht. Wir Bremer
haben diese Solidarität erfahren, und deswegen wol-
len wir sie auch in dieser Situation zurückgeben. Das
ist sehr tatkräftig durch Helferinnen und Helfer aus
Bremen und Bremerhaven erfolgt.

(Beifall)

Ich  schließe  mich  dem  Dank,  der  hier  von  allen
Fraktionen geäußert worden ist, für den Senat selbst-
verständlich  an  und  füge  hinzu,  wir  wollen  diesen
Dank ihnen gegenüber auch ausdrücken und das wür-
digen, was dort geleistet worden ist. Deswegen wer-
den wir dies gegenüber den Helferinnen und Hel-
fern in einer Veranstaltung im Rathaus auch entspre-
chend zum Ausdruck bringen.

Meine Damen und Herren, Solidarität heißt auch,
dass man die betroffenen Länder, vor allen Dingen
die betroffenen Menschen, mit den finanziellen Schä-
den nicht alleinlässt, sondern ihnen hilft, und deswe-
gen soll es einen Fonds geben. Dieser Fonds wird grö-
ßer sein als im Jahr 2002. Im Jahr 2002 waren darin
etwa sechs Milliarden Euro enthalten, und wir ge-
hen davon aus, dass er jetzt einen Umfang von etwa
acht Milliarden Euro haben wird.

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Länder haben am vergangenen Donnerstag in Ber-
lin zunächst unter sich und dann gemeinsam mit der
Bundeskanzlerin getagt. Wir haben uns darauf ver-
ständigt, dass es diesen Fonds geben wird und er zu
je vier Milliarden Euro von Bund und Ländern finan-
ziert wird. Ich habe für Bremen – ich habe dabei das
Einverständnis der Bremischen Bürgerschaft unter-
stellt – natürlich erklärt, dass wir uns dieser Solida-
rität auch in finanzieller Hinsicht nicht entziehen wer-
den, nicht entziehen wollen. Wir sind im Übrigen auch
in Zukunft, auch in anderen Bereichen, auf die Soli-
darität der Bund-Länder-Gemeinschaft angewiesen,
und deswegen ist es für mich selbstverständlich, dass
Bremen sich auch daran beteiligt. Die Frage ist, in
welcher Form das geschieht.

Im Jahr 2002 wurden die sechs Milliarden Euro
aufgebracht, indem eine bevorstehende Steuerreform
verschoben und die Körperschaftssteuer um, ich mei-
ne, mich zu erinnern, eineinhalb Punkte erhöht wurde.
So sind damals die sechs Milliarden Euro finanziert
worden. Heute reden wir über die Finanzierung, Frau
Motschmann, übrigens nicht im Sinne eines partei-
politischen Streits, sondern im Sinne der Frage, wie
der Bund und die Länder diese Summen aufbringen.

Der Bundesminister der Finanzen, Herr Schäub-
le, war am Donnerstag bei den Gesprächen der Mi-
nisterpräsidenten am sogenannten Kamin auch dabei,
und er hat dort seine Vorstellungen geäußert. Diese
besagen, dass wir eine gemeinsame Anleihe aufneh-
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men und das alles über Verschuldungen regeln. Da-
nach hat er dann eine Liste vorgelesen, was es für
die Länder bedeutet, wenn wir dann von zehnjähri-
gen Zinsen und Tilgungen ausgehen. Sie können si-
cher sein, dass dort schon manch einem etwas ban-
ge geworden ist, wenn zum Beispiel Nordrhein-West-
falen jährlich 110 Millionen Euro, das Saarland sechs
Millionen Euro oder Bremen vier Millionen Euro zu-
sätzlich dafür aufbringen müssen. Die Summen wer-
den geringer, aber sie müssen natürlich auch in den
Haushalten erbracht werden. Deswegen wird wei-
ter geredet.

Alle Länder haben die Vorstellung geäußert, dass
der sogenannte Fonds „Deutsche Einheit“ dafür ge-
nutzt werden soll, den wir ja alle abbezahlen; Bre-
men auch, obwohl wir das im Haushalt gar nicht se-
hen, denn das erfolgt über den Abzug von Umsatz-
steuerpunkten, so ist es im Jahr 2005 einmal verein-
bart worden. Wir sehen gar nicht, dass wir dort ab-
zahlen, aber wir zahlen durch geringere Zuweisungen
bei der Umsatzsteuer ab. Darüber ist gestern mit den
Finanzministern, Finanzsenatorinnen und -senatoren
geredet  worden,  Frau  Bürgermeisterin  Linnert  war
gestern dabei, und heute findet seit 11.00 Uhr ein Ge-
spräch in Berlin mit Bundesfinanzminister Schäuble
statt, bei dem die Länder durch ihre Staatskanzleien
oder Senatskanzleien vertreten sind. Für Bremen ist
der Chef der Senatskanzlei, Herr Dr. Joachim, dabei,
er informiert mich laufend, aber ich kann Ihnen noch
kein Ergebnis vermelden.

Es ist aber klar, wir wollen und brauchen ein Er-
gebnis. Ich bin auch der festen Überzeugung, dass
die Menschen, insbesondere in den betroffenen, aber
auch in den übrigen Gebieten, es nicht verstehen wür-
den, wenn wir uns darüber in einen Streit begeben
und nicht mindestens so schnell zu einem Ergebnis
kommen  wie  bei  der  Hilfe  für  Griechenland.  Das,
glaube ich, ist das Mindeste,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

denn die Menschen erwarten, dass man bei Katastro-
phen im eigenen Land mindestens genauso so schnell
ist. Das muss geregelt werden, aber nach Möglich-
keit so, dass sich der Bund und die Länder aufeinander
zubewegen.

Die Frage, die von Herrn Rupp bezüglich unseres
Konsolidierungskurses angesprochen wurde, haben
wir schon am vergangenen Donnerstag geklärt, da
hilft auch ein Blick in das Grundgesetz. Artikel 109,
der Regelungen zur Schuldenbremse enthält, sieht
ausdrücklich eine Ausnahme in Fällen von Naturka-
tastrophen vor, egal, ob sie im eigenen Land statt-
finden oder die Bundesrepublik in Gänze oder in Tei-
len betreffen. Deswegen würde für den Fall, dass Bre-
men  jährliche  Beiträge  leisten  müsste  –  wenn  die
Lösung über den Fonds „Deutsche Einheit“ nicht in
Gänze oder überhaupt nicht zum Tragen kommt –, das,

was Bremen dafür aufbringen müsste, nicht zu einer
Verschärfung des Konsolidierungskurses führen. Diese
Beträge würden unsere Verschuldung natürlich er-
höhen, das muss dann aber jeder wissen, aber un-
sere Anstrengungen beim Konsolidierungskurs nicht
beschädigen.

Das ist nicht nur ein Bremer Problem, sondern ein
Problem für alle, übrigens in diesem Fall auch für die
durchaus reichen Länder, weil sie sehen, dass sie noch
gewaltige Aufwendungen aus ihren eigenen Haus-
halten für den Deichschutz und den Hochwasserschutz
leisten müssen. Ich wiederhole: Bremen ist solidarisch,
Bremen wird dabei sein, und ich werde Ihnen zeit-
nah über das Ergebnis berichten. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Gestatten Sie, dass ich
noch kurz einige Worte ergänze, welche Konsequen-
zen wir hier in Bremen aus diesem Ereignis ziehen
und wie wir uns auch bisher schon vor Hochwasser
schützen! Ich möchte auch vorwegschicken, dass ich
dieses Ereignis auch mit großer Betroffenheit und
Anteilnahme verfolgt habe. Ich habe die Wassermas-
sen an der Elbe bei Magdeburg und auch an der Werra
sehen können, und es war wirklich erschreckend zu
sehen, welche riesigen Gebiete und Ortschaften über-
flutet waren.

Vor eineinhalb Wochen war ich auf der Konferenz
der  Umweltminister,  dort  waren  wir  alle  in  großer
Sorge. Die Flutwelle hatte schon einen Teil der Län-
der durchlaufen, nämlich die Länder Sachsen, Thü-
ringen und Bayern, sie kannten schon das Ausmaß
der  Schäden.  Die  anderen  Kollegen  aus  Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Niedersachen und Schleswig-
Holstein  waren  in  atemloser  Anspannung,  was  auf
sie zukommen würde, in großer Sorge, wie es den
Städten Lauenburg, Hitzacker und anderen ergehen
würde. Das war ein sehr bewegender Moment, der
wirklich deutlich gemacht hat, wie wichtig es ist.

Deswegen auch von meiner Seite aus große An-
teilnahme an den persönlichen Schicksalen der Men-
schen, die von dem Hochwasser betroffen sind, und
ein Dank an die Tausenden von Helferinnen und Hel-
fern, gerade auch hier aus Bremen! Ich möchte sie
nicht noch einmal alle nennen, sie sind bereits ge-
nannt worden, aber auch von meiner Seite aus wirklich
ein großes Dankeschön an dieser Stelle!

Herr Bürgermeister Böhrnsen hat Ihnen eben er-
läutert, welche Beschlüsse im Kreis der Bundeskanz-
lerin und der Ministerpräsidenten zur Frage der Fi-
nanzierung gefasst worden sind. Es ist dort aber auch
besprochen worden, dass eine Änderung relevanter
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Vorschriften mit dem Ziel einer Verfahrensbeschleu-
nigung und -vereinfachung für Maßnahmen des vor-
beugenden Hochwasserschutzes vorangebracht wer-
den soll. Diese Fragen werden uns in Zukunft beschäf-
tigen, denn es ist wichtig, dass wir die richtigen Schlüs-
se daraus ziehen. Wir haben jetzt in weniger als 20
Jahren vier sogenannte Jahrhundertfluten erlebt, das
heißt, es liegt auf der Hand, dass der Begriff Jahr-
hundertflut auf Ereignisse dieses Ausmaßes nicht mehr
zutrifft, es werden leider regelmäßige Ereignisse wer-
den.

Die Regierungschefs haben am 13. Juni 2013 Fol-
gendes beschlossen: „Bund und Länder sehen sich
in der Pflicht, in einer abgestimmten Strategie prä-
ventive Investitionen in einem nationalen Hochwas-
serschutzprogramm zu ergreifen. Die Länder halten
eine länderübergreifende Auswertung des aktuellen
Hochwassergeschehens für dringend erforderlich. Die
bestehenden langfristigen Vorsorge- und Anpassungs-
strategien auf regionaler, nationaler und europäischer
Ebene sind auf dieser Grundlage fortzuschreiben.“

Was bedeutet das für uns? Natürlich müssen wir
diese Dinge auch für das Einzugsgebiet der Weser
vornehmen, und ich schließe mich ausdrücklich den
Vorrednerinnen und Vorrednern an, die darauf hin-
gewiesen haben, dass moderner und vorsorgender
Hochwasserschutz nicht nur aus dem herkömmlichen
Prinzip der Deicherhöhung bestehen kann, sondern
dass wir den Flüssen auch wieder mehr Raum geben
müssen.

In der vergangenen Woche haben wir im Kreis der
sechs Umweltministerinnen und Umweltminister der
Grünen über diese Frage gesprochen, und dabei ist
auch sehr deutlich angesprochen worden, dass der-
jenige, der solche Ausweichflächen für das Wasser
schafft, in der Regel selbst gar nicht davon profitiert.
In der Regel profitieren davon die Unterlieger, und
das macht es auch politisch so schwierig, eine Ak-
zeptanz dafür herzustellen, diese schwierigen Maß-
nahmen durchzusetzen und womöglich zu finanzie-
ren, damit andere dann den Nutzen davon haben. Das
heißt, man muss möglicherweise auch wirklich mit
den Oberliegern in bilaterale Verhandlungen treten.
Wir sind auch mit Niedersachsen in Gesprächen, bei-
spielsweise in Bezug auf die Renaturierung von Fluss-
auen im Bereich der Weser und der Nebenflüsse, um
genau solche Retentionsräume wieder zu schaffen.

Wir müssen uns nach zwei Seiten schützen: Wir
müssen uns gegen das Hochwasser schützen, das von
der  Nordsee  kommt,  und  wir  müssen  uns  gegen
Hochwasser schützen, das aus dem Hinterland kommt,
und das machen wir auch. Seit dem Jahr 2009 erhö-
hen wir zum Schutz gegen die Sturmfluten der Nord-
see die Deiche entlang der Unterweser im Rahmen
des gemeinsam mit Niedersachsen aufgestellten „Ge-
neralplans Küstenschutz“ um rund einen Meter. Wir
konstruieren die Deiche dabei so, dass wir noch wei-
tere 75 Zentimeter in die Höhe bauen können, wenn

wir merken, dass es nicht reicht, das heißt, wir arbeiten
hier sehr vorausschauend, sehr langfristig und nach-
haltig. Das ist aber auch ein Investitionsprogramm
in Höhe eines dreistelligen Millionenbetrags über die
nächsten zwölf Jahre, bis zum Jahr 2025 wollen wir
diese Maßnahmen abgeschlossen haben.

Gleichermaßen müssen wir aber auch unser um-
fangreiches Deichsystem entlang der Geeste in Bre-
merhaven sowie der Mittelweser, der Wümme, der
Lesum und der Ochtum entsprechend schützen, pfle-
gen und weiterentwickeln.

Ich möchte aber darauf hinweisen – das ist mir hier
an dieser Stelle auch noch einmal wichtig zu sagen
–, dass auch über Widerstände gesprochen worden
ist, die einzelne Anwohner, seien es Umweltschüt-
zer oder aus anderen Kreisen, gegen solche Hochwas-
serschutzmaßnahmen leisten. Es wird uns nicht er-
spart bleiben, dass wir uns auch hier in Bremen mit
schmerzlichen Fragen beschäftigen müssen. Ich denke
an den wunderschönen Baumbestand am St.-Pauli-
Deich an der Kleinen Weser in der Neustadt, wo wir
gerade dabei sind, in einem schwierigen Prozess eine
Akzeptanz bei den Anwohnern dafür zu schaffen, dass
wir diese Bäume zunächst einmal behutsam zurück-
schneiden werden, aber langfristig werden wir sie dort
nicht halten können. Das muss an dieser Stelle ge-
sagt werden.

Es wird auch Konflikte in Stadtteilen geben, in de-
nen der Hochwasserschutz in Vergessenheit geraten
ist, weil wir dort seit 1962 oder 1981 nicht mehr vom
Hochwasser betroffen waren. Die Menschen verges-
sen dies, neue Menschen ziehen dorthin und verste-
hen nicht, wozu die Hochwasserverteidigungsmaß-
nahmen gedacht sind. Das führt dazu, dass Privat-
personen beispielsweise Deichverteidigungswege zu-
bauen und dort Dinge hinstellen, sodass man dort nicht
mehr an die Deiche herankommt. Auch diese Kon-
flikte werden uns in der Zukunft beschäftigen, und
wir werden konsequent daran arbeiten, diese Dinge
auch wieder freizulegen.

Zu den Maßnahmen gehören auch die Festsetzung
von Überschwemmungsgebieten und die Schaffung
von Tidepoldern, dies setzen wir bereits an verschie-
denen Stellen um. Neben Renaturierungsmaßnahmen
gehören nach meiner Auffassung auch ein konsequen-
tes  Bebauungsverbot  in  Überflutungsgebieten  und
der vollständige Verzicht auf die Ausweisung von Bau-
gebieten in den Flussniederungen, die überflutet wer-
den können, dazu. Auch das ist eine wichtige Kon-
sequenz, die wir ziehen müssen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Insofern kann ich Ihnen versichern, wir und ins-
besondere mein Ressort, das hier die Federführung
dafür hat, tragen Sorge für den Hochwasserschutz,
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und wir werden es auch in Zukunft konsequent so
handhaben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Aktuelle Stunde geschlossen.

Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Beam-
tenversorgungsbezüge 2013/2014 in der Freien Han-

sestadt Bremen

Mitteilung des Senats vom 14. Mai 2013
(Drucksache 18/912)

2. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Beam-
tenversorgungsbezüge 2013/2014 in der Freien Han-

sestadt Bremen

Bericht und Antrag des staatlichen Haushalts-
und Finanzausschusses

vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/973)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 42. Sitzung am 16. Mai 2013 in
erster  Lesung  beschlossen  und  zur  Beratung  und
Berichterstattung an den staatlichen Haushalts- und
Finanzausschuss überwiesen. Dieser Ausschuss legt
mit der Drucksachen-Nummer 18/973 seinen Bericht
und Antrag dazu vor.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Piontkowski als Berichterstatterin.

Abg.  Frau  Piontkowski,  Berichterstatterin:  Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Mit Beschluss-
fassung in erster Lesung in der Sitzung der Bremi-
schen Bürgerschaft am 16. Mai 2013 wurde das Be-
soldungsanpassungsgesetz 2013/2014 an den Haus-
halts- und Finanzausschuss überwiesen. Gegenstand
der Gesetzgebung ist die Anpassung der Besoldung
und Versorgung für die Jahre 2013 und 2014 an die
Entwicklung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  und
finanziellen Verhältnisse. Diese orientiert sich in der
Praxis insbesondere am aktuellen Tarifabschluss für
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, der eine Er-
höhung der Entgelte zum 1. Januar 2013 um 2,65 Pro-
zent sowie zum 1. Januar 2014 um weitere 2,95 Pro-
zent vorsieht.

Gemessen an diesem Tarifabschluss sieht das Ge-
setz zur Anpassung der Besoldungs- und Beamten-
versorgungsbezüge 2013 und 2014 im Wesentlichen
Folgendes vor: Das Tarifergebnis vom 9. März 2013
wird  für  die  bremischen  Beamtinnen  und  Beamten
der unteren und mittleren Besoldungsgruppen sowie
für die Grundbezüge der Anwärter inhaltsgleich, je-
doch über einen Zeitraum von sechs Monaten zeit-
versetzt übernommen. Für die Beamtinnen und Be-
amten der Besoldungsgruppen A 11 bis einschließ-
lich A 12 a erfolgt ebenfalls eine Erhöhung des Grund-
gehalts, jedoch abweichend vom Tarifergebnis um
ein Prozent. Es erfolgen entsprechende Erhöhungen
weiterer Zuschläge und der Bezüge der bremischen
Versorgungsempfänger. Für die Besoldungsgruppen
ab A 13 und für die Besoldungsordnungen B, C, R
und W soll keine Erhöhung des Grundgehalts erfol-
gen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den Ge-
setzentwurf in seiner Sitzung am 14. Juni 2013 kon-
trovers beraten und auf Antrag der CDU-Fraktion eine
öffentliche Anhörung verschiedener Gewerkschaften
und Interessenvereinigungen durchgeführt. Teilge-
nommen an dieser Anhörung haben Dr. Andreas Hel-
berg vom Verein Bremischer Richter und Staatsan-
wälte, Horst Göbel von der Gewerkschaft der Poli-
zei, Ralf Mannick von der Deutschen Polizeigewerk-
schaft, Petra Rump vom Bund deutscher Kriminalbe-
amter,  Michael  Graf-Jahnke  von  der  Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft, Annette Düring vom
Deutschen Gewerkschaftsbund, Arno Dick von ver.di
und Jürgen Schröder vom Deutschen Beamtenbund.
Außerdem hat Herr Burkhard Radtke vom Gesamt-
personalrat  Stellung  genommen.  Daneben  hat  der
Ausschuss auch eine schriftliche Stellungnahme des
Senators für Justiz und Verfassung zur Verfassungs-
mäßigkeit des Gesetzentwurfs eingeholt und eine Ver-
treterin des Ressorts zu dieser Stellungnahme ange-
hört.

Ich stelle Ihnen jetzt die wesentlichen Ergebnisse
dieser Anhörung vor: Die angehörten Gewerkschaften
und  Interessenvereinigungen  lehnen  übereinstim-
mend  eine  zeitversetzte  Übernahme  sowie  eine  un-
terschiedliche Staffelung der Erhöhungsanpassung
zwischen den Besoldungsgruppen und -ordnungen
ab und fordern, das Tarifergebnis für die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes zeit- und inhaltsgleich auf
die Beamtinnen und Beamten sowie die Richterin-
nen und Richter zu übertragen. Sie rügten eine man-
gelnde Einbeziehung der Gewerkschaften im Vorfeld.

Die angehörten Vereins- und Gewerkschaftsver-
treter sind der Auffassung, der Gesetzentwurf sei, so-
weit dieser von Beamten höherer Besoldungsgrup-
pen sowie Richtern einen Sparbeitrag zur Sanierung
des bremischen Haushalts verlange, verfassungswid-
rig und ein Ausdruck mangelnder Wertschätzung. Das
Gesetz wirke sich negativ auf die Motivation der Be-
schäftigten aus, erschwere die Gewinnung qualifi-
zierten Personals und führe gar zu einer Abwande-
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rung hochqualifizierten Personals in andere Bundes-
länder.

Übereinstimmend gaben die Vereins- und Gewerk-
schaftsvertreter an, sich um die Zukunft des öffent-
lichen Dienstes in Bremen und die Qualität der Leis-
tungserbringung zu sorgen. Das Gesetz bewirke eine
langfristig wirkende Gehaltsbenachteiligung der Fach-
und Führungskräfte, die sich auch auf ihre Familien
auswirke. Dies führe zu erheblichen und dauerhaf-
ten Verwerfungen in der Besoldungsstruktur und sei
deshalb kein lediglich begrenzter, sondern eben ein
unbegrenzter Sparbeitrag. Sie verwiesen zudem auf
frühere Einschnitte bei der Besoldung der Beamten,
die zu einem Kaufkraftverlust geführt hätten. Nur ei-
nen begrenzten Sparbeitrag habe das Bundesverfas-
sungsgericht aber in der Vergangenheit als noch zu-
lässig angesehen. Der Gesetzentwurf lasse eine Ab-
wägung des verfassungsrechtlichen Gebots der amts-
angemessenen Alimentation mit der verfassungsrecht-
lich verankerten Schuldenbremse vermissen. Es sei
unzulässig,  die  Höhe  der  Besoldung  ausschließlich
von der Haushaltslage abhängig zu machen.

Die Vereins- und Gewerkschaftsvertreter sahen in
der Differenzierung allein nach der Besoldungsgruppe
eine  nicht  zu  rechtfertigende  Ungleichbehandlung.
Der Verein Bremischer Richter und Staatsanwälte for-
derte daher die Einholung eines unabhängigen Sach-
verständigengutachtens zur Frage der Verfassungs-
mäßigkeit des Besoldungsanpassungsgesetzes.

Darüber hinaus wurden Klagen der Beamten und
Richter für den Fall angekündigt, dass das Gesetz in
der vorgelegten Fassung beschlossen werden sollte.
Seitens des Senats erklärte der zuständige Staatsrat
der Senatorin für Finanzen insoweit die Bereitschaft
zum Abschluss einer Musterklagevereinbarung. Die
Vertreterin des Senators für Justiz und Verfassung
teilte ebenso wie ein Vertreter der Senatorin für Fi-
nanzen die verfassungsrechtlichen Bedenken nicht.
Sie verwiesen darauf, dass der Gesetzgeber nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ei-
nen weiten Gestaltungsspielraum bei der Festlegung
einer amtsangemessenen Besoldung habe. Eine solche
liege dann nicht mehr vor, wenn die Bezüge evident
unzureichend seien, wobei es auf einen Vergleich mit
der allgemeinen Einkommensentwicklung, hier der
absoluten Höhe der Nettobezüge, ankomme.

Wann eine greifbare Abkopplung von den allge-
meinen Einkommensverhältnissen vorliege, sei noch
nicht geklärt. Die Finanzlage der öffentlichen Haus-
halte könne nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts bei der Festlegung der Höhe der
Bezüge  aber  durchaus  berücksichtigt  werden.  Die
Vertreterin des Justizsenators wies auf mehrere Vor-
lagebeschlüsse des Oberverwaltungsgerichts Nord-
rhein-Westfalen zum Bundesverfassungsgericht hin,
aus denen sich möglicherweise eine höchstrichterli-
che Klärung der amtsangemessenen Besoldung er-

gebe.  Eine  Prognose  über  einen  Erfolg  einer  Mus-
terklage  gegen  das  Bremische  Besoldungsanpas-
sungsgesetz wollte sie nicht geben.

Die Fraktion der CDU unterstützt die Positionen der
angehörten Gewerkschaften beziehungsweise Inte-
ressenvertretungen und hält den Gesetzentwurf eben-
falls für verfassungswidrig. Sie sieht ihre Position –
und das wurde auch in der Ausschusssitzung dargelegt
– durch ein Gutachten von Herrn Professor Dr. Lich-
tenberg untermauert, der unter anderem das verfas-
sungsrechtlich garantierte Alimentationsprinzip durch
den Gesetzentwurf als verletzt ansieht. Nach seiner
Auffassung werden durch das Gesetz bestimmte Be-
soldungsgruppen ohne sachlichen Grund von der all-
gemeinen Einkommensentwicklung abgekoppelt.

Die Fraktion DIE LINKE sprach sich ebenfalls für
eine zeit- und inhaltsgleiche Übertragung des Tarif-
ergebnisses auf die Beamten und Richter aus. Auf-
grund der angespannten Haushaltslage sei zu befürch-
ten, dass es nicht bei einem einmaligen Sparbeitrag
bleibe.

Die Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen teilen die verfassungsrechtlichen Bedenken nicht.
Sie gehen vielmehr davon aus, dass die im Gesetz-
entwurf  vorgeschlagene  abgestufte  Anpassung  der
Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge für die
Jahre 2013 und 2014 durch den weiten Gestaltungs-
spielraum des Gesetzgebers bei der Konkretisierung
einer amtsangemessenen Alimentierung gedeckt und
in Anbetracht der anstehenden Haushaltskonsolidie-
rung als begrenzter Sparbeitrag von Empfängern hö-
herer Bezüge auch erforderlich sei.

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt nach
Abschluss  seiner  Beratungen  in  seiner  Sitzung  am
14. Juni 2013 mehrheitlich mit den Stimmen der Aus-
schussmitglieder der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen und gegen die Stimmen der Aus-
schussmitglieder der Fraktionen der CDU und DIE
LINKE, den Entwurf des Gesetzes zur Anpassung der
Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2013/
2014 in der Freien Hansestadt Bremen unverändert
in zweiter Lesung zu beschließen. – Soweit der Be-
richt!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Liess.

Abg. Liess (SPD)*): Sehr geehrter Herr Präsident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie haben
es eben gehört, der Haushalts- und Finanzausschuss
empfiehlt der Bürgerschaft mit der Mehrheit der Stim-
men der Koalitionsfraktionen, das vom Senat vorge-
schlagene Gesetz in zweiter Lesung zu beschließen.
So werden wir auch verfahren, und jetzt könnte ich
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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mich eigentlich wieder setzen, weil Sie ja wissen, wie
wir uns entscheiden, aber ich bin es Ihnen, glaube
ich, auch schuldig, noch einige Anmerkungen zu ma-
chen, und das will ich auch tun.

Auch wir haben in den letzten Wochen viele Ge-
spräche geführt. Auf Wunsch der CDU-Fraktion – die
Vorsitzende des Haushalts- und Finanzausschusses
hat darauf hingewiesen – fand eine Anhörung in der
Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am
14. Juni 2013 statt, in der Vereins- und Gewerkschafts-
vertreter  ihre  Sicht  der  Dinge  dargelegt  haben.  Ich
möchte auf einige der Kritikpunkte noch einmal ein-
gehen.

Es ist der Vorwurf erhoben worden, das neue Ge-
setz sei verfassungswidrig. Demgegenüber wurde in
der Stellungnahme des Senators für Justiz und Ver-
fassung betont, dass es bisher keine höchstrichterli-
che Rechtsprechung für den konkreten Fall der Staf-
felung und einer Nullrunde ab A 13 gebe und der Ge-
setzgeber insgesamt einen großen Spielraum habe.
Dieser Argumentation schließen wir uns an, aber wir
begrüßen ausdrücklich, dass es eine Musterklage-
vereinbarung geben wird – unterstützt auch von der
Senatorin für Finanzen –, um diese Frage höchstrich-
terlich rechtlich klären zu lassen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es ist gut, und es ist richtig, dass wir dies klären las-
sen, weil wir Rechtsunklarheit insgesamt nicht ge-
brauchen können.

Noch einmal wurde die zeit- und inhaltsgleiche
Übernahme des Tarifergebnisses auf die Beamten
angemahnt. Dazu möchte ich noch einmal betonen
– ich habe das in der ersten Lesung auch schon ge-
tan –, dass die Personalkosten mehr als 28 Prozent
des Haushalts der Freien Hansestadt Bremen ausma-
chen. Das ist eine Summe, die von Sparbemühungen
nicht  ausgeklammert  werden  kann,  zumal  seit  der
Übernahme  der  Steuerung  der  Beamtenbesoldung
durch die Länder seit dem Jahr 2006 der Stabilitäts-
rat nun auch auf diese direkt von uns beeinflussba-
ren Kosten schaut. Wir können uns diesem Druck nicht
entziehen.

Im Abwägungsprozess der vielfältigen finanzwirk-
samen Aufgaben halten wir den Vorschlag des Se-
nats für zumutbar. Ich verzichte darauf, jetzt noch ein-
mal aufzulisten, welche Aufgaben wir insgesamt in
dieser Stadtgemeinde anzupacken und welche gro-
ßen Lasten wir insgesamt zu schultern haben. In der
Stadtbürgerschaft haben wir gestern ein wunderbares
Beispiel dafür erlebt, welche Dinge wir zu schultern
haben.

In der Anhörung ist deutlich geworden, dass die
Staffelung der Besoldungsanpassung als sozial un-
gerecht angesehen wird. Wenn Sie sich an die Zah-
len erinnern, die schon in der ersten Lesung genannt
wurden und die wir uns heute als Antwort auf eine

Anfrage in der Fragestunde vielleicht auch noch an-
schauen können – wir werden die Antwort nachher
ja mit Sicherheit auf die Tische gelegt bekommen –,
ist klar, dass eine vollständige Übernahme des Ta-
rifergebnisses nicht zur Debatte stehen konnte. Sie
konnte nicht zur Debatte stehen, wenn man sich die
Zahlen noch einmal vor Augen führt. Die Zahlen be-
sagen, dass wir allein im Jahr 2013 20 Millionen Euro
mehr und ab dem Jahr 2014 39 Millionen Euro mehr
pro Jahr bezahlen müssen.

Wenn man sich die Steuerschätzung  und  selbst
das  gute  Ergebnis  des Zensus anschaut, das für uns
zu mehr Geld führt, dann muss man sich vor Augen
führen, dass 39 Millionen Euro mehr pro Jahr bedeu-
ten, dass der Sicherheitsabstand, den wir insgesamt
zur Höchstverschuldungsgrenze noch haben, im Jahr
2017 halbiert würde. Das halte ich nicht für angemes-
sen.

Die Frage wäre nun gewesen, ob man nicht auch
eine  linear  niedrigere  Besoldungsanpassung  hätte
vornehmen können, aber dann für alle. Ich bezweif-
le allerdings, dass das sozial gerechter ist, denn eine
Anpassung von 1,5 Prozent nutzt den hohen Gehäl-
tern viel und den niedrigen wenig.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Allerdings ist für uns alle eines klar: Der Eingriff,
den wir jetzt mit der Staffelung machen, ist ein Ein-
griff in das Besoldungsgefüge und für uns nicht wie-
derholbar,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

es sei denn, man will das gesamte Gefüge ändern,
aber die Absicht, das Gefüge insgesamt anzutasten,
sehe ich in diesem Hause bei keiner einzigen Frak-
tion!

Einen Punkt, das möchte ich ausdrücklich betonen,
möchte ich nicht geringschätzen, aber er macht mich
nachhaltig nachdenklich, es ist der Punkt der man-
gelnden Wertschätzung. Begründet wird er mit Ein-
schnitten für die Beamten in den letzten Jahren, wie
zum Beispiel der Wegfall des Weihnachts- und Ur-
lausgeldes, die Verlängerung der Lebensarbeitszeit
– die ich im Übrigen für richtig gehalten habe –, die
unzureichend bezahlten und geregelten Rufbereit-
schaften, die zeitverzögerte Übernahme von Tarif-
ergebnissen und der bekannte Überstundenberg. Die
Debatte über die freie Heilfürsorge hat in Wirklich-
keit auch nicht geholfen.

Ich komme nicht umhin festzustellen, dass wir hier
einen von uns so nicht gewollten Klimawandel ganz
anderer Art beobachten dürfen. Ich sehe in den eben
genannten Punkten Aufgaben für die Zukunft. Das
ist zwar ein Thema, das durch die jetzige Debatte über
die Besoldungsanpassung befördert wird, aber sie
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muss unabhängig davon gesehen werden. Wir wer-
den diese Fragen auch angehen müssen, und sie be-
dürfen einer Lösung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Lassen Sie mich noch eines sagen: Wir befinden
uns  selbstverständlich  in  einer  arbeitsrechtlichen
Auseinandersetzung. Dort kochen Emotionen hoch,
dort kommt es zu Aktionen, die die einen gut und die
anderen schlecht finden. Ich finde, man sollte auf-
passen, wenn man nun in der Presse lesen darf, wir
hätten hier einen „Dreifrontenkrieg“ und Menschen
würden hier „eingekesselt“, nämlich das ist eine Spra-
che, die einer arbeitsrechtlichen Auseinandersetzung
nicht gerecht wird. Ich bin dafür, dass alle Beteilig-
ten verbal „abrüsten“, um bei der Ausdrucksweise
zu bleiben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Zum Abschluss möchte ich betonen, dass uns die
Besoldungsanpassung, das sage ich ganz ehrlich und
auch voller Überzeugung, nicht leichtfällt, aber wir
sehen auch keinen anderen Weg. Von den Fraktio-
nen, die unser Vorgehen kritisiert haben, ist uns auch
kein anderer Weg aufgezeigt worden.

(Abg. Frau V o g t  [DIE LINKE]: Das stimmt
nicht!)

Das  ist  auch  nicht  ihre  Pflicht,  aber  es  ist  keiner
aufgezeigt worden! Wenn Sie uns, wie beim letzten
Mal, anmahnen nachzudenken, dann hätte es uns das
Nachdenken in diese Richtung erleichtert, wenn Sie
uns gesagt hätten, wie wir den Ausgleich herbeiführen
können.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir werden dem Gesetz in zweiter Lesung zustim-
men. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit!

(Erneuter Beifall bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich kann unmittelbar an die Worte meines Vorred-
ners anknüpfen und möchte gern auf sie und auf ei-
nige andere Punkte eingehen, die in diesen Tagen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nun wirklich die Emotionen im Lande hochkochen
lassen!

Die Ängste und Sorgen der Bevölkerung, der Men-
schen draußen vor Kriminalität und Feuer und die der
Eltern vor einer schlechten Schulbildung für ihre Kin-
der sind wahrlich groß. Weil wir das immer berück-
sichtigen müssen, glaube ich, dass alle an diesem Kon-
flikt Beteiligten ein sehr hohes Maß an Verantwor-
tung tragen. Ich sage bewusst beide Seiten und knüpfe
damit an die Worte meines Vorredners an.

Beide Seiten tragen eine sehr große Verantwortung,
weil es nicht nur eine Art Arbeitskampf ist – das ist
ja bei Beamten immer anders als im Tarifbereich –,
sondern  auch  eine  Auseinandersetzung,  die  sehr
öffentlich geführt wird. Öffentlich bedeutet ja auch,
dass dieses Land nicht nur aus Politikerinnen und Po-
litikern und Beamten besteht, sondern aus sehr vie-
len  Menschen  mit  sehr  vielen  Sorgen  und  Nöten.
Wenn wir uns in diesem Konflikt zu Wort melden,
sollten wir das auch immer berücksichtigen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Ängste und Nöte stellen einen sehr starken
Hebel dar, und ich glaube, sowohl allen Mitgliedern
des Senats als auch den Abgeordneten der Regie-
rungsfraktionen ist das sehr bewusst. Leider ist die-
ser Hebel nicht an eine Druckmaschine angeschlos-
sen. Wenn man ihn einfach betätigen könnte und un-
ten käme das Geld heraus, dann könnte man das Pro-
blem einfach lösen. Wenn es so wäre, hätten wir das,
glaube ich, schon längst getan.

Wir sind an einem Diskussionspunkt angelangt, an
dem wir sehr oft aus sehr vielen Gesprächen, die wir
führen, entnehmen können, in sehr vielen E-Mails
und Briefen lesen und Aufrufe hören, dass es um die
Wertschätzung und gar nicht in erster Linie um das
Geld geht. Das erklärt auch, dass sich viele Beam-
tinnen und Beamte beteiligen, die in den Genuss der
insgesamt 5,6 Prozent mehr Gehalt in diesen beiden
Jahren kommen.

Ich stelle mir seit Wochen und Monaten die Fra-
ge, welche Gründe es außer der zwingenden Not-
wendigkeit aus unserer sehr hohen Verschuldungs-
situation und dem Versuch, diese in den nächsten Jah-
ren abzubauen, plausiblerweise für die Mitglieder des
Senats und die Abgeordneten der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen, diesen Beschluss heu-
te zu fällen, geben könnte, wenn es nicht die Haus-
haltslage dieses Landes ist. Es kommt mir wirklich
keine einzige Idee, warum wir diesen Beschluss am
Ende des Tages fassen sollten, wenn als Begründung
nicht die Haushaltslage und die zukünftige Finan-
zierung der Gemeinwesen Bremen und Bremerha-
ven vorliegen würden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)
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Nun gibt es ja sehr weit verbreitete Urteile über
das Wesen von Politikerinnen und Politikern. Es gibt
ein Image in der Bevölkerung, das nicht alle teilen,
aber, wenn man sich die entsprechenden Veröffent-
lichungen anschaut, doch sehr viele, und darauf möch-
te ich einmal einen sehr kurzen Moment Bezug neh-
men. Dieses Image sieht so aus, dass Politikerinnen
und Politiker immer auf die nächste Wahl schielen,
ihr Fähnchen in den Wind hängen, Opportunisten sind
und das tun, was bei der Bevölkerung am besten an-
kommt, damit sie beim nächsten Mal wiedergewählt
werden. Das sagen viele, und das denken einige.

Wenn wir so wären, was in aller Welt würde uns
dann bewegen, einen Beschluss zu fassen, der einen
solchen Widerstand der Betroffenen hervorruft? Man
kann ihn ja verstehen, weil es ja unmittelbar ihre In-
teressen berührt, und um einen solchen Interessen-
konflikt geht es hier ja ganz offensichtlich. Was soll-
te uns kurz vor einer Bundestagswahl und zwei Jah-
re vor einer Bürgerschaftswahl dazu bewegen, wenn
nicht die Zwänge, denen wir unterliegen und denen
auch die Oppositionsfraktionen unterliegen würden,
wären sie an unserer Stelle?

Wir  unterliegen  nämlich  ganz  fundamental  den
Zwängen zu sagen, wir wollen nicht am Ende des
Tages in eine Situation kommen, in der die Verschul-
dung dieses Land überschwemmt – um einmal beim
Thema zu bleiben –, sondern wir wollen frühzeitig
auf die Bremse treten, um die Verschuldung in den
nächsten Jahren noch einigermaßen in den Griff zu
bekommen. Das ist und bleibt der einzige Grund,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

der Sozialdemokratinnen, Sozialdemokraten und Grü-
ne bewegen kann, diesen sehr schweren Schritt zu
gehen. Es ist der einzige Schritt, und es ist bisher auch
kein anderer genannt worden.

Wenn wir einmal unsere Verschuldung mit einem
Auto vergleichen, das auf eine Mauer zufährt, die wir
schon sehen, dann bedeutet das, dass wir jetzt auf
die Bremse treten, um, wenn wir Glück und Geschick
haben,  im  Jahr  2019  um  Haaresbreite  vor  dieser
Mauer zum Stehen zu kommen.

Jetzt  sagen  einige,  es  hat  sowieso  alles  keinen
Zweck, ihr fahrt im Jahr 2019/2020 frontal gegen die
Mauer. Dagegen sprechen die tatsächlichen jährli-
chen Haushaltsdefizite: Noch im Jahr 2010 hatten wir
ein jährliches Haushaltsdefizit im laufenden Haus-
halt von 1,21 Milliarden Euro in unserem Gemein-
wesen mit 650 000 Einwohnern. Im Jahr 2015, so die
jetzige Finanzplanung, die ja dem Beschluss heute
zugrunde liegt, wird das Haushaltsdefizit noch 509
Millionen Euro betragen, also weniger als die Hälf-
te dessen, mit dem wir 2010 gestartet sind. Das ist
die Antwort auf die Aussage, dass wir die Verschul-
dung immer nur vor uns her tragen, und am Ende
wird das sowieso nichts. Das ist somit ein Argument,

das überhaupt nicht zählt. Es ist vielmehr der Ver-
such – und das kann man in diesen wenigen Jahren
anhand der Reduzierung des Defizits von 1,21 Milli-
arden auf 509 Millionen Euro sehen –, die autofreie
Hansestadt Bremen kurz vor der Mauer im Jahr 2020
zum Stehen zu bringen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Lassen Sie mich auf die verfassungsrechtliche und
auch auf die fiskalische Situation eingehen und da-
mit auch auf das, was immer wieder diskutiert wird,
auch in den anderen Bundesländern in unserer Bun-
desrepublik Deutschland! Es stimmt, es gibt eine Unsi-
cherheit in puncto der verfassungsrechtlichen Lage,
aber genauso wenig, wie es eine Sicherheit geben
kann, dass das, was hier heute beschlossen werden
soll, verfassungswidrig ist, gibt es eine Sicherheit, dass
das in jedem Fall irgendwann in der Zukunft allen
richterlichen Beurteilungen standhalten wird. Das ist
korrekt beschrieben. Ich halte den Weg, eine Mus-
terklage zu vereinbaren, der ja vielen erspart – also
den Klageweg parallel zu gehen, er greift exempla-
rische Fälle in beiderseitigem Einvernehmen vor die
Gerichte auf –, um dann zu einer endgültigen, hoffent-
lich letztinstanzlichen Bewertung zu kommen, für ab-
solut richtig.

Es gab in anderen Bundesländern komplette Null-
runden. Man kann sich nun fragen, ob diese verfas-
sungskonformer waren als die jetzt hier sozial gestaf-
felte  Besoldungserhöhung.  Es  gab  alle  Arten  von
Einschränkungen bei der Übernahme von Tarifergeb-
nissen auf die Beamten. Auch in diesen Bundeslän-
dern, das unterstelle ich den Kolleginnen und Kol-
legen, in den unterschiedlichen Zusammensetzun-
gen der jeweiligen Landesregierung, war es jeweils
die Haushaltslage in ihrem Bundesland. Ob es Haus-
haltsnotlageländer wie das Saarland waren oder auch
Bundesländer, die nun freilich nicht als Haushaltsnot-
lageland gelten können wie Bayern und andere, es
wurden solche Modelle schon umgesetzt.

Das heißt, wir nehmen diese Argumente sehr ernst,
aber wie immer, wenn wir unterschiedliche Gutachten
und unterschiedliche rechtliche Stellungnahmen und
Bewertungen haben – und wir haben sie, das mer-
ken Sie ja in der Politik sehr oft –, kann nur das zu-
ständige Gericht, kann nur die letzte Instanz entschei-
den, wie die Bewertung einer solchen Verfassungs-
mäßigkeit dann auch richterlich und nicht gutachter-
lich, denn es ist ja noch einmal ein großer Unterschied
zwischen einem Bundesverfassungsgericht und ei-
nem Gutachter, vorzunehmen ist.

Ich möchte zum Schluss einen ganz klaren Punkt
machen in der Frage, wie wir mit dem Verfahren in
Zukunft umgehen, und wie wir diese Dinge bespre-
chen. Es ist sehr schwierig, hier zu einem Verfahren
zu kommen, weil wir keine Tarifverhandlungen füh-
ren, weil wir es nicht mit Tarifpartnern, sondern mit
einem anderen Status der Beschäftigten zu tun ha-
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ben. Gleichwohl bin ich der Meinung, dass wir un-
bedingt bei der nächsten Verhandlung der Übernah-
me von Tarifergebnissen auf Beamtinnen und Beamte
einen neuen Weg einschlagen müssen.

Ich höre überall, wo ich dieses Ansinnen erwäh-
ne, dass es möglicherweise zum Scheitern verurteilt
sei und man dabei nicht weiterkomme. Ich sage, das
kann sein, aber wenn wir es nicht versucht haben,
einen anderen Weg zu gehen – der Weg würde be-
deuten, sich frühzeitig mit den Kolleginnen und Kol-
legen und ihren Vertreterinnen und Vertretern zu-
sammenzusetzen –, dann werden wir nicht wissen,
ob er zum Scheitern verurteilt ist. Deswegen bin ich
dafür, diesen Weg bei den nächsten Verhandlungen
auch tatsächlich einzuschlagen.

Ich glaube, dass es die Koalition unterstützt, den
Weg zu gehen, sich weit im Vorfeld mit allen Vertre-
terinnen und Vertretern der Gewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes, egal, um welche Statusgruppen
es sich handelt, wir haben ja eine ganze Reihe von
Statusgruppen,  zusammenzusetzen,  die  Finanzlage
des Landes ausführlich zu erklären, sie gemeinsam
zu besprechen – diese Vorgehensweise wäre ja analog
zu der Übung, die wir aus Unternehmen kennen, wenn
sie in eine finanzielle Schieflage geraten sind –, und
uns  dann  Vorschläge  anzuhören,  die  ja  jetzt  auch
schon immer gemacht werden. In vielen Gesprächen
mit Gewerkschaftsvertretern ist gesagt worden, wir
wären ja, wenn man uns in diesen Prozess einbezieht,
auch tatsächlich bereit, über viele Dinge zu reden.
Dieses Angebot, Gespräche zu führen, sollten wir an-
nehmen, um dann zu schauen, ob wir nicht zu einer
besseren, einvernehmlicheren Lösung als in dieser
Runde kommen.

Für diese Runde werden wir als grüne Fraktion dem
Gesetzentwurf, wie er uns heute in zweiter Lesung
vorliegt, zustimmen. – Danke für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg.  Frau  Vogt  (DIE  LINKE)*):  Herr  Präsident,
werte Kolleginnen und Kollegen! Werter Herr Liess,
es ist fast genau ein Jahr her, dass wir hier einen
Vorschlag gemacht haben, wie wir dafür sorgen kön-
nen, dass Bremen die Einnahmesituation verbessert.

Wir wissen natürlich, dass das nur gegangen wäre,
wenn Sie ähnlich wie beim Landesmindestlohnge-
setz eine Vorreiterrolle eingenommen hätten, um im
Bund etwas zu bewirken. Ich muss aber ganz ehrlich
sagen, Sie haben das ja nicht einmal in Erwägung
gezogen. Das hat natürlich auch Gründe, denn Sie
haben die Vermögenssteuer zwar in Ihrem Wahlpro-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

gramm stehen, aber wir wissen auch, dass es sehr
große Widerstände in Ihrer Partei gibt, sie überhaupt
einzuführen.

Das andere ist, in der Zeit zwischen den beiden Le-
sungen sind in den anderen Bundesländern Dinge
passiert, die Sie zum Nachdenken hätten veranlas-
sen müssen. Nachdem wir hier vor einem Monat leider
ergebnislos beantragt hatten, dass die Tarifsteigerun-
gen für Bremens Beamte übernommen werden, sind
ein paar Veränderungen bei der Beamtenbesoldung
eingetreten, die damals noch nicht so waren. Bremen
steht nämlich mittlerweile ganz allein da.

In der Zeit seit der letzten Debatte hat sich weiter
geklärt, wie die anderen Bundesländer verfahren,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nordrhein-Westfalen, Rheinland-

Pfalz?)

und das Ergebnis ist eindeutig: Neun Bundesländer
übernehmen den Tarifabschluss relativ weitgehend,
fast alle zeitverzögert, viele mit einem Abschlag von
0,2 Prozent für die Versorgungsrücklage, und eines
will den Beschluss im Jahr 2014 erst im Rahmen der
Haushaltsberatungen fassen. Tatsache ist aber, dass
neun Bundesländer angekündigt oder bereits be-
schlossen haben, den Tarifabschluss weitgehend auf
die  Beamten  zu  übertragen,  das  sind  Baden-Würt-
temberg, Bayern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen,
Sachsen,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Mit  einem  Jahr  Verzögerung  in

Nordrhein-Westfalen!)

Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen.

Eines dieser neun Bundesländer hatte bis vor Kur-
zem noch geplant, Herr Dr. Güldner, Beamtinnen und
Beamte ab einer bestimmten Besoldungsgruppe ab-
zukoppeln, seit einer Woche ist dieses Vorhaben auf-
gegeben worden, der Abschluss wird übernommen.
Dieses Bundesland ist Schleswig-Holstein. Drei Bun-
desländer übernehmen den Tarifabschluss verringert,
Herr Dr. Güldner, sie zahlen in zwei Jahren statt 5,6
Prozent  nur  4  oder  4,5  Prozent,  das  sind  Berlin,
Mecklenburg-Vorpommern  und  das  Saarland.  Ein
Bundesland hat sich noch nicht entschieden, das ist
Brandenburg,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nordrhein-Westfalen!)

hier gibt es noch keine Einigung zwischen der LIN-
KEN, die eine vollständige Übernahme möchte, und
der SPD, die eine reduzierte Übernahme möchte. Das
sind zusammen 13 Bundesländer.

Es gibt dann nur noch Rheinland-Pfalz, das in bei-
den Jahren nur jeweils ein Prozent mehr zahlen will
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und sich bereits mit einer Flut von Klagen konfron-
tiert sieht, Herr Dr. Güldner!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das stimmt!)

Es gibt dann noch zwei Bundesländer, 2 von 16, die
Beamtinnen und Beamten ab A 10 nur noch ein Pro-
zent mehr zahlen wollen und ab A 13 eine vollstän-
dige Nullrunde verordnen, und das sind die beiden
rot-grün regierten Länder Nordrhein-Westfalen und
Bremen. Niemand, außer Nordrhein-Westfalen, macht
das, was Bremen macht. Niemand!

Ganz nebenbei: Wir haben hier beim letztes Mal
schon umfassend die Folgen diskutiert, die aus Ih-
rem Handeln entstehen, aber ich weise trotzdem noch
einmal darauf hin! Wenn Sie sich dauernd mit Nord-
rhein-Westfalen vergleichen, dann müssen Sie auch
beachten, dass die Besoldungsstruktur, die Aufstiegs-
möglichkeiten und die Besoldungseingruppierungen
in Nordrhein-Westfalen wesentlich besser sind als in
Bremen. Ich kann noch einmal ein Beispiel erwäh-
nen: Bei der Polizei ist es so, dass ein Dienstgruppen-
leiter oder ein Abschnittsleiter in Nordrhein-Westfalen
in A 13 eingruppiert ist und in Bremen in A 11. Die-
ser Unterschied zieht sich durch den gesamten öffent-
lichen  Dienst.  Die  Vergleiche  mit  Nordrhein-West-
falen hinken also eben auch an dieser Stelle!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das heißt, hier bekommt er eine Er-

höhung, dort nicht!)

Sie haben ein verdammt trauriges Alleinstellungs-
merkmal!

(Beifall bei der LINKEN und bei der CDU)

Das zeigt auch die Scheinheiligkeit der Argumenta-
tion, die hier vorgetragen wurde: Herr Bürgermeis-
ter Böhrnsen hat den Beamten vor zwei Monaten er-
klärt, dass Bremen sich nicht vorhalten lassen darf,
dass bremische Beamte besser bezahlt werden als Be-
amte in anderen Bundesländern. Nun wüsste ich gern
– und das wüssten die Beamtinnen und Beamten in
Bremen wahrscheinlich auch sehr gern! –: Wo sind
sie denn jetzt, wo sind die anderen Bundesländer, die
ihren Beamtinnen und Beamten Nullrunden verord-
nen? Ich sehe sie nicht, es gibt sie nämlich nicht! Wie
gesagt,  das  einzige  Land,  das  das  macht,  ist  Nord-
rhein-Westfalen,  aber  da  ist  die  Besoldungsstruktur
besser. Wenn Bremen seinen Beamtinnen und Beam-
ten  vor  den  Kopf  schlägt,  dann  kann  es  sich  dabei
nicht mehr auf eine imaginäre Ländergemeinschaft
herausreden,  denn  in  den  anderen  Bundesländern
gibt es keine Nullrunden. Das ist eine Entscheidung,
die der rot-grüne Senat hier allein verantworten muss.

Ich  möchte  auch  noch  etwas  zu  einem  anderen
Argument sagen, das in den letzten Wochen bemüht

worden ist: Bremen sei ein Konsolidierungsland und
ein Nehmerland im Finanzausgleich. Das ist ein sehr
merkwürdiges Argument, denn der Finanzausgleich
ist genauso wenig wie die Konsolidierungshilfe eine
moralische Veranstaltung, es sind Ausgleichsmecha-
nismen, die der unterschiedlichen Verteilung von Steu-
ereinnahmen und festgestellten Notlagen Rechnung
tragen. Es ist gerade der Sinn des Finanzausgleichs,
gleiche Lebensbedingungen herzustellen, und daran
schließt sich unseres Erachtens keine verordnete Be-
scheidenheit für eine Berufsgruppe an.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wäre genauso – um das einmal ganz klar zu
sagen –, wenn zwei Leute zusammenleben und un-
terschiedliche Einkommen haben, zum Beispiel weil
der eine oder die andere das Kind betreut oder der
eine einen besser bezahlten Job hat, und dann der
andere sich weniger Essen aus dem Kühlschrank neh-
men dürfte, das ist unsinnig, das gibt es nicht. Ge-
nau das ist die Argumentation, die Sie hier vorgetragen
haben, und die ist in sich falsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Außerdem muss man hier sagen, dass es nicht um
die eigenen Essensportionen geht, sondern um die
anderer Leute, nämlich die der Beamtinnen und Be-
amten. Das ist eine Vorstellung, werte Kolleginnen
und Kollegen, die ich außerordentlich gefährlich finde,
denn sie steht in völligem Gegensatz zum Sinn und
Zweck von Ausgleichsbeziehungen in einem Bundes-
staat. Es ist eine Moralisierung der Politik, die falsch
ist, denn es ist eine Moralisierung auf Kosten ande-
rer, und deswegen finde ich sie unmoralisch. Ich finde
sie auch gefährlich, denn wir alle wissen, dass das
nicht das Ende der Fahnenstange ist. Mit der glei-
chen Argumentation können Sie hier auch den Not-
lagentarif oder einen rigorosen Kahlschlag fordern.

Ich habe es schon einmal gesagt, wir reden hier
bei den Aufgaben, die Bremens Beamtinnen und Be-
amte überwiegend übernehmen, von grundgesetz-
lich geschützten Aufgaben eines Staates, und dieje-
nigen, die diese Aufgaben erfüllen und ausüben, ha-
ben ein Recht auf angemessene Bezahlung. Das gilt
für Angestellte, Beschäftigte freier Träger und Beamte
unseres Erachtens gleichermaßen.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Wesentlichen geht es darum – und das ist das
dritte und eigentliche Argument, das vorgebracht wird
–, bei den Beamten zu kürzen, damit der Sanierungs-
pfad eingehalten wird. Ich kann da nur feststellen,
es waren nicht die Beamtinnen und Beamten, die in
der Föderalismuskommission gesagt haben, ja, Bre-
men kann bis zum Jahr 2020 eine Milliarde Euro bei
den Ausgaben kürzen, das war der Senat. Ich wüss-
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te an dieser Stelle gern: Hat der Senat die Beamtin-
nen und Beamten damals gefragt, ob sie damit ein-
verstanden sind, dass sie von der Tarifentwicklung
abgekoppelt werden? Das kann ich mir nicht vorstel-
len!

Ich weiß nicht, um auf Sie zurückzukommen, Herr
Dr. Güldner, wie dieser Sanierungspfad eingehalten
werden kann und wie lange das gut geht. Das weiß
niemand genau. Wir können anhand der Einnahmen-
und Ausgabenentwicklung kalkulieren und wissen,
wie eng es ist. Das ist uns, glaube ich, allen hier be-
wusst, das haben wir hier auch schon häufig genug
diskutiert.

Ich weiß auch nicht, was nach der Bundestagswahl
passiert, ob sich beispielsweise die Einnahmesitua-
tion der Länder und Kommunen dann verbessert. Es
gibt ja drei Fraktionen hier im Hause, die das zumin-
dest in ihren Wahlprogrammen stehen haben. Ich be-
zweifele allerdings, dass es im Bund zu einer Kon-
stellation kommt, die die Bundesländer und die Kom-
munen finanziell besser ausstattet, aber man weiß es
nicht. Ich weiß es auch nicht.

Ich weiß aber, dass die Beamtinnen und Beamten
in Bremen und Bremerhaven sich fragen: Warum sind
wir jetzt auf einmal so schnell an der Reihe, obwohl
wir zu einem großen Teil die Menschen sind, die dieses
Bundesland Bremen als Staat überhaupt darstellen?
Sie sind diejenigen, die mit ihrer täglichen Arbeit die-
ses Bundesland darstellen und die gesetzlich geschütz-
ten Aufgaben übernehmen. Sie haben seit Jahr und
Tag eine Situation der Arbeitsverdichtung, der unbe-
zahlten Überstunden, der vielen unbezahlten Son-
derarbeiten und Bereitschaftszeiten, und sie bemü-
hen sich, unter immer engeren Arbeitsbedingungen
das Ganze zusammenzuhalten, und das, ohne dass
sie irgendjemand aus dem Senat gefragt hätte, das
machen sie freiwillig.

Das ist genau die Situation, die wir hier auch schon
vor einem Monat diskutiert haben. Es gibt einen
Grund, warum der Senat den Einstieg in die dauer-
hafte Tarifabkopplung vollzieht, und das ist ein ganz
banaler: Er kann es, und er macht es deswegen, weil
er glaubt, man kann es ja machen, es kostet nichts.
Meine Damen und Herren von der Senatsbank, da
liegen Sie falsch!

Wir haben hier schon vor einem Monat darauf auf-
merksam gemacht, wie gefährlich es ist, wenn Sie so
viel Porzellan zerschlagen, dass der Idealismus und
das Engagement der Beamten nicht mehr in freiwil-
ligen Leistungen endet. Sie sind darauf angewiesen,
weil wir in keinen Bereichen des öffentlichen Dienstes
ausreichend Personal haben. Sie sind auf die freiwil-
ligen Leistungen angewiesen!

(Beifall bei der LINKEN)

Die Aktionen der letzten Tage, aber vor allem auch
die Stimmung, die Ihnen nicht entgangen sein kann,

machen klar, dass es Sie eine Menge kostet. Das kön-
nen Sie gar nicht bezahlen, wenn Sie sich diese Ex-
traleistungen, die aus gutem Willen, aus Identifika-
tion und Engagement geleistet werden, plötzlich dazu-
kaufen müssten. Das wird Bremen als Haushaltsnot-
lageland mit Sicherheit nicht stemmen können. Sie
können es ja versuchen, aber ich sage Ihnen, selbst
wenn Sie das machen, geht es nicht, denn Sie kön-
nen Motivation nicht kaufen, wenn sie erst einmal
zerstört ist.

Das haben die anderen Bundesländer gemerkt, die
es sich noch einmal anders überlegt haben. Das hat
Schleswig-Holstein gemerkt, das jetzt doch noch das
Ruder herumgerissen hat. Das hat Baden-Württem-
berg gemerkt, das auch erst mit dem Gedanken ge-
spielt hat, doch noch etwas von den Beamten herun-
terzunehmen, und es hat diese Idee schnell wieder
aufgegeben.

Alle hatten unterschätzt, dass die Nichtübernah-
me des Tarifs einen Nerv trifft, alle hatten unterschätzt,
wie angespannt die Lage bundesweit in den Ländern
und Kommunen bei Beamtinnen und Beamten ist, wie
hoch die Belastung ist, wie schwierig die Arbeitssi-
tuation und wie stark der Personalabbau der letzten
beiden Jahrzehnte die Identifikation ausgehöhlt und
das Gefühl aufgebaut hat, sie seien hier doch eigent-
lich die Blöden. Das werden Sie, liebe Kolleginnen
und  Kollegen  von  der  SPD  und  von  den  Grünen,
auch im Jahr 2015 nicht einfach ungeschehen ma-
chen können, auch wenn Sie jetzt vereinzelt sagen,
im Jahr 2015 machen wir das nicht noch einmal.

Das wird nicht helfen, die Abkopplung bleibt, und
sie verschwindet nicht. Es verschwindet auch nicht
das Gefühl: Sie machen das, weil sie es mit uns ja
machen können. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Verfassung und unsere Geschäftsordnung sehen aus
guten Gründen vor, dass wir uns zwischen der ers-
ten und der zweiten Lesung Zeit nehmen; Zeit neh-
men, um unsere eigenen Auffassungen zu überprü-
fen, Zeit nehmen, um gegnerische, gegenteilige Auf-
fassungen anzuhören und zu bewerten und um viel-
leicht  Fehler,  die  wir  in  der  ersten  Lesung  eines
Gesetzes gemacht haben, in der zweiten Lesung zu
korrigieren. Seit der letzten Lesung hier im Parlament
in den vergangenen vier Wochen hat es eine Viel-
zahl von Argumenten gegeben. Ich will aus meiner
Sicht nur vier kurz herausgreifen.

Das erste Argument ist, es werden erhebliche ver-
fassungsrechtliche  Bedenken  gegen  dieses  Gesetz
vorgebracht.  Die  verfassungsrechtlichen  Bedenken
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ergeben sich daraus, dass Beamtinnen und Beamte
einen Anspruch auf amtsangemessene Alimentation
haben. Das, was sich so antiquiert anhört, ist in Wahr-
heit nichts anderes als eine Gegenleistung für Zumu-
tungen, die nur Beamtinnen und Beamte zu tragen
haben. Beamtinnen und Beamte können nicht mit ih-
rem Arbeitgeber über die Verhältnisse ihres Arbeits-
platzes verhandeln. Sie können nicht über die Höhe
ihrer Vergütung, sie können nicht über die Dauer ihrer
Arbeitszeit, ja, sie können nicht einmal über den Ort
ihres Arbeitsplatzes in der öffentlichen Verwaltung
mit den gleichen rechtlichen Möglichkeiten vorge-
hen, wie jeder andere Arbeitnehmer es in Deutsch-
land kann.

(Abg. H a m a n n  [SPD]: Sie können nichts!)

Sie sind darüber hinaus noch besonderen Belas-
tungen ausgesetzt. Ich könnte mir nicht vorstellen,
dass wir die Aufgaben, die wir beispielsweise den Feu-
erwehrbeamtinnen und -beamten oder den Polizei-
beamtinnen und -beamten übertragen, durch Ange-
stellte wahrnehmen lassen mit all den Folgen, auch
arbeitsrechtlicher Natur, die sich daraus ergeben. Weil
wir den Beamtinnen und Beamten bestimmte arbeits-
rechtliche Möglichkeiten nehmen, haben sie im Ge-
genzug einen Anspruch darauf, dass sich ihr Dienst-
herr als Arbeitgeber ihnen gegenüber eben nicht will-
kürlich verhält, sondern dass er eine Amtsangemes-
senheit in den Rahmenbedingungen der Beschäftigten
garantiert.

Deswegen nehme ich sehr ernst, was zahlreiche
Verfassungsrechtler in der letzten Tagen zu der Fra-
ge  geäußert  haben,  ob  die  in  Nordrhein-Westfalen
und Bremen vorgesehene gestaffelte Übernahme der
Tarifergebnisse des öffentlichen Dienstes auf Beamte
mit dem Grundsatz der amtsangemessenen Alimen-
tation vereinbar ist.

Es ist ja nicht nur der von der Bremer CDU-Frak-
tion beauftragte Arbeitsrechtler Professor Dr. Lich-
tenberg, der zu einem eindeutigen Ergebnis kommt.
Es sind nicht nur die betroffenen Richter und Staats-
anwälte, die in den vergangenen vier Wochen mehr-
fach darauf hingewiesen haben, dass sie dieses Ge-
setz  nicht  in  Übereinstimmung  mit  der  bisherigen
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hal-
ten. Es ist ja auch so, dass gestern in der Anhörung
des  Personalausschusses  des  Landtags  Nordrhein-
Westfalen 20 von 21 Experten erhebliche verfassungs-
rechtliche Bedenken gegen den von Ihnen favorisier-
ten Vorschlag unterbreitet haben.

Meine Damen und Herren, diese Sachlage macht
doch mehr erforderlich als das, was die Vertreter der
Koalition eben gesagt haben, nach dem Motto: Wir
wissen auch nicht, ob das hält, aber wir unterstützen
unsere Beschäftigten dabei, gegen uns zu klagen.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist eine
Absage an die Verantwortung für die eigenen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter!

(Beifall bei der CDU)

Ich will das an dieser Stelle auch ausdrücklich sagen:
Herr Senator Mäurer, Sie waren gestern nicht auf der
Personalversammlung der Polizei, weil Sie lieber mit
Ihren Senatskollegen frühstücken wollten.

(Abg. P o h l m a n n  [SPD]: Ist das flach!)

Ich kann Ihnen nur sagen, das, was dort von den
Betroffenen vorgebracht worden ist, ist in jeder Hin-
sicht ernst zu nehmen. Ich fände es gut, wenn diese
vier Wochen auch von den Mitgliedern des Senats
genutzt worden wären, um für ihre eigenen Überzeu-
gungen bei den Betroffenen zu kämpfen und dafür
zu werben, aber unentschuldigt zu fehlen, angefan-
gen beim Bürgermeister bis hin zur Finanzsenatorin,
und sich diesem Dialog mit den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes zu verweigern,
finde ich, ist nicht die angemessene Antwort auf die
berechtigten Sorgen und Nöte der Beamtinnen und
Beamten.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben stattdessen Ihren Staatsrat geschickt, und
der Staatsrat hat gestern in der Personalversammlung
gesagt: Also, zu den Inhalten will ich mich gar nicht
so sehr äußern, aber am Ende ist es die Entscheidung
der Abgeordneten, ob sie die Besoldungsanpassung
so beschließen oder nicht. Deswegen, gerade auch
im Zusammenhang mit den verfassungsrechtlichen
Fragen, ist mein Appell insbesondere an die Kolle-
ginnen und Kollegen der SPD-Fraktion: Prüfen Sie
diese Argumente sorgsam, und kommen Sie für sich
selbst zu einer Entscheidung, die Sie mit Ihrem An-
spruch auf rechtliche Sicherheit und Verfassungsge-
mäßheit,  aber  insbesondere  auch  mit  der  Tradition
Ihrer Partei, mit der Frage der sozialen Gerechtig-
keit vereinbaren können! Verstecken Sie sich nicht
hinter dem Senat und hinter Ihrer Fraktionsdisziplin,
treffen Sie jeder für sich eine eigene, selbstbewusste
Entscheidung, ob Sie das für richtig und gerecht hal-
ten, was hier Gegenstand der Debatte ist, oder eben
nicht, aber haben Sie den Mut, es selbst zu entschei-
den!

(Beifall bei der CDU und bei der LINKEN)

Damit bin ich beim zweiten Aspekt, der vermeint-
lichen sozialen Staffelung! Dazu habe ich in der letzten
Debatte bereits etwas gesagt, Sie erinnern sich, der
Chefarzt mit 8 000 Euro bekommt 400 Euro mehr, und
die junge Gymnasiallehrerin mit 3 200 Euro bekommt
nichts. Diese Debatte ist aber natürlich noch weiter-
gegangen. Jetzt nehmen Sie einmal eine teilzeitbe-
schäftigte Lehrerin, die vielleicht nur ein Bruttoein-
kommen von 2 000 Euro hat. Soll sie es als sozial ge-
recht empfinden, eine Gehaltserhöhung von null Pro-
zent zu bekommen, während der Chefarzt 20 Prozent
ihres Gehalts mehr mit der Begründung bekommt,
wir hätten kein Geld? Können Sie sie nicht verste-
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hen, wenn sie fragt, warum für ihn 400 Euro da sind
und für sie keine 100 Euro? Ist es das, was Sie unter
sozialer Gerechtigkeit in unserem Land verstehen?
Meinen Sie das, wenn sie sagen, gleicher Lohn für
gleiche Arbeit? Ich sage für die CDU-Fraktion: Nein,
das ist ungerecht, das ist eine Ungleichbehandlung,
und sie ist durch nichts, aber auch gar nichts zu recht-
fertigen,

(Anhaltender Beifall bei der CDU)

insbesondere nicht, wenn man Sozialdemokrat ist!

(Beifall bei der CDU und bei der LINKEN)

Der dritte Grund und der dritte Aspekt der Debatte,
der in diesem Zusammenhang eine Rolle gespielt hat,
ist die Motivation und die Auswirkung. Ich will noch
einmal ausdrücklich sagen, aus den vielen Gesprä-
chen, die ich in den letzten vier Wochen geführt habe,
habe ich nicht so sehr den Eindruck gewonnen, dass
es bei den Betroffenen in der Frage, wie auf die Be-
schlüsse des Senats reagiert wird, so sehr um die Fra-
ge der Höhe geht, wie sich ihr eigenes Gehalt ent-
wickelt, sondern sie stellen ganz oft die Frage: Wie
geht mein Arbeitgeber eigentlich mit mir um? Ich bin
begeistert, Herr Dr. Güldner, wenn Sie jetzt sagen:
Ja, vielleicht müssen wir das Verfahren beim nächs-
ten Mal anders machen und vorher mit ihnen reden.
Ja, genau!

Ich möchte daran erinnern, dass wir als CDU-Bür-
gerschaftsfraktion, als wir die Konsolidierungsverein-
barung mit dem Bund verhandelt haben, den Senat
an einer Stelle aufgefordert haben, mit den Beschäf-
tigten über die künftige Tarifentwicklung zu reden,
das ist jetzt vier Jahre her. In diesen vier Jahren ha-
ben Sie – weder Rot-Grün noch der Senat – nicht mit
den Beschäftigten darüber gesprochen, dass der Weg
der Konsolidierung unseres Bundeslandes schwer wer-
den wird und Zumutungen enthalten wird. Dass Sie
ausgerechnet jetzt darauf kommen zu sagen, um die
Seelen zu beschwichtigen, nächstes Mal reden wir
vorher mit euch, das macht es ja nicht besser, dass
Sie in diesem Fall über die Köpfe einseitig in despek-
tierlicher Weise über die Betroffenen entschieden ha-
ben und auch nicht bereit sind, Ihre Argumente auch
nur eine Minute lang miteinander abzuwägen und
zu hinterfragen, ob das eigentlich richtig oder falsch
ist! Ja, Sie müssen in Zukunft mit ihnen reden, aber
das heißt doch nicht, dass Sie es jetzt durchziehen
können!

Auch jetzt müssen Sie mit den Beschäftigten re-
den und müssen versuchen, für Ihren Kurs zu wer-
ben, aber Sie können ihn doch nicht in dieser Art und
Weise verordnen, wie Sie es getan haben,

(Beifall bei der CDU und bei der LINKEN)

insbesondere dann, wenn man weiß, dass wir mehr
als 1,5 Milliarden Euro für unsere öffentlich Beschäf-
tigten im Jahr ausgeben, mehr als 1,5 Milliarden Euro!

Die Antwort des Senats auf unsere Frage, was es
eigentlich in diesem Jahr kosten würde, wenn wir den
Tarifabschluss  nicht  nur  für  die  bisher  Betroffenen,
sondern für alle Besoldungsgruppen wirkungsgleich
ein  halbes  Jahr  versetzt  übernehmen  würden,  ist:
Mehrkosten  in  diesem  Jahr  von  8,5  Millionen  Euro.
Erinnern Sie sich noch, was wir gestern beraten ha-
ben? Wir haben gestern beraten, dass wir an unse-
ren städtischen Klinikverbund GeNo noch einmal 50
Millionen Euro Verlustabdeckung für die nächsten
Jahre überweisen, 50 Millionen Euro, von denen nach
derselben Vorlage 45 Millionen Euro allein dadurch
entstehen, dass das Personal im städtischen Klinik-
verbund GeNo besser bezahlt wird als im Durchschnitt
aller deutschen Länder!

Niemand in Deutschland bezahlt seine Beamtin-
nen und Beamten so schlecht wie Bremen. Sie wol-
len  sagen,  wir  subventionieren  den  Klinikverbund,
zahlen überhöhte Gehälter und sagen hinterher den
eigenen Beschäftigten: Es tut uns leid, für euch reicht
es leider nicht mehr. Meine Damen und Herren, das
hat mit sozialer Verantwortung, ehrlich gesagt, nichts,
aber auch überhaupt nichts zu tun! – Vielen Dank!

(Anhaltender Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Von hinten nach vorn! GeNo: Habe ich gestern auf
meinen Ohren gesessen? Habe ich es nicht hören wol-
len? Habe ich es seit gestern verdrängt? Haben Sie
gestern vorgeschlagen, die Gehälter der Beschäftig-
ten,  die  bei  uns  im  Gesundheitswesen  an  unseren
kommunalen Kliniken arbeiten, abzusenken?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ja! Der Se-
nat übrigens auch! – Abg. S t r o h m a n n

[CDU]: Reden Sie einmal zum Thema!)

Ja, das haben Sie gestern vorgeschlagen!

Sie schlagen also vor, Gehälter nicht nur sozial ge-
staffelt nicht zu erhöhen, sondern Sie schlagen heu-
te hier vor – und wir wissen ja, dass es bei Pflege-
kräften  nicht  gerade  um  die  am  besten  bezahlten
Kräfte in diesem Land geht –, die Gehälter zu ver-
ringern. Woher Sie dann die Verve nehmen, so mas-
siv an gleicher Stelle gegen den Vorschlag vorzuge-
hen, die Besoldung sozial gestaffelt zu erhöhen, und
wie Sie das für sich logisch finden, bleibt mir kom-
plett schleierhaft, sehr geehrter Herr Röwekamp!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Sie wissen ganz genau, dass Ihr Chefarzt-Beispiel
auf beiden Beinen hinkt. Der Marburger Bund führt
Tarifverhandlungen, die bundesweit verbindlich sind,
das wissen Sie. Die  Verhandlungen werden nicht vom
Bremer Senat, von der SPD oder von den Grünen ge-
führt, sondern es sind bundesweite Tarifverhandlun-
gen, die, wenn man im Marburger Bund organisiert
ist, selbstverständlich auch übertragen werden, das
ist doch das Wesen des Tarifvertrags und von Tarif-
verhandlungen. Sie sind aber nicht ins Benehmen ge-
stellt, und in dieser Debatte sind sie als Vergleich un-
tauglich.

Wenn wir nun eine Situation haben, in der die Be-
amtenbesoldung nicht mehr bundesweit einheitlich
festgelegt wird – und wir Grünen waren damals da-
gegen, es bundesweit so zu machen, ich glaube, Sie
waren dafür, dass die Länder dies einzeln entschei-
den müssen, wir waren dagegen –, dann müssen die
Länder eben je nach ihrer Finanz- und Haushaltskraft
selbst entscheiden. Daraus wird doch ein Schuh, sehr
geehrter Herr Röwekamp! Wenn es bundesweit ein-
heitlich geblieben wäre, dann würden wir in Bremen
doch gar nicht über das Thema reden.

Ich hatte mir schon gedacht, dass Sie das Beispiel
Nordrhein-Westfalen und die dortige Anhörung brin-
gen. Deswegen habe ich heute Morgen länger mit
meinem  Kollegen  Reiner  Priggen,  dem  Fraktions-
vorsitzenden der Grünen im nordrhein-westfälischen
Landtag, telefoniert. Es ist keineswegs so, dass sich
20 von 21 Experten oder gar Verfassungsrechtler dort
so geäußert hätten, sondern es war ein Verfassungs-
rechtler darunter, die anderen waren Vertreter des
Landkreistages, der Kommunen, der Verbände, der
Interessenvertreter und so weiter. Richtig ist, dass sie
es alle, bis auf einen, abgelehnt haben – das ist ja in
unserem Haushalts- und Finanzausschuss am Frei-
tag auch so gewesen –, aber falsch ist, dass dort Ver-
fassungsrechtler zusammengesessen hätten und dass
von 21 Verfassungsrechtlern 20 der Meinung gewe-
sen seien, das Gesetz sei verfassungswidrig.

Das haben Sie hier versucht, ganz deutlich so – –.

(Zurufe von der CDU)

Natürlich haben Sie das versucht! Vertreterinnen und
Vertreter der Interessen haben dort – und zwar völ-
lig legitim und aus gutem Grund – gesagt, dass sie
damit nicht einverstanden sind, dass die Landesre-
gierung von Nordrhein-Westfalen das so macht. Das
ist die Wahrheit zu dieser Anhörung gestern.

Was ist überhaupt mit den anderen Ländern? Rhein-
land-Pfalz praktiziert eine Lösung – und ich habe mich
oft gefragt, ob dieses rheinland-pfälzische Beispiel
vielleicht ein Wink für uns gewesen wäre –, die Fol-
gendermaßen aussieht: Ein Prozent für alle! Welches
ist der Unterschied zwischen dem Bremer Modell und
dem Modell von Rheinland-Pfalz? Die oberen Besol-
dungsgruppen ab A 13 bekommen ein Prozent mehr
als bei uns, in Bremen sind sie ausgenommen. Die

Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppen
A 11 und A 12 bekommen ein Prozent, genau wie hier,
aber alle Beamtinnen und Beamten der Besoldungs-
gruppen A 5 bis A 9 bekommen nicht 2,65 Prozent
in diesem Jahr und 2,95 Prozent im nächsten Jahr,
sondern jeweils auch nur ein Prozent. Die andere Seite
des Modells aus Rheinland-Pfalz ist also, dass die Be-
schäftigten in den unteren Besoldungsgruppen sehr
viel schlechter dastehen. Da lassen wir uns von Ih-
nen doch nicht vorwerfen, dass unsere Staffelung so-
zial ungerecht sei, wenn die unteren Besoldungsgrup-
pen bei uns bessergestellt werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Das ist doch ein wesentlicher Grund gewesen, es
so zu machen. Warum in aller Welt sollten wir es denn
sonst so machen? Wir haben, in der Tat sehr schmerz-
lich gerade dort, wo es sich um Führungskräfte und
Beschäftigte mit viel Verantwortung handelt, in der
Tat einen sehr schwierigen Vorschlag für den Bereich
der Führungskräfte gemacht, weil sie sich überdurch-
schnittlich einsetzen, weil sie überdurchschnittlich viel
Verantwortung tragen, dass sie quasi einen sozialen
Beitrag für die Beschäftigten leisten, die beispielsweise
in der JVA mit A 6 oder A 7 besoldet werden. Sie als
Jurist und ehemaliger Innensenator wissen, glaube
ich, gut, wie viel das ist!

(Abg. D r .  v o m  B r u c h  [CDU]:  Das  ist
eine Umverteilung! – Abg. H i n n e r s  [CDU]:

Gerechtigkeit!)

Das ist dann – genau, Herr Dr. vom Bruch! – eine Um-
verteilung, aber nicht von unten nach oben, so, wie
Sie sie gern hätten, sondern umgekehrt, sehr geehr-
ter Herr Dr. vom Bruch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Letzter Punkt, Herr Röwekamp, und den verstehe
ich überhaupt nicht mehr! Sie waren selbst als Bür-
germeister und Innensenator an vielen dieser Ent-
scheidungen beteiligt, und das ist noch gar nicht so
lange her. Sie selbst waren an einer sozial gestaffel-
ten Einschränkung des Weihnachtsgeldes beteiligt.
Für diejenigen, die oben sind, ganz weg, in der Mit-
te so einigermaßen, und die unteren Besoldungsgrup-
pen bekommen das Weihnachtsgeld. Das haben Sie
mit beschlossen, genau das gleiche System, die gleiche
Logik und die gleiche soziale Staffelung.

Im Übrigen waren Sie, wenn Sie sagen, es blute stel-
lenmäßig alles aus, an einem massiven Abbau von
Stellen und Ausbildungsplätzen bei der Polizei be-
teiligt, und auch davon hat man bei Ihnen heute nicht
unbedingt etwas gehört.
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(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich glaube, es ist allen Abgeordneten der Koaliti-
on über die Maßen bewusst, wie schwer, wie angreif-
bar diese Entscheidung und wie die Reaktion der Be-
troffenen ist. Ich glaube, dass dies nicht vergnügungs-
steuerpflichtig  ist.  Wenn  es  einen  Ausweg  geben
würde und er finanziell darstellbar gewesen wäre,
wäre er von diesem Senat und von diesen Fraktio-
nen gegangen worden.

(Abg. K a u  [CDU]: Das ist ein Fass ohne
Boden!)

Im Übrigen, der Unterschied zwischen einmaligen
Investitionen im Gesundheitsbereich und dauerhaft
auf die gesamte Lebenszeit zu bezahlenden Besol-
dungs- und Versorgungserhöhungen ist Ihnen auch
bekannt. Das eine sind auf das ganze Leben gerechnet
viele Millionen Euro, das andere ist eine einmalige In-
vestition. Auch darüber haben wir hier schon oft ge-
sprochen.

Aus diesem Grund sind wir am Ende des Tages zu
dem Schluss gekommen, dass wir heute gerade aus
der sozialen Verantwortung für die Beschäftigten im
öffentlichen Dienst heraus, die wenig verdienen, und
aus Gründen der Haushaltsnotlage diese sozial ge-
staffelte Übertragung des Tarifergebnisses beschließen
wollen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es
wird Sie nicht überraschen, Herr Dr. Güldner, dass
ich noch einmal Ihren Ausführungen widersprechen
muss. Es gibt zwei unterschiedliche Erklärungen für
das, was Sie hier gesagt haben. Bisher habe ich ge-
dacht, als Rechtsanwalt stünde ich immer im Verdacht,
die rechtlichen Verhältnisse und die tatsächlichen
Verhältnisse irgendwie zu verdrehen. Wenn es aber
jemand geschafft hat, die rechtlichen und die tatsäch-
lichen Verhältnisse hier in Bremen zu verdrehen, dann
waren es Sie in Ihrer Debatte.

(Beifall bei der CDU)

Sie versuchen, teilweise mit Erfolg, öffentlich zu
verkaufen, dass es sich bei dem, was Sie machen, um
eine soziale Staffelung handele, bei der starke Schul-
tern mehr trügen als schwache Schultern. Nein, Herr
Dr. Güldner, das wäre nur dann richtig, wenn Sie nur
isoliert auf die Beamtinnen und Beamten schauten!
Meine Damen und Herren von der Koalition, wo war
denn eigentlich diese soziale Staffelung, als Sie be-

schlossen haben, das Tarifergebnis für alle übrigen
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes eins zu eins
zu übernehmen, als Sie beschlossen haben, dass die
angestellte Lehrerin, die den gleichen Unterricht erteilt
wie die beamtete Lehrerin, 5,65 Prozent mehr Ge-
halt bekommt und die andere nicht?

(Abg. Frau D r .  S c h i e r e n b e c k  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Aber viel weniger ver-

dient!)

Herr Dr. Güldner, Sie staffeln nicht nach Einkom-
mensgrößen, denn sonst dürfte die Teilzeitbeschäf-
tigte mit 2 000 Euro ja auch nicht mit null Prozent Ein-
kommenserhöhung nach Hause gehen. Sie staffeln
im  öffentlichen  Dienst  nicht  sozial,  sondern  nach
Beschäftigungsgruppen. Sie staffeln im öffentlichen
Dienst nicht nach der Einkommenshöhe, sondern nach
dem Beschäftigungsstatus. Das ist es, was Sie hier als
soziale Staffelung verkaufen. Von 40 000 Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes 4 000 auszunehmen, ist
keine Differenzierung zwischen starken und schwa-
chen Schultern, sondern es ist die Staffelung danach,
dass Sie auf der einen Seite mit Willkür handeln kön-
nen und auf der anderen Seite Tarifverträge aushan-
deln müssen. Das ist nicht sozial gestaffelt, Herr Dr.
Güldner!

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen sind Sie auf die vielen Argumente, die
von den Betroffenen in den letzten Wochen geäußert
worden  sind,  mit  keinem  Wort  eingegangen.  Das
überrascht auch nicht nach Ihrem Verhalten im Haus-
halts- und Finanzausschuss. Zu Recht beklagen die-
jenigen, die dort gewesen sind, dass sie über zwei
Stunden lang ihre differenzierten Auffassungen und
Einwendungen gegen das Gesetz vortragen konnten
und die Koalition dann innerhalb von fünf Minuten
erklärt hat, sie bliebe dabei. Ist das eigentlich der von
Ihnen ernst gemeinte Dialog, die Auseinandersetzung
mit fremden Argumenten? Nein, das ist das Durch-
ziehen eines politisch auch in Ihren eigenen Reihen
hoch umstrittenen Gesetzesvorhabens auf Gedeih und
Verderb und ohne Rücksicht auf Verluste! So handelt
man aber nicht politisch verantwortlich, Herr Dr. Güld-
ner!

(Beifall bei der CDU)

Ich habe gesagt, dass wir in den letzten vier Wo-
chen viele Argumente gehört haben, aber ich habe
nur Argumente gehört, die gegen das Gesetz spre-
chen. Ich habe weder von den Sozialdemokraten noch
von Ihnen irgendwelche Gründe gehört, die für die-
ses Gesetz sprechen. Sie sagen erstens, Sie entschei-
den es so wie in Nordrhein-Westfalen. Die Wahrheit
ist – und ich gehe davon aus, dass Sie die E-Mails
der Betroffenen genauso gelesen haben wie ich und
gesehen haben, dass es einen darunter gibt, der einmal
alle Effekte der Besoldung in eine Tabelle eingepflegt
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hat  –,  in  Nordrhein-Westfalen  gibt  es  noch  Weih-
nachts-  und  Urlaubsgeld,  in  Bremen  gibt  es  beides
nicht mehr.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sie wissen ja, warum!)

Wenn Sie dieses Gesetz so verabschieden, wird kein
anderer Beamter in Deutschland in den Besoldungs-
gruppen bis A 12 so schlecht bezahlt werden wie in
Bremen, auch nicht in Nordrhein-Westfalen. Wir wer-
den die am schlechtesten bezahlten Lehrerinnen und
Lehrer und die am schlechtesten bezahlten Polizei-
beamten im gehobenen und höheren Dienst haben!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Woanders gibt es auch den mittle-

ren Dienst, Herr Senator a. D.!)

Wir werden am schlechtesten in Deutschland bezah-
len, und gleichzeitig haben wir die höchsten Anfor-
derungen  im  Hinblick  auf  die  Arbeitsverdichtung,
die Leistungsbereitschaft und die freiwilligen Leis-
tungen. Wie bekommen Sie dies eigentlich in Ihrem
Kopf  zusammen,  Herr  Dr.  Güldner?  Das  kann  man
nur so erklären: Dem Einfachen ist alles einfach!

(Beifall bei der CDU)

Ich habe als zweites Argument unsere Haushalts-
notlage gehört. Ja, es stimmt, wenn man wie die CDU-
Fraktion sagt, wir wollen diesen Tarifabschluss, den
Sie dem überwiegenden Teil der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes zukommen las-
sen, wirkungsgleich auf die Beamten übertragen, dann
kostet das Geld. Dieses Geld haben wir nicht auf dem
Sparbuch  liegen,  sondern  es  muss  kreditfinanziert
werden, aber, Herr Dr. Güldner, wo ist eigentlich der
Unterschied?

Die Tariferhöhung, die mit dem Marburger Bund
für die städtischen Kliniken vereinbart worden ist,
müssen Sie durch die gestern vom Senat beschlos-
senen Eigenkapitalstärkungsmaßnahmen, also Ver-
lustausgleichszahlungen an die Kliniken, kreditfinan-
zieren. Die Tariferhöhung für die übrigen Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes von über 20 Millio-
nen Euro müssen Sie kreditfinanzieren. Wie wollen
Sie eigentlich den Beamtinnen und Beamten erklä-
ren, dass Sie alle Gehaltserhöhungen in diesem Jahr,
die in öffentlichen Haushalten stattfinden, über Kredite
finanzieren, aber weil Sie deren Besoldungsanpas-
sung auch über Kredite finanzieren müssten, bekom-
men sie sie nicht? Das ist doch ein Akt staatlicher Will-
kür, den man mit Haushaltspolitik allein nicht mehr
erklären kann!

Wenn Sie sagen, Sie haben nicht genug Geld für
Tariferhöhungen, dann setzen Sie es doch bitte auf
alle Beschäftigten um und nicht nur auf einen klei-
nen Teil, dann sagen Sie doch, Sie müssen überall

sozial staffeln – darüber könnte man ja vielleicht sogar
noch einmal reden – und überall zeitversetzt über-
tragen. Tun Sie doch nicht so und spielen Sie die
Beschäftigten nicht gegeneinander aus, indem Sie sa-
gen, für die einen nehmen wir Kredite auf, aber für
die anderen tun wir es nicht! Das ist doch ehrlicher-
weise nicht Ihr Anspruch an die Wahrnehmung ei-
nes Mandats mit der Verantwortung hier im Parla-
ment. Ich kann für mich nicht akzeptieren, dass man
sagt, bei den einen ist eine Kreditaufnahme in Ord-
nung, aber bei den anderen nicht. So funktioniert es
leider nicht, Herr Dr. Güldner!

(Beifall bei der CDU)

Deswegen bleibe ich dabei, und ich glaube Ihnen auch
nicht, dass Sie es nur einmal machen, denn dagegen
sprechen ja schon die Tatsachen!

Wir haben in diesem Jahr Steuermehreinnahmen
in einer Höhe, die fast wieder das Niveau des Jah-
res 2008 erreicht haben. Woher kommen diese Steu-
ermehreinnahmen eigentlich? Es gibt sie, weil es über-
all in der Wirtschaft in Deutschland zu Tariferhöhun-
gen gekommen ist. Wir als Land Bremen profitieren
davon,  dass  Arbeitgeber  ihren  Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern die Gehälter erhöhen. Ist es da
nicht eigentlich unbillig, denjenigen, die den Staat or-
ganisieren, der diese Einnahmen hat, diese Gehalts-
erhöhung, die alle anderen in Deutschland bekom-
men, zu verweigern?

Das Geld ist in diesem Jahr vorhanden, wir haben
die Spielräume, wir müssen sie kreditfinanzieren, wie
die anderen Gehaltsanpassungen im Übrigen auch.
Ich sage aber, wer die Verantwortung für 40 000 Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes hat und bereit ist,
für diese hohe Leistungsbereitschaft im Jahr 1,5 Milli-
arden Euro auszugeben, der muss sich doch ernst-
haft die Frage stellen, ob er die gut motivierte Trup-
pe, die weit über ihre Pflichten hinaus arbeitet, in der
Fläche dadurch frustrieren und demotivieren möch-
te, dass er ihr in diesem Jahr 8,5 Millionen Euro Ge-
haltsanpassung nicht gibt.

Ich glaube Ihnen auch deswegen nicht, dass Sie
das nur einmal machen, weil wir in den Jahren 2015,
2016, 2017 und 2018 noch viel geringere Spielräu-
me für solche Maßnahmen haben als heute. Deswe-
gen hat der Senat in seiner Antwort auf unsere An-
frage in der Fragestunde heute auch nicht gesagt, dass
er das nie wieder macht,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Diese Art der sozialen Staffelung,

das haben Sie ja gehört!)

sondern er hat gesagt: Schauen wir einmal, dann se-
hen wir schon, meine Damen und Herren! Auf die Zu-
sagen dieses Senats und dieser Koalition würde ich
keinen Pfifferling geben!
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(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben es in der
Tat, wenn man sich anschaut, was in der Föderalis-
musreform im ersten Teil beschlossen worden ist, mitt-
lerweile mit einer Situation zu tun, die für uns als Bun-
desland, ich würde schon fast sagen, katastrophal ist.

Wir haben 16 Länder, 16 unterschiedliche Über-
nahmeregelungen nach jeder Tarifrunde, von eins zu
eins bis zu Nullrunden. Auch hier in Bremen haben
wir es erlebt: Im Jahr 2007 wurde der Tarifabschluss
um zwei Jahre verzögert übernommen, die Einmal-
zahlung wurde nicht gezahlt, im Jahr 2009 gab es sie
zeitgleich, aber der Sockelbetrag wurde halbiert, im
Jahr 2011 wurde gestaffelt und zeitverzögert ange-
passt! Wenn man sich die Entwicklung anschaut, die
seit dieser Föderalismusreform eingetreten ist, dann
stimmt das, was Herr Röwekamp eben gesagt hat:
Die Beamten in Bremen liegen tatsächlich mit Bran-
denburg – aber das auch nur in einigen Besoldungs-
stufen – und Berlin ganz hinten.

Ich weiß nicht, ob Ihnen klar ist, was das bedeu-
tet. Ich habe gestern Abend noch lange mit Personal-
räten und mit einigen Beschäftigten aus Schulen ge-
redet. Wir haben es hier oft bemüht, das wissen wir,
aber es ist tatsächlich so, dass sich viele gute Lehre-
rinnen und Lehrer, die ausgebildet worden sind, in
den letzten Jahren aus mehreren Gründen nicht mehr
für Bremen entschieden haben. Die Situation ist zu
schwierig, die Kinder sind schwieriger, wir haben
ständig das Problem gehabt, dass zu wenig Haushalts-
mittel zur Verfügung standen und das Ganze sowieso
dann noch damit verbunden ist, dass sie weniger Geld
bekommen als die Kollegen in Niedersachsen. Es ist
so, dass viele, die hier an der Universität Lehramt stu-
dieren, mittlerweile das Referendariat nicht in Bre-
men, sondern in Niedersachsen machen.

Ich finde, das Katastrophale daran ist, dass es zuerst
bei den Beschäftigten im öffentlichen Dienst landet.
Der Stellenabbau landet im öffentlichen Dienst, die
finanziellen  Einschnitte,  denn  die  Streichung  des
Weihnachtsgeldes und des Urlaubsgeldes betrifft auch
die Angestellten, und das liegt ja schon länger zu-
rück. Die Arbeitsverdichtung betrifft den gesamten
öffentlichen Dienst.

Insgesamt ist aber passiert, dass die Dienstleistun-
gen für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt er-
heblich  eingeschränkt  werden.  Wenn  man  sich  die
Situation ansieht: Wir hatten hier vor einem Monat
die Diskussion über den Bau einer neuen Feuerwa-
che in Borgfeld, weil dort eine fehlt. Es waren Per-
sonalräte der Feuerwehr hier. Es ist wieder einmal
abgelehnt worden, das war ihnen auch klar.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Wir haben hier oft genug die Situation diskutiert,
wie groß der Personalmangel bei der Feuerwehr ist,
dass sie personell unterbesetzt ist, dass die Schutz-
ziele nicht eingehalten werden und so weiter. Ich habe
danach noch mit den Personalräten – ich sage es jetzt
auch öffentlich – darüber gesprochen, ob wir darüber
überhaupt einmal öffentlich reden. Wir haben dort in
dem Café gesessen, und sie waren resigniert, sie wa-
ren frustriert, denn sie fragten sich, was hier noch alles
passieren muss. Dann meinte einer dieser Personal-
räte: „Sorry, Kristina, ich kann doch den Leuten da
draußen nicht sagen, dass, wenn wir mit sechs Leu-
ten als erster Zug losfahren, weil zwei nicht da sind“
– bundesweit sind es zehn, das wissen wir –, „dass
wir mit Angst zu diesen Einsätzen fahren, dass wir
mit Angst in die Häuser hineingehen, weil wir kei-
ne Eigensicherung mehr haben! Das kann ich den Leu-
ten doch nicht sagen.“ Ich habe geantwortet: „Doch,
genau das müsst ihr den Leuten irgendwann einmal
sagen, denn sonst wacht hier nämlich niemand auf!“

(Beifall bei der LINKEN)

Das, was hier passiert, ist eine Situation, die die Leh-
rer unmittelbar bemerken, und die Schüler und die
Eltern bemerken sie auch, wenn der Unterricht aus-
fällt. Die Leute müssen aufwachen und erkennen, dass
die  Situation  für  die  Beschäftigten  im  öffentlichen
Dienst immer katastrophaler wird, sodass Dienstleis-
tungen nur noch eingeschränkt erbracht werden. Ich
bitte Sie umzusteuern, denn Sie wissen, dass die gan-
zen Beamten noch den Idealismus haben, die schlech-
ten Bedingungen eben mit ihrem Idealismus wieder
gut zu machen. Sie wissen, dass die Beschäftigten
Überstunden machen, sie machen unbezahlte Über-
stunden. Das machen die Lehrer im Übrigen auch,
das machen nicht nur die Polizeibeamten. Ich bitte
Sie: Gehen Sie noch einmal in sich und überlegen,
was Sie da beschließen wollen!

Es stimmt, was der Herr Kollege Röwekamp ge-
sagt hat. Die meisten, mit denen ich gesprochen habe,
sind im Moment nicht wegen der Besoldungsanpas-
sung verärgert, sondern sie sind verärgert, weil die
ganze Situation in den letzten Jahren hochgekocht
ist und weil sie eben ganz viel freiwilliges Engage-
ment an den Tag gelegt haben, damit alles läuft.

Ich denke einmal, Sie von der Regierung müssten
sich ganz gut überlegen, wie Sie damit umgehen, denn
Sie setzen hier wirklich sehr, sehr viel aufs Spiel. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin  Linnert:  Herr  Präsident,  meine
sehr verehrten Damen und Herren! Bremen ist ein
Haushaltsnotlageland und befindet sich auf Konso-
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lidierungskurs, und nur das ist der Grund, warum sich
der Senat nach langem Abwägen und Alternativen
prüfen dazu entschieden hat, Ihnen diese sozial ge-
staffelte Übertragung des Tarifabschlusses für Ange-
stellte auf die Beamtinnen und Beamten so vorzuschla-
gen.

Diese nicht vollständige Übertragung leistet einen
wichtigen  und  unverzichtbaren  Beitrag  für  unseren
Versuch, Bremen aus der Schuldenspirale herauszu-
bekommen, im Jahr 2020 keine weiteren Kredite auf-
zunehmen, um so am Ende – und das ist das Ziel und
nicht ein Selbstzweck Schuldenbremse – dafür zu sor-
gen, dass Bremen ein handlungsfähiger Staat bleibt,
in dem das Volk eine Regierung wählt, die auch et-
was zu sagen hat und in dem wir auch in Zukunft
handlungsfähig und ein guter Arbeitgeber für die Be-
schäftigten sein können.

Im Übrigen geht es auch um die Sicherung der
Rechtsstaatlichkeit und – wenn ich vielleicht noch ein-
mal daran erinnern darf – auch um die Pensionen, die
in Zukunft von Bremen aus selbstverständlich bezahlt
werden, darauf gibt es einen Rechtsanspruch, aber
nur dann, wenn wir es schaffen, uns aus einer Spi-
rale von immer weiterer Verschuldung herauszuarbei-
ten.

Ich will mich gern mit den Kritikpunkten, die ge-
nannt wurden, auseinandersetzen. Zunächst wurde
gesagt, dass es sich um eine massive Ungleichbehand-
lung mit anderen Bundesländern handele und dass
es dort immer weiter so gehe. In der Tat ist es so, dass
Bremen  sich  bei  fast  allen  Besoldungsgruppen  im
unteren Drittel befindet. Bei der Polizei ist es so, dass
wir über Niedersachsen stehen, und wenn der 1. Juli
dieses Jahres eingetreten ist, dann bleiben wir auch
über Niedersachsen, es gibt also keine durchgängi-
ge Schlechterstellung.

Natürlich trägt dieser Tarifabschluss aber auch dazu
bei, dass sich die Stellung Bremens in diesem Län-
derkonzert weiter verschlechtert, das ist unbestreit-
bar. Das ist die Ernte für die Grundgesetzänderung
des Jahres 2006, als die Länder einmütig die Gesetz-
gebungskompetenz für das Besoldungsrecht haben
wollten, weil man absichtlich wollte, dass bei diesem
sehr hohen Ausgabenposten der Haushalte eine Ge-
staltungsmöglichkeit für die Länder, Regierungen und
Parlamente besteht.

Es hat damals große politische Kontroversen darü-
ber gegeben, auch hier in der Bremischen Bürger-
schaft. Ich kann mich an meine Rede damals sehr gut
erinnern. Ich habe damals massiv davor gewarnt, dass
Bremen kein Interesse daran haben kann, diese Frei-
heit zu gewinnen, weil nämlich am Ende das passieren
wird, was jetzt passiert, die Haushaltsnotlage. Diese
Gestaltungsmöglichkeit ist für die armen Länder kein
Recht, sondern für sie ist es am Ende eine Pflicht. In-
sofern passiert dort etwas, das man aus gesamtstaat-
lichen Überlegungen heraus nicht gut finden kann,
nämlich dass sich die Besoldung für die Beamtinnen

und Beamten auseinanderentwickelt. Für diejenigen,
die knapp bei Kasse sind und wenig bezahlen kön-
nen, ist es eine Pflicht, die Spielräume des Gesetzge-
bers zu nutzen, unter anderem für das, was wir jetzt
tun.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Argument, dass es sich um ein Sonderopfer für
die Beamtinnen und Beamten handelt, teile ich nicht.
Wir haben als Haushaltsnotlageland an ganz vielen
Punkten Dinge getan, die die Arbeitsbedingungen be-
treffen. Ich finde aber, dass wir uns auch nicht nur im
Kernbereich des öffentlichen Dienstes befinden dür-
fen. Wenn wir zum Beispiel für die Bevölkerung Dienst-
leistungen reduziert haben, wenn wir die Grunder-
werbsteuer erhöht haben oder die Citytax eigeführt
haben oder wenn wir über Gebührenerhöhungen zu
einem  Einklang  zwischen  Aufkommen  und  Kosten
kommen, dann sind das alles Dinge, die wir den Men-
schen in Bremen zumuten, voraussetzend, dass es hier
einen Grundkonsens gibt, nämlich dass wir das tun,
wozu wir uns den anderen Bundesländern und dem
Bund gegenüber verpflichtet haben, nämlich unsere
Einnahmen und Ausgaben in Einklang zu bringen,
und zwar über Anstrengungen von allen über meh-
rere Jahre hinweg. Insofern teile ich nicht das Argu-
ment des Sonderopfers.

Wenn man sich noch einmal die Rankings ansieht,
die hier schon bei der Beamtenbesoldung Thema ge-
wesen sind, dann weise ich noch einmal darauf hin,
dass man nur zu einem differenzierten Urteil kommen
kann, wenn man sich die Lebenshaltungskosten in
den Bundeländern ansieht. Da schneidet Bremen –
darüber bin ich sehr froh –, sowohl im Hinblick auf
die Wohnkosten als auch im Hinblick auf die Kosten
der allgemeinen Lebenshaltung, im Großstädtever-
gleich immer noch sehr gut ab, und das gehört ganz
eindeutig mit auf die Habenseite.

Als Weiteres möchte ich mich damit auseinander-
setzen, dass hier die Meinung vertreten wird, dass
die Beamtinnen und Beamten einen Anspruch auf die
Besoldungserhöhung gemäß der Abschlüsse der Traif-
gemeinschaft der Länder haben. Ich möchte hier noch
einmal darauf hinweisen, dass das Rechtsverhältnis
zu den Beamtinnen und Beamten ein anderes ist und
dass  sich  aus  den  hergebrachten  Grundsätzen  des
Berufsbeamtentums das Alimentationsprinzip herlei-
tet. Es ist die Pflicht des Arbeitgebers, des Staates,
die Beamtinnen und Beamten entsprechend der Ent-
wicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finan-
ziellen Verhältnisse zu bezahlen und die Bezahlung
regelmäßig anzupassen.

Bei der Bemessung der Besoldung ist die Entwick-
lung der Tarife für den öffentlichen Dienst nur ein Ge-
sichtspunkt unter vielen, vor allem wird einerseits der
Bezug zur Besoldung, zu der Einkommens- und Aus-
gabensituation der Gesamtbevölkerung hergestellt,
andererseits eben ausdrücklich auch nach Auffassung
des Bundesverfassungsgerichts die Lage der Staats-
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finanzen in den Blick genommen. Der Gesetzgeber
kann also keinen Automatismus vornehmen oder sich
damit retten, obwohl es in der Tat das Einfachste wäre,
sondern er muss eine eigene Bewertung zur Frage vor-
nehmen: Was beschließen wir im Senat zur Beam-
tenbesoldung, und was schlagen wir der Bremischen
Bürgerschaft als Besoldungserhöhung vor? In diese
eigene Bewertung des Senats müssen alle genann-
ten Aspekte einbezogen werden, und da ist der Ta-
rifabschluss für die Angestellten in der Tat ein wich-
tiger, aber nur einer.

Aus dem Alimentationsprinzip ergibt sich kein An-
spruch der Beamten auf Besoldung in einer bestimm-
ten Höhe und vor allem kein Anspruch darauf, dass
ein Tarifabschluss im öffentlichen Dienst unverändert
auf die Besoldung zu übertragen wäre.

Dem Gesetzgeber ist ein weiter Gestaltungsspiel-
raum eingeräumt. Wir sind deshalb überzeugt, dass
das Gesetz, das wir Ihnen heute vorschlagen, verfas-
sungsfest ist. Das Gesetz wurde einer verfassungs-
mäßigen Prüfung durch den Senator für Justiz un-
terzogen, wie er das bei Gesetzen immer macht. Jetzt
liegen eine ganze Reihe von rechtlichen Stellungnah-
men  vor,  die  das  in  Zweifel  ziehen.  Am  Ende  wird
das Bundesverfassungsgericht verbindlich entschei-
den, wer recht hat.

Wir fordern, Herr Röwekamp, auch niemanden auf
zu klagen, weil wir der Auffassung sind, dass das vor-
gelegte Gesetz verfassungskonform ist. Wir haben nur
im Zusammenhang mit dem Wunsch, möglichst da,
wo es nur irgendwie geht, ordentlich zusammenzu-
arbeiten, uns darauf verständigt, dass eine Muster-
klage ausreicht und wir uns jetzt nicht mit einer großen
Klageflut, die für beide Seiten Verdruss und Arbeit
bedeutet, auseinandersetzen müssen.

Ich möchte gern noch einmal darauf hinweisen, dass
die  inhaltsgleiche  Übertragung,  die  die  CDU  gern
möchte, zu großen Mehrkosten führt. Herr Röwekamp
hat gesagt: Sie finanzieren ja die Kosten für die An-
gestellten über Kredite, dann können Sie das bei den
Beamten auch ruhig machen. Ich weise darauf hin,
dass wir verpflichtet sind, die wenigen Spielräume,
die  Landeshaushaltsgesetzgeber  haben,  zu  nutzen
und dass die Notwendigkeit zur Kreditfinanzierung
eines Teils der Erhöhung für die Angestellten sicher-
lich  nicht  automatisch  das  Problem  einer  weiteren
Kreditfinanzierung für die Beamten nach sich ziehen
kann.

Wenn wir diese Mehrkosten nicht kreditfinanzie-
ren, sondern aus dem Haushalt finanzieren müssten,
dann würde das in den nächsten Jahren zu einem
Einstellungsstopp führen, und dann hätten wir die 700
Stellen, die das zusätzlich bedeutet, immer noch nicht
erbracht. Deshalb hat die CDU, weil sie gar keinen
Deckungsvorschlag  machen  kann  und  DIE  LINKE
es  hier  auch  grundsätzlich  ablehnt,  es  auch  nicht
möchte und sich damit nicht auseinandersetzen möch-
te, in welcher Haushaltslage wir uns befinden,

(Abg. Frau V o g t  [DIE LINKE]: Wir haben
ja einen gemacht!)

gesagt: Es ist kein Problem, ruhig oben darauf!

Ich bin einmal gespannt, wer von Ihnen bereit und
in der Lage ist, das in Berlin zu vertreten, ich jedenfalls
nicht und dieser Senat nicht! Das legt die Axt an die
Wurzeln der Verabredungen, die wir mit dem Bund
und  den  anderen  Bundesländern  getroffen  haben,
schwer genug ist es. Glauben Sie ja nicht, dass man
dort begeistert davon ist, wie in Bremen auch von Ihrer
Seite die Diskussion hier geführt wird!

Dann ist der nächste Ausweg, den die CDU vor-
schlägt, heute auch nur indirekt, man solle einfach
aus der TdL austreten. Auch das könnte einen ja vor
dem unbequemen und schmerzhaften Weg bewah-
ren, den man hier jetzt leider zusammen gehen muss.
Ich habe es auch in der öffentlichen Debatte zum Teil
gehört und möchte deshalb kurz darauf eingehen und
erklären, wie dort die Rechtslage ist.

Bremen ist zurzeit – wie fast alle Bundesländer außer
Hessen – Mitglied der Tarifgemeinschaft deutscher
Länder  und  zusätzlich  für  die  TVöD-Beschäftigten
über den KAV in der Vereinigung der kommunalen
Arbeitgeberverbände, VKA. Das ist aus Sicht des Se-
nats auch gut so. Wenn man sich jetzt, dadurch, dass
wir im Moment über die Beamtenbesoldung so viele
Kontroversen haben, so stark auf die TdL stürzt, möch-
te ich noch einmal darauf hinweisen, dass die Tarif-
ergebnisse der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände sehr ähnlich wie die der TdL waren.
Das heißt, die Rettung kann sowieso nicht darin be-
stehen, dass man sich einfach nur aus der TdL ab-
sentiert, sondern man hat dann auch noch auf ande-
rer Ebene eine Spaltung der Beschäftigten; an die-
jenigen, die in Bremen auch noch die kommunalen
Aufgaben wahrnehmen, sind wir nämlich weiter ta-
riflich gebunden.

Außerdem ist es so, wenn wir heute aus der TdL
austreten würden – das könnten wir theoretisch –, wür-
de der jetzt abgeschlossene Tarifvertrag gelten. Wir
müssten also völlig unabhängig davon, ob wir gern
in der TdL bleiben möchten, weiter bezahlen, und
er gilt so lange, bis es uns gelungen ist, einen neuen
Tarifvertrag zu verhandeln. Trotz des Austritts aus dem
Verband hätten die Tarifbeschäftigten daher nach der
geltenden höchstrichterlichen Rechtsprechung einen
Anspruch auf genau diese Tarifsteigerung. Infolge-
dessen würden dann die Beschäftigten durch ihren
Arbeitsvertrag,  den  wir  für  alle  mit  Bezug  auf  die
TV-L abschließen, an den jeweiligen Tarifergebnis-
sen der TV-L teilhaben. Lediglich für neue Beschäf-
tigte könnten wir beim Austritt aus dem TV-L ein Ein-
sparpotenzial generieren, soweit die Personalräte dem
zustimmen würden.

Insofern ist alles, was Sie den Menschen als Lo-
ckerungsübungen vorführen, damit man ihnen sug-
geriert, wir könnten es auch leichter haben, unsicher
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und nicht zu realisieren. Das ist kein Weg, den der
Senat, der die Verantwortung trägt, gehen kann. Man
kann schon an der Tatsache sehen, dass Berlin in die
TdL zurückgekehrt ist, dass der Austritt für ein Bun-
desland eher eine Belastung als eine Chance ist.

Ich kann den Ärger der Betroffenen über die Null-
runde verstehen. Es ist selbstverständlich richtig, wenn
Menschen, die besondere Verantwortung überneh-
men, auch und nicht nur ihre Motivation und ihr En-
gagement für ihre Arbeit daraus ziehen, wie sie be-
zahlt werden. Wir können es wegen der Haushalts-
lage jetzt nicht anders lösen, ich will hier aber sagen,
dass wir uns darum bemühen, soweit es in unseren
Möglichkeiten liegt, für alle Beamtinnen und Beamten
gute Arbeitsbedingungen zu schaffen und auch zu
schauen, wie wir an der rechtlichen Entwicklung in
Deutschland weiter Anteil haben können. Wir wer-
den jetzt als Nächstes den Eigenbetrag zur Beihilfe
von 150 auf 100 Euro senken. Das ist eine Maßnah-
me, die wir machen, um – –.

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: Wann denn? –
Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die

Grünen]: Gestern!)

Der Senat hat den Beschluss gefällt, dass wir es
machen. Die gesetzlichen Regelungen können nicht
unterjährig in Kraft treten, das heißt, wir werden eine
Regelung zum 1. Januar 2014 anstreben. Außerdem
haben  wir  auch  ohne  Federlesen  die  Tarifeinigung
übernommen, dass jetzt alle Beamtinnen und Beamten
in Zukunft 30 Tage Urlaub haben. Das ist auch ein
Beitrag des Senats, wie wir hier miteinander zurecht-
kommen können.

Der Staat ist und bleibt, da können Sie so viel re-
den, wie Sie wollen, ein guter Arbeitgeber. Wir ha-
ben hier fortschrittliche Regelungen zur Altersteilzeit,
und wir sind ein begehrter Arbeitgeber wegen ganz
vieler Leistungen, die die Familiengerechtigkeit be-
treffen. Ich habe eine Situation vorgefunden, in der
der Staat so gut wie nicht mehr ausgebildet hat. Das
haben wir verändert, wir bilden kontinuierlich aus,
um Nachwuchs zu generieren, und wir befördern auch
weiter. Das sind all die Dinge, die neben aller Kritik,
die  ich  nachvollziehen  kann,  aus  unserer  Sicht  auf
die Habenseite des Verhältnisses zwischen dem Se-
nat, dem Arbeitgeber, dem Staat und den Beamtin-
nen und Beamten gehören.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Am 1. Juli 2013 werden mehr als 8 000 Beamtin-
nen und Beamte und weitere mehrere Tausend Pen-
sionärinnen und Pensionäre, die nicht nur mit 0,25
Prozent Rentenerhöhung abgespeist werden, mehr
Geld auf ihrem Konto haben. Dass das für viele nicht
genug ist, dass viele sich darüber geärgert haben, ist
in der Tat angekommen. Es ist nicht so, dass wir nicht

gewusst haben, dass wir dort in Schwierigkeiten kom-
men und uns der Kritik aussetzen, aber es ist trotz-
dem  so,  dass  aus  meiner  Sicht  der  Senat  dort  der
Haushaltslage auf der einen Seite Rechnung trägt und
Ihnen auf der anderen Seite ein ausgewogenes Maß
an Veränderungen vorschlägt.

Als Letztes möchte ich gern noch ein Wort in ei-
gener Sache verlieren! Heute hat es in der Debatte
erstaunlicherweise keine Rolle mehr gespielt, und ich
habe auch schon überlegt, ob ich es lasse, aber ich
will es lieber doch sagen. Ich habe verstanden, dass
mein  Satz  über  die  Beamtenbesoldung  hier  in  der
letzten Debatte, in der ein Wort wie Kindergarten fiel,
viele Menschen, vor allen Dingen Beschäftigte, in Bre-
men geärgert hat. Ich habe mit diesem Satz, wer ihn
nachlesen möchte, weder einen einzelnen Menschen
noch eine Gruppe gemeint, sondern wollte auf einen
Zusammenhang hinweisen zwischen etwas, das ich
konstruiere und fordere und dann, wenn ich es nicht
bekomme, sage, dass dies gleichzusetzen sei mit feh-
lender Wertschätzung. Ich glaube, dass es nicht klug
war, das so zu sagen. Es ist im Eifer des Gefechts mit
mir durchgegangen, ich habe auch mehrfach gesagt,
dass ich es bedauere. Jedenfalls ist es nicht so, dass
ich irgendeinen Menschen oder irgendeine Gruppe
damit kränken wollte, und wenn ich es getan habe,
dann tut es mir leid.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich kann hier nur sagen, dass es ein nicht ganz
breiter Grat ist, auf dem man in meiner Funktion geht,
zwischen alle Argumente aufnehmen, zuhören, zum
Teil sehr stark angegangen werden, einem großen
Maß an Hass und Aggressivität ausgesetzt zu sein,
trotzdem den Senatsbeschluss zu vertreten und so
etwas wie Selbstachtung zu bewahren. Ich räume ein,
dass mir das nicht immer gleich gut gelingt, aber ich
sage auch, dass es schwer ist.

Ich wünsche mir sehr, dass wir nach dieser Debatte
über das Beamtengesetz mit den Interessenvertre-
tungen und Beschäftigten wieder zu einem gemein-
samen Kontakt kommen, in dem wir die zukünftigen
Aufgaben, die vor Bremen liegen – nicht, die einen
müssen es machen, die anderen müssen es nur er-
tragen –, ja nur für die Zukunft Bremens lösen wer-
den, wenn wir zu einem gemeinsamen Miteinander
als Beschäftigte und Arbeitgeber finden. Wir müssen
die  Punkte  finden,  an  denen  wir  den  öffentlichen
Dienst besser, leistungsfähiger und effizienter machen
können.

Unabhängig davon, wer hier regiert, es gibt nur
die Möglichkeit der Kapitulation mit einem riesigen
Schaden  für  unser  Bundesland  oder  ein  beherztes
Anpacken der Herausforderungen, die vor uns lie-
gen, und dort gibt es noch ganz viele Möglichkeiten
und Potenzial. All jenen aus meinem Hause und auch
aus der Öffentlichkeit, die uns unterstützt haben, sage
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ich von hier aus ganz herzlichen Dank! Es gibt auch
ganz viele zufriedene Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im öffentlichen Dienst. Es gibt sowohl im öffent-
lichen Dienst als auch in den städtischen Gesellschaf-
ten Bremens und Bremerhavens Menschen, die die
Entscheidung des Senats nachvollziehen können und
sie richtig finden.

Das heißt nicht, dass wir uns nicht der Kritik stel-
len müssen, aber es heißt für alle, die sich ein ande-
res Ergebnis gewünscht hätten, dass sie sich auch auf
diejenigen zubewegen müssen, wenn wir uns zusam-
men aufeinander zubewegen, die am Ende fanden,
dass es ein ordentliches Abwägen des Senats in dieser
Frage gegeben hat. – Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Ausführungen der Finanzsenatorin machen es aus
meiner Sicht erforderlich, an drei Stellen noch einmal
eine abweichende Auffassung der CDU-Fraktion deut-
lich zu machen.

Erstens, ja, es stimmt, es war ein länder- und par-
teiübergreifender Konsens zu sagen, in der Frage der
Beamtenrechte und Beamtenbesoldung wollen wir in
Zukunft als Länder selbst zuständig sein, aber sehr
geehrte Frau Senatorin Linnert, der von Ihnen ver-
mittelte Eindruck, deswegen müssten wir jetzt sozu-
sagen eine niedrigere Tarifanpassung für die Beam-
tengruppe im öffentlichen Dienst übernehmen, lässt
sich daraus natürlich nicht herleiten. Es zwingt Sie
niemand, sich nach unten zu orientieren und die nied-
rigste Besoldung Deutschlands in Bremen zu wäh-
len, sondern es ist allein Ihre eigene Entscheidung
und Verantwortung, es so zu tun. Das hat mit Ver-
antwortung des Bundes und der Föderalismusreform
im Übrigen überhaupt nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU)

Zweitens, weil ich nicht ausschließen kann, dass
irgendein Gericht noch einmal diese Debatte nach-
liest, deswegen will ich es an dieser Stelle auch noch
einmal ausdrücklich sagen, ja, Sie haben einige Kri-
terien im Hinblick auf die Rechtmäßigkeit der Besol-
dungsanpassung hier vorgetragen. Sicherlich ist dem
Gesetzgeber ein Ermessensspielraum eingeräumt, das
muss auch so sein, aber dieser Ermessensspielraum
ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts natürlich auch wiederum eingeengt, und zwar
ist ein ganz entscheidendes Kriterium nicht der Ta-
rifabschluss für den öffentlichen Dienst, das ist klar,
sondern die allgemeine Lohn- und Einkommensent-
wicklung in Deutschland. Nach der bisherigen Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichts ist das der
ganz entscheidende Maßstab, um zu ermitteln, wie
sich die Gehälter in Deutschland eigentlich insgesamt
entwickelt haben. Dafür ist der Tarifabschluss für den
öffentlichen Dienst natürlich ein ganz maßgeblicher
Anteil und Faktor.

Davon kann man abweichen, das ist völlig klar.
Sicherlich ist es möglich, aber ehrlicherweise werden
Sie keine Stütze in der bisherigen Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts finden, nicht nur in
der Höhe davon abweichen zu können, sondern dif-
ferenziert zu sagen, die einen bekommen alles, und
die anderen bekommen nichts. Dafür gibt es in der
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung nicht einen
einzigen Nachweis. Es ist möglich, die Besoldung zeit-
versetzt oder niedriger als den Tarifabschluss festzu-
legen, aber es hat bisher noch keine einzige Entschei-
dung gegeben, die besagt, jawohl, man kann auch
differenzieren und sagen, die einen bekommen alles,
und die anderen bekommen nichts. Dafür gibt es keine
rechtliche Stütze.

Das hat im Übrigen auch der Senator für Justiz und
Verfassung in der Haushalts- und Finanzausschuss-
sitzung ausdrücklich eingeräumt. Es ist eine Progno-
seentscheidung, die eine derzeitige Einschätzung des
Senators für Justiz und Verfassung ist, die auch im
Widerspruch zu dem steht, was der Wissenschaftli-
che  Dienst  in  Schleswig-Holstein,  was  Professor  Dr.
Battis, Professor Dr. Lichtenberg und viele andere re-
nommierte, auch von den Gewerkschaften beauftragte
Gutachter gesagt haben. Das heißt, es ist möglich
abzuweichen, aber diese Differenzierung, die Sie als
soziale Staffelung bezeichnen, ist nicht möglich!

Im Übrigen ist die Haushaltsnotlage auch ein Kri-
terium, wie Sie sagen, aber auch dort sind sich die
Verfassungsrechtler einig, wenn die Haushaltsnot-
lage die Begründung dafür ist, Gehälter nur niedri-
ger anzupassen, dann muss es flächendeckend ge-
schehen. Man kann nicht nach Beschäftigungsgrup-
pen unterscheiden und sagen, den einen gebe ich et-
was, weil sie im TVöD, TV-L oder Marburger Bund
sind, und den anderen gebe ich nichts. Dafür finden
Sie in der Rechtsprechung auch keinen einzigen ge-
wichtigen Anlass, dass es so ist.

Deswegen finde ich die Auseinandersetzung des
Senats mit den sehr fachkundig vorgetragenen ju-
ristischen Bedenken gegen diese Besoldungsanpas-
sung oberflächlich und unzureichend. So geht ein Se-
nat, ein Verfassungsgeber wie die Bremische Bürger-
schaft mit verfassungsrechtlichen Bedenken eigentlich
nicht um. Das möchte ich an dieser Stelle auch noch
einmal sagen.

(Beifall bei der CDU)

Ich weiß nicht, ob es stimmt, dass der Bürgermeister
gesagt haben soll, im Nachhinein hält er das, was Sie
heute hier beschließen sollen, für einen politischen
Fehler. Ich kann nicht beurteilen, ob er es gesagt hat



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 43. Sitzung am 19.06.13 3019

oder nicht. Fest steht für mich, es ist ein politischer
Fehler, weil das, was Sie heute vorhaben, im Verhältnis
zu dem, was Sie erreichen, einen nicht messbaren und
dauerhaften Schaden der Motivationslage, der Ein-
satzbereitschaft und der Funktionalität des öffentli-
chen Dienstes erzeugt. Sie richten einen Schaden an,
ohne einen dauerhaften Nutzen für das Wohl unse-
res Landes zu haben.

Deswegen sieht unsere Geschäftsordnung vor, dass
wir in bestimmten Abstimmungen namentlich abstim-
men. Das gibt Ihnen als einzelnen Abgeordneten, je-
dem für sich, die Gelegenheit, die hier in den letz-
ten vier Wochen öffentlich diskutierten und vorge-
tragenen Argumente noch einmal sorgsam abzuwä-
gen. Ich kann sagen, dass die Mitglieder der CDU-
Bürgerschaftsfraktion das getan haben, und deswegen
werden wir in namentlicher Abstimmung, die ich hier-
mit beantrage, gleich alle diese Besoldungsanpassun-
gen ablehnen.

Darüber hinaus beantrage ich gemäß Paragraf 39
unserer Geschäftsordnung, dass wir die Beratung über
dieses Gesetz aussetzen. Dafür gibt es aus meiner Sicht
zwei ganz wesentliche Gründe. Der erste Grund ist,
wir haben unterschiedliche Wahrnehmungen der An-
hörung  zum  inhaltsgleichen  Gesetz  in  Nordrhein-
Westfalen. Herr Dr. Güldner musste heute Morgen
telefonieren, um eine Einschätzung zu bekommen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sie waren da?)

Ob sie repräsentativ für das ist, was auch die Wahr-
nehmung der anderen ist, weiß ich nicht.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ich habe nachgelesen, wer da war!)

Herr Dr. Güldner, fest steht, der Landtag von Nord-
rhein-Westfalen, auf den Sie sich immer noch bezie-
hen, befindet sich noch im Anhörungsverfahren!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die haben einfach später Ferien!)

Im Übrigen würde es vielleicht der Bremischen Bür-
gerschaft auch gut tun, die ernsthaften verfassungs-
rechtlichen Fragen noch einmal in Ruhe zu erörtern.
Ich bin jedenfalls dafür, dass wir uns nicht einfach
darüber hinwegsetzen und auch die juristischen Be-
denken nicht einfach auf das Klageverfahren schie-
ben. Das genügt meinem Anspruch als Abgeordne-
ter nicht. Ich will wissen, ob das, was ich hier beschlie-
ße,  verfassungsgemäß  oder  verfassungswidrig  ist.
Dazu will ich mir eine Meinung bilden können, und
deswegen glaube ich, dass wir Zeit brauchen, um eine
inhaltsgleiche Anhörung wie in Nordrhein-Westfalen
noch einmal für uns als Bremer Parlament durchzu-
führen.

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Wenn ich zur Geschäftsordnung rede, darf ich ge-
mäß Paragraf 41 der Geschäftsordnung ein bisschen
überziehen!

Präsident Weber: Davon haben Sie heute reichlich
Gebrauch gemacht, Herr Kollege!

Abg. Röwekamp (CDU): Ja! Ich habe auch mit Ih-
rem Läuten gerechnet.

Der zweite Grund zu dem Aussetzungsantrag, den
ich kurz anführen will, ist: Wer auf der Personalver-
sammlung der Polizei gestern war, hat sowohl vom
Personalratsvorsitzenden der Polizei als auch vom
stellvertretenden Personalratsvorsitzenden der Leh-
rerinnen und Lehrer die deutliche Bereitschaft ge-
hört, mit dem Senat über die Frage der Ausgestal-
tung der Anpassung noch einmal ins Gespräch zu kom-
men. Die Vertreterinnen und Vertreter der Beschäf-
tigten haben dem Senat das Angebot gemacht, über
Art und Umfang der Übernahme des Tarifergebnis-
ses für die Beamtinnen und Beamten noch einmal zu
reden.

Ich finde, in Anbetracht der derzeitigen Eskalation
sollten wir als Abgeordnete keinen Versuch unter-
lassen, der einen Beitrag dazu leisten kann, dass wie-
der Frieden in diese Auseinandersetzung einkehrt.
Das wird ein schwieriger Weg, aber ich halte ihn nicht
für ausgeschlossen. Wenn wir heute beschließen, ist
es eine weitere Stufe der Eskalation.

Die Mitglieder der CDU-Bürgerschaftsfraktion und
ich haben an dieser Eskalation kein Interesse. Ich be-
antrage die Aussetzung der Beratung zu diesem Ta-
gesordnungspunkt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident,  meine  sehr  verehrten  Kolleginnen  und
Kollegen! Herr Röwekamp, Sie sind ja hier im Hau-
se und draußen im Land dafür bekannt, dass Sie kein
Interesse an Eskalationen haben! Insofern weiß jeder,
wie er es aufzunehmen hat.

Ich möchte auch einige Anmerkungen machen, und
auch in dem Sinne, wie Sie es gesagt haben. Man
kann ja diese Debatten hinterher immer wieder nach-
lesen, und dann ist es wichtig – manchmal gibt es ja
auch Situationen, in denen ganz genau geschaut wird
–, was gesagt worden ist und was nicht. Deswegen
wiederhole ich das, was ich vorhin gesagt habe, was
Sie bewusst falsch interpretiert haben, was wir aber
immer gesagt und wiederholt haben.

Die Art der sozialen Staffelung, wie sie im Moment
vorgesehen ist, bis A 9 oder A 10, dann A 11 und A 12
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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und ab A 13 zu unterscheiden, lässt sich so nicht wie-
derholen. Das habe ich immer gesagt, und das ha-
ben wir in der Koalition immer gesagt, und das ist
auch genauso gemeint!

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: Das heißt also,
beim nächsten Mal gibt es gar nichts!)

Das heißt, dass wir im Jahr 2015 eine neue Runde
haben, Herr Hinners, wie in den letzten Jahren und
wie in der Zukunft auch. Das heißt es!

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: Das heißt, dass es
gar nichts gibt! – Abg. K n ä p p e r  [CDU]:

Weil kein Geld mehr da ist!)

Es ist so, wie in Bayern vor zwei Jahren, genau, Herr
Hinners, dort gab es für alle gar nichts, eine Nullrunde
für alle!

Dass wir die schlechtesten Arbeitsbedingungen im
öffentlichen Dienst in ganz Deutschland hätten, ist
einfach die Unwahrheit! Wir haben eine Differenzie-
rung nach unterschiedlichen Bereichen und Punk-
ten. Nur wenn man sehr, sehr viel von dem weglässt,
was wir auch teilweise gemeinsam und auch persön-
lich gemeinsam in der Vergangenheit hier schon für
die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes erreicht
haben, dann kann man zu diesem Schluss kommen.
Wir liegen in einigen Bereichen im Mittelfeld, wir lie-
gen in einigen Bereichen im unteren Drittel. Im Üb-
rigen würde das unserer Situation als Bundesland mit
der mit Abstand höchsten Pro-Kopf-Verschuldung in
Deutschland entsprechen.

Bei  der  kompletten  Abschaffung  des  mittleren
Dienstes und der Beschränkung auf den höheren und
gehobenen Dienst bei der Polizei waren wir Vorrei-
ter in Deutschland. Inzwischen haben einige nach-
gezogen. Einige Bundesländer haben diesen Schritt
noch nicht gemacht, sie haben immer noch den mitt-
leren Dienst. Es ist natürlich ein großer Unterschied,
ob man im mittleren Dienst in der Polizeilaufbahn be-
ginnt oder ob man nur noch den gehobenen und hö-
heren Dienst hat. Insofern kommen Sie hier damit nicht
durch, wenn Sie sagen, wir stünden in allen Punk-
ten am unteren Ende.

An dem letzten Punkt, den ich genannt habe, waren
Sie ja selbst beteiligt – Sie damals in der Regierung,
wir in der Opposition –, und wir sind uns bis heute
einig, dass er richtig war. Ich weise bis heute alle Ver-
suche zurück, es umzukehren und zu sagen, mit dem
mittleren Dienst bei der Polizei wäre die ganze Ver-
anstaltung deutlich billiger. Ich sage, nein, das haben
wir, diese drei Fraktionen, gemeinsam damals ent-
schieden, und dabei bleiben wir auch. Es ist eine Er-
rungenschaft, die Sie im Nachhinein, obwohl Sie sie
selbst damals mit betrieben haben, auch nicht schlecht-
reden können. Das kann so nicht sein!

Ich habe verstanden, dass wir über den Antrag zur
Geschäftsordnung noch einmal gesondert debattie-

ren. Der Präsident hat sich gewünscht, dass wir es
so machen, deswegen lasse ich den letzten Punkt weg.

Ich glaube, dass eine Opposition auch relativ kurz-
sichtig ist, wenn sie glaubt, dass diese Eskalation im
Gegensatz zu ihrer Beteuerung letztendlich auch auf
ihren Mühlen landet. Sie müssen immer auch beden-
ken – und Sie haben hier über viele Jahre und Wahl-
perioden regiert –, dass Sie auch wieder in der glei-
chen Rolle sein könnten. Ich hatte nicht das Gefühl,
dass Sie dies heute bei Ihrer Rede berücksichtigt ha-
ben. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Herr Röwekamp hat nach Para-
graf 39 unserer Geschäftsordnung den Antrag auf
Aussetzung des Beschlusses gestellt.

Paragraf 39 Absatz 1 lautet: „Wird bei der Bera-
tung Aussetzung des Beschlusses beantragt, so kann
die Präsidentin oder der Präsident die Aussprache
vorerst auf diesen Antrag beschränken und darüber
abstimmen lassen.“

Ich eröffne die Aussprache zu diesem von Herrn
Röwekamp gestellten Antrag auf Aussetzung des Be-
schlusses.

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordne-
te Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Röwekamp, ich habe eben
überlegt, welche Funktion eigentlich der Antrag auf
Aussetzung hat. Was soll damit erreicht werden, vor
allem vor dem Hintergrund, dass Sie danach ja ziem-
lich deutlich erklärt haben, wie die CDU-Fraktion sich
verhalten wird? Die CDU-Fraktion wird sich gegen
dieses Besoldungsgesetz verhalten und mit Nein stim-
men. Also könnte doch das Aussetzen nur bedeuten,
Sie haben die Hoffnung, dass all diejenigen, die sich
bisher nicht auf die von Ihnen empfundene Wahrheit
haben einschwören lassen, sich irgendwann Ihrer Auf-
fassung anschließen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Oder dass sie
Sie überzeugen, die Möglichkeit besteht ja

auch!)

Ich glaube, dass wir Sie überzeugen können, ist nach
den Redebeiträgen ziemlich ausgeschlossen!

Wir befinden uns in einer Geschäftsordnungsde-
batte. Es gibt unterschiedliche Rechtsansichten darü-
ber, ob das neue Gesetz verfassungsgemäß ist. Die-
ses Parlament hat in einem formalen Verfahren ge-
prüft, wie es zu werten ist. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss hat dazu eine Anhörung durchgeführt
und eine Empfehlung ausgesprochen, die die Bericht-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 43. Sitzung am 19.06.13 3021

erstatterin von  der  CDU  hier  vorgetragen  hat.  Des-
halb sehe ich überhaupt keine Notwendigkeit, an die-
ser Stelle die Beschlussfassung über das Gesetz aus-
zusetzen.

Die rechtliche Überprüfung können wir auch mit
einer Aussetzung nicht leisten, denn dann werden
diverse Gutachter bemüht, die uns ihre Meinungen
sagen. Eine Klärung kann es nur vor Gericht geben.
Deshalb sehe ich überhaupt keine Notwendigkeit,
heute den Beschluss über das Gesetz aus verfassungs-
rechtlichen Gründen auszusetzen.

Ich sehe einen inhaltlichen Grund, warum wir den
Beschluss über das Gesetz nicht aussetzen sollten. Ich
sage Ihnen ganz ehrlich, ich möchte den Beamten bis
A 12 die Gehaltserhöhung nicht verwehren, die kommt,
sondern ich möchte sie möglichst frühzeitig ins Werk
setzen,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das können
Sie ja auch! – Abg. H i n n e r s  [CDU]: Das
können Sie ja auch! Sie können einen Ab-

schlag zahlen!)

sodass sie möglichst schnell wirksam wird und nicht
erst irgendwann im September. Wir lehnen den An-
trag auf Aussetzung ab. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg.  Frau  Vogt  (DIE  LINKE)*):  Herr  Präsident,
werte Kolleginnen und Kollegen! Natürlich gibt es
einen guten Grund, die Beschlussfassung über das
Gesetz auszusetzen, zumindest einen guten inhalt-
lichen Grund.

Wir  wissen,  dass  ein  gleichlautendes  Gesetz  in
Nordrhein-Westfalen überprüft wird. Unabhängig da-
von, wie Sie beide diese Anhörung hier bewerten,
ist  es  ja  vielleicht  auch  möglich,  dass  Nordrhein-
Westfalen zu einer anderen Erkenntnis kommt und
dann einen anderen Weg geht. Es wird sich relativ
schnell entscheiden – Herr Dr. Güldner hat es eben
schon gesagt –, Nordrhein-Westfalen hat noch etwas
mehr Zeit bis zur Sommerpause. Es wäre aber gut,
wenn die Bürgerschaft sagte, sie warte einmal ab, wie
sich Nordrhein-Westfalen im Endeffekt entscheide,
um dann zu sehen, ob Nordrhein-Westfalen tatsächlich
das Gesetz in der Form beschließt, wie Sie es heute
vorhaben.

Auch ich habe zum Teil die Proteste der Beamtin-
nen und Beamten so begriffen, dass sie eher wieder
zum Dialog bereit sind, weil nämlich genau der nicht
stattgefunden hat. Der Senat hat ja, im Gegensatz zu
einer normalen Auseinandersetzung unter Tarifpart-
nern, in diesem Fall nicht mit der Arbeitnehmersei-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

te diskutiert, bevor er verkündet hat, was er vorhat.
Es gab ja keine Verhandlungen. Ich habe die Beam-
ten auch durchaus so verstanden, dass sie diese Ver-
handlungen, ehrlich gesagt, auch gern führen wür-
den.

Daher gibt es sehr wohl logische inhaltliche Gründe,
die Beschlussfassung heute auszusetzen. Wenn Nord-
rhein-Westfalen sich anders entscheidet und Bremen
als einziges Bundesland diesen Schritt macht, dann
werden Sie das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst in der nächs-
ten Zeit schwer kitten können.

Ich habe vorhin schon gesagt, ich glaube, dass damit
sehr viel aufs Spiel gesetzt wird, weil viel auf Frei-
willigkeit basiert. Daher stimmen wir dem Antrag der
CDU zu. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Ich lasse jetzt über den Antrag auf Aussetzung des
Beschlusses abstimmen.

Wer dem Antrag auf Aussetzung des Beschlusses
über  den  Gesetzantrag  seine  Zustimmung  geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, DIE LINKE, Abg. D r .  K o -
r o l  [fraktionslos] und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist namentliche Abstimmung beantragt worden.

Wer  dem  Gesetz  zur  Anpassung  der  Besoldungs-
und  Beamtenversorgungsbezüge  2013/2014  in  der
Freien Hansestadt Bremen in zweiter Lesung seine
Zustimmung, seine Stimmenthaltung oder sein Nein
signalisieren möchte, möge sich dann deutlich mit Ja,
Nein oder Enthaltung zu Wort melden.

Ich rufe die Namen in der Reihenfolge des Alpha-
bets auf.

(Es folgt der Namensaufruf.)

Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen das
Ergebnis bekannt.

Mit Ja haben 49 Abgeordnete gestimmt, mit Nein
haben 26 Abgeordnete gestimmt und eine Stimment-
haltung.
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Somit steht das Ergebnis fest.

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschusses, Drucksache 18/973, Kenntnis.

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) bis 15.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 14.04 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
15.30 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Wir setzen die Tagesordnung fort.

Reduzierung des Eigenbehalts im Rahmen
der Bremischen Beihilfeverordnung

Antrag der Fraktion der CDU
vom 11. Juni 2013

(Drucksache 18/937)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin  Linnert,  ihr  beigeordnet  Herr  Staatsrat  Strehl
und Herr Staatsrat Lühr.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Im Rahmen der Für-
sorgepflicht des Dienstherrn übernimmt Bremen teil-
weise die Kosten der Beamten und Richter in Krank-
heits-, Pflege- und Geburtsfällen. Diese Maßnahmen
sind in der Bremischen Beihilfeverordnung geregelt.

Mit Wirkung vom 1. Juni 2005 wurde vom Senat
ein pauschaler Eigenbehalt, die sogenannte Kosten-
dämpfungspauschale, eingeführt. Damit sollte unter
anderem die im Jahr 2004 eingeführte Praxisgebühr
für gesetzlich Versicherte auch auf die Beamten über-
tragen werden. Seit dem 1. Januar 2013 wird diese
Praxisgebühr bekannterweise nicht mehr erhoben.

In der Antwort des Senats vom 16. April 2013 auf
unsere Kleine Anfrage teilte der Senat mit, dass er
den Eigenbehalt aufgrund des Wegfalls der Praxis-
gebühr in Zukunft von 150 auf 100 Euro senken will.
Frau Bürgermeisterin Linnert hat heute Morgen in
einem anderen Zusammenhang darauf hingewiesen,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

dass der Senat gestern ganz offensichtlich entschie-
den hat, die Absenkung von 150 auf 100 Euro auf-
grund des Wegfalls der Praxisgebühr nun auch zum
1. Januar 2014 umzusetzen. Mit dieser Maßnahme
werden die Beamten allerdings im Jahr 2013 finan-
ziell benachteiligt, denn – ich weise noch einmal darauf
hin – zum 1. Januar 2013 ist die Praxisgebühr weg-
gefallen  und  die  Kompensation  dazu  soll  erst  zum
1. Januar 2014 in die Beihilfeverordnung übernom-
men werden.

Frau Bürgermeisterin Linnert hat vorhin gesagt,
wenn ich es richtig verstanden habe, dass diese Ver-
änderung unterjährig nicht möglich sein soll. Frau
Linnert, dann muss ich allerdings darauf hinweisen,
dass zum 1. Juni 2005, also auch unterjährig, wie ich
soeben schon dargestellt habe, der pauschale Eigen-
behalt eingeführt worden ist.

Wir fordern deshalb mit unserem Antrag den Se-
nat auf, die Reduzierung des Eigenbehalts um 50 Euro
rückwirkend zum 1. Januar 2013 und nicht erst zum
Jahr 2014 vorzunehmen, um damit eine weitere so-
ziale Ungerechtigkeit für die Beamten und Richter
zu beseitigen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Liess.

Abg. Liess (SPD)*): Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Erst einmal vorweg: Wir
sind uns in der Sache einig, und ich bin dem Senat
auch dankbar, dass bei der Beihilfe der Eigenbehalt
abgesenkt werden soll. Der strittige Punkt ist jetzt nur
noch, zu welchem Zeitpunkt das eigentlich erfolgen
soll. Man muss sich noch einmal vor Augen führen,
wie das eigentlich mit den Terminsetzungen gewe-
sen ist. Die sogenannte Praxisgebühr ist im Jahr 2004
eingeführt worden, und für die Beamten des Landes
Bremen  trat  die  Kostendämpfungspauschale  zum
1. Juni 2005 in Kraft, also ungefähr 17 Monate später.

Wenn wir jetzt dem Antrag der CDU folgen und
rückwirkend für das Jahr 2013 die Absenkung vor-
nehmen würden, dann würde es dazu führen, dass
die Beamten zur Abwechslung einmal deutlich bes-
sergestellt sind, als dies ansonsten der Fall wäre. Daher
finden wir die Überlegung des Senats gerechtfertigt,
dass wir diese Veränderung erst zum 1. Januar 2014
vornehmen, das bedeutet, dass die Beamten ein halbes
Jahr lang von der sogenannten Praxisgebühr entlastet
worden sind.

Wir  werden  den  Antrag  der  CDU  ablehnen.  In
der Sache selbst sind wir aber sehr dafür, dass die
Einbehaltung des Eigenbehalts abgeschafft wird. –
Danke!

(Beifall bei der SPD)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Kollege Liess hat schon darauf hinge-
wiesen, dass nach der Einführung der Praxisgebühr
am 1. Januar 2004 am 1. Juni 2005 der Eigenbehalt
für Beamte und Richter eingeführt wurde, also fast
eineinhalb Jahre später. Durch den Wegfall der Pra-
xisgebühr soll dieser Eigenbehalt auch in Zukunft weg-
fallen.

Der Senat hat sich am 9. April 2013 im Rahmen
seiner Eckwertbeschlüsse dazu schon verhalten, hat
am 18. Juni, also gestern, weitere Details dazu be-
schlossen  und  angekündigt,  das  Ganze  zum  1.  Ja-
nuar 2014 in Kraft zu setzen. Eine frühere Umsetzung
scheitert unter anderem an den hohen technischen
Hürden, aber ich gehe davon aus, dass die Finanz-
senatorin diese dann auch gleich darstellen wird.

Die Spitzenorganisationen sind bereits über die-
ses Vorgehen des Senats informiert. Auch die grüne
Fraktion hält diesen Vorgang für richtig und unter-
stützenswert und wird daher den Antrag der CDU
ablehnen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg.  Frau  Vogt  (DIE  LINKE)*):  Herr  Präsident,
werte Kolleginnen und Kollegen! In der Sache ist hier
schon alles gesagt worden. Wir freuen uns natürlich
alle, dass die Praxisgebühr für die gesetzlich Versi-
cherten abgeschafft worden ist, deswegen ist es auch
logisch, das für die Beamten zu tun.

In der Sache stimme ich allerdings dem CDU-An-
trag zu, denn nach dem, was Sie heute beschlossen
haben, ist es durchaus gerechtfertigt, die Beamten we-
nigstens in einer kleinen Art und Weise einmal bes-
serzustellen als die gesetzlich Versicherten. – Ich dan-
ke Ihnen!

(Beifall bei der LINKEN und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wir senken den
Eigenbehalt in der Beihilfe zum 1. Januar 2014, die
notwendigen Senatsbeschlüsse werden herbeigeführt.
Ich  habe  es  so  verstanden,  hier  im  Hause  herrscht
Einigkeit darüber, dass es eine sinnvolle Maßnahme
ist, als Bundesland Bremen an dieser Stelle den Be-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

amtinnen und Beamten eine Verbesserung ihrer Si-
tuation zu bescheren. Der strittige Punkt ist, ob wir
die Regelung jetzt sofort und rückwirkend einführen
können oder zum 1. Januar 2014 einführen,

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: 2013!)

ob wir es also rückwirkend zum 1. Januar 2013 ein-
führen, wie es die CDU möchte, oder zum 1. Januar
2014, wie der Senat es beschlossen hat.

Wir müssten, wenn wir es rückwirkend beschlie-
ßen würden, all die Beihilfeabrechnungen mit sehr
großem Verwaltungsaufwand rückwirkend beurteilen.
Sie wissen ja, es hat eine ganze Reihe von Petitio-
nen gegeben. Bei der Beihilfe gibt es einen Stau, da-
rüber haben wir, Herr Hinners, auch gesprochen, als
wir im Eigenbetriebsausschuss waren. Wir müssten
das gerade neu eingeführte Permis-B-System, das da-
für sorgen soll, dass wir mit EDV ausgestattet schnel-
ler werden, aber es im Moment noch nicht sind, weil
es noch nicht ausreichend erprobt und eingeführt ist,
mitten in der Startphase noch einmal neu program-
mieren, und das ist, soweit ich es jetzt aufgeschrie-
ben bekommen habe, ein nicht zu schaffender Auf-
wand.

In Bremerhaven ist es noch schlimmer, denn sie ha-
ben das Permis-B-System nicht, sie müssten alle Bei-
hilfen manuell neu festsetzen. Das schaffen wir nicht,
das ist der Grund, warum wir es jetzt nicht rückwir-
kend  einführen  können,  aber  ich  verspreche,  das
ganze  Vorhaben  so zu  steuern,  dass  es  ab  Januar
2014 wirken kann.

Wenn  man  sich  vor  Augen  führt,  wie  Herr  Liess
es  gesagt  hat,  dass  für  die  Beamten  die  Belas-
tung später begonnen hat als für die gesetzlich Kran-
kenversicherten, dann kann man es akzeptieren, dass
wir das jetzt nicht rückwirkend leisten können, vor
allem aus Verwaltungsgründen, in diesem Fall, glaube
ich, gar nicht so sehr aus Kostengründen. Die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter könnten dann aber die
Arbeit nicht schaffen, und diejenigen, die Beihilfe-
abrechnungen machen können, wachsen ja nicht auf
Bäumen. Deshalb kann ich das auch nicht durch Nach-
steuern lösen, und dann hätten wir alle auch nichts
davon. Deshalb ist die Zusage der 1. Januar 2014.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  dem  Antrag  der  Fraktion  der  CDU  mit  der
Drucksachen-Nummer 18/937 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!
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(Dafür CDU, DIE LINKE, Abg. D r .  K o -
r o l  [parteilos]) und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Gesetz zur Änderung versorgungsrechtlicher
Bestimmungen im Senatsgesetz

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 14. Mai 2013

(Drucksache 18/913)
1. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Änderung des Senatsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 11. Juni 2013
(Drucksache 18/939)

1. Lesung
2. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die bisher großzügigen
Pensionen für ehemalige Senatsmitglieder waren in
den letzten Wochen ein Thema in dieser Stadt. DIE
LINKE hat mit einer Großen Anfrage darauf aufmerk-
sam gemacht, dass Senatsmitglieder zu frühe und zu
hohe Pensionsansprüche erwerben, sie also unver-
hältnismäßig bessergestellt sind als normale Beam-
te oder gar gesetzlich Rentenversicherte. Wir haben
hier anlässlich der Debatte über die Große Anfrage
bereits einen Gesetzentwurf in die Bürgerschaft ein-
gebracht, und ich habe damals gesagt, dass ich durch-
aus zu Kompromissen bereit bin und deswegen eine
ausführliche Erörterung in einem Ausschuss befür-
worten würde. Es wurde damals ein bisschen ange-
zweifelt, ob ich auch wirklich kompromissbereit wäre.
Ich kann Ihnen zusagen, dass ich es bin.

Der Senat hat inzwischen einen eigenen Gesetz-
entwurf vorgelegt, und das ist eine Reform, die im
Kern  das  vorsieht,  was  wir  auch  gefordert  haben.
Pensionsansprüche gibt es erst nach vier Jahren, nicht
schon  nach  zwei  Jahren.  Das  Renteneintrittsalter
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

orientiert sich am Beamtengesetz, die frühzeitige In-
anspruchnahme der Pension gibt es nur noch mit Ab-
schlägen, die Bezugsdauer des Übergangsgelds, eine
Art Arbeitslosenversicherung für Senatsmitglieder,
wird halbiert, und für zukünftige Senatoren, die ab
dem Jahr 2015 in den Senat gehen, gilt bereits die
Reform. Diese Regelungen finden wir vernünftig und
angemessen. Das neue Gesetz finden wir deutlich
gerechter, und es bringt – das war unser Kernanlie-
gen – die Senatsmitglieder wieder ein Stück weit näher
an die Lebensrealität der Bevölkerung.

Die hohen Gehälter über 2 300 Euro oder gar über
5 000 Euro im Monat sind für die normale Bevölke-
rung,  das  wissen  wir,  völlig  utopisch.  Ich  möchte
grundsätzlich sagen, DIE LINKE  ist der Meinung, dass
wir einen Systemwechsel in der Altersvorsorge brau-
chen.  Reiche  Menschen  brauchen  die  gesetzliche
Rentenversicherung vielleicht nicht, aber die gesetz-
liche Rentenversicherung braucht reiche Menschen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ähnlich ist es mit Senatoren, Abgeordneten und Mit-
gliedern des Bundestags.

Wir hätten natürlich gern eine Altersversorgungs-
regelung, die der gesetzlichen Rente angepasst oder
in die gesetzliche Rentenversicherung eingegliedert
wird. Mir ist aber auch bewusst, dass eine solche
radikale  Umstellung  der  Systeme  im  kleinsten Bun-
desland schwer durchzusetzen ist. Ein wirklich soli-
darisches Rentensystem, in das alle einzahlen und alle
Einkommensarten einfließen, auch Kapitaleinkünfte
und Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, ist
ein Projekt, das man in Bremen tatsächlich nicht um-
setzen kann. Deswegen sage ich hier heute: Wir ziehen
unseren Antrag zugunsten der Vorlage des Senats
zurück. Wir finden die Regelung, die der Senat ge-
funden hat, vernünftig.

Wir sind uns bewusst, dass man sich in der Debat-
te, die wir angestoßen haben, nicht in jedem Punkt
durchsetzen kann. Die zwei Punkte, in denen wir uns
nicht durchsetzen konnten, finden wir nach Rückspra-
che mit den Beteiligten allerdings durchaus auch in
Ordnung, denn wir hatten gefordert, dass die Ver-
sorgungspunkte auf das Niveau von Niedersachsen
abgesenkt werden. Wir  hatten  bei  der  Debatte  tat-
sächlich  übersehen, dass die Regierungsmitglieder
in Niedersachsen auch noch Abgeordnete sind und
ihre Anwartschaft dort erwerben. Daher finde ich ein-
leuchtend und kann damit leben, dass es bei dieser
Sache so bleibt, wie es auch schon vorher in der Vor-
lage des Senats war.

Wir stimmen also der Senatsvorlage zu und ziehen
hiermit unseren Antrag zurück. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Senat legt zur heutigen Landtagssitzung
ein Gesetz zur Änderung des Senatsgesetzes vor, dem
die grüne Fraktion heute auch ihre Zustimmung geben
wird. Die Bürgerschaft passt damit entstandene Un-
wuchten an, die sich in den letzten Jahren heraus-
kristallisiert haben.

Lassen Sie mich auf einige wenige Eckpunkte an
dieser Stelle eingehen! Künftig soll für Mitglieder des
Senats dieselbe Regelaltersgrenze gelten wie für bre-
mische Beamtinnen und Beamte. Diese flexible Lösung
erspart dem Gesetzgeber eine weitere Anpassung,
sollte die Altersgrenze noch einmal, in welche Rich-
tung auch immer, verschoben werden.

(Abg. Frau V o g t  [DIE LINKE]: Nach un-
ten, hoffe ich!)

Ich habe diesen Einschub nur für Sie gemacht, Frau
Vogt!

Auch die Frage der Mindestamtszeit, also die Zeit,
die ein Senatsmitglied im Amt sein muss, um einen
Anspruch auf Ruhegehalt zu erwerben, wird modi-
fiziert. Das bisherige, sehr starre System, nach dem
man vier Jahre dem Senat angehören musste, um
einen Anspruch zu erwerben, führte öffentlich und
nicht öffentlich immer wieder zu Diskussionen. Die-
se Diskussionen enden hoffentlich fortan, denn noch
immer gilt der Vierjahresansatz im Grundsatz. Er wird
jetzt aber so flexibel gestaltet, dass theoretisch auch
drei Jahre und zehn Monate ausreichen. Wir haben
also sozusagen künftig eine zeitliche Zone, in der sich
das Ausscheiden aus dem Senat nicht negativ aus-
wirkt.

Diejenigen  Senatsmitglieder,  die  bereits  vorher
ausscheiden, erreichen zwar nicht mehr den Anspruch
auf das Ruhegehalt, werden aber gesetzlich nachver-
sichert. Diese Regelung entspricht voll und ganz un-
serer Linie, denn wer arbeitet, muss im Anschluss im
Ruhestand auch etwas davon haben. Ich will an die-
ser Stelle keine weiteren Punkten nennen, denn der
Geist dieses Gesetzes spiegelt sich schon deutlich wi-
der.

Ich möchte die Gelegenheit aber auch gern nut-
zen, um noch einmal auf den Spagat hinzuweisen,
den wir bei dieser Frage zu beachten haben. Natür-
lich gilt es auf der einen Seite für die Regierung in
einer Lage enger Haushalte insbesondere immer auch
die eigenen Ausgaben und damit auch die Bezüge
im Blick zu haben. Auf der anderen Seite steht der
Anspruch, für den Senat qualifizierte und motivier-
te Menschen zu finden. Mitglied einer Landesregie-
rung  zu  sein  beinhaltet  eine  große  Verantwortung
für das gesamte Gemeinwesen unseres Bundeslan-

des und für eine ganze Anzahl von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern.

Natürlich ist die Übernahme eines Amtes im Se-
nat eine Ehrensache, aber es ist eben kein Ehrenamt,
wie wir es im klassischen Sinne aus unseren Verei-
nen kennen. Wir müssen für die Spitzen unseres Lan-
des eine vernünftige und ausgewogene Vergütungs-
und  Ruhestandsregelung haben, die den Ansprüchen,
die dieses Amt mit sich bringt, gerecht wird. Dies spie-
gelt sich aus unserer Sicht in diesem Gesetzentwurf
wider, und ich möchte darum bitten, dass wir auch
in Zukunft versuchen, diese Diskussion weiter sachlich
zu führen. Ich glaube, dass Bilder wie „üppige Pen-
sionen“ oder eine „Rückkehr des Senats zurück in
die Lebenswirklichkeit“ nicht der Wertschätzung ent-
sprechen, die dieser Senat verdient hat. – Herzlichen
Dank für die Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es ist schon viel zum Inhalt dieses
Gesetzes gesagt worden, deshalb werde ich versu-
chen, mich auf zwei Punkte zu kaprizieren, die bisher
noch nicht entsprechend beleuchtet worden sind.

Wir haben am Ende jeder Legislaturperiode und bei
der Neuwahl des Senats immer zwei Probleme ge-
habt, die weder für dieses Parlament noch für gewählte
Senatorinnen  und  Senatoren  angenehm  waren.  Dies
war zum einen die Vorschrift, dass man, wenn man
in den Senat gewählt wurde – auch wenn man am
28. oder 29. eines Monats gewählt wurde –, die vollen
Bezüge einer Senatorin beziehungsweise eines Se-
nators für den ganzen Monat bekommen hat. Alle Se-
natorinnen und Senatoren – zumindest meiner Erin-
nerung nach – haben dieses Geld dann spenden müs-
sen, um sich von dem öffentlichen Vorwurf der Be-
reicherung zu befreien. Ich fand immer, dass dies ein
unwürdiger  Umgang  der  Öffentlichkeit  mit  diesem
Amt und den neu gewählten Mitgliedern des Senats
war, und ich bin sicher, dass das mit dieser Regelung
ausgeschlossen ist.

Der zweite Aspekt ist – und dies war der Ausgangs-
punkt am Anfang dieser Legislaturperiode –, dass uns
als Parlament unterstellt worden ist, wir hätten un-
sere Termine für Neuwahlen so gelegt, dass ein Se-
natsmitglied doch noch seine vollen Pensionsbezüge
bekommt. Das entspricht auch dem, wie uns in der
Legislaturperiode zuvor unterstellt wurde, wir hät-
ten unsere Sitzungstermine als Parlament so gelegt,
dass eine Senatorin beziehungsweise ein Senator sie
nicht mehr bekommt. Ich kann nur sagen, dass ich
auch dies als ein unwürdiges Gezerre empfunden ha-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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be, weil dieses Parlament autonom die Sitzungster-
mine festlegt, sobald eine Koalition steht und der Prä-
sident zu wählen ist. Ich kann mich nicht daran er-
innern, dass wir die Sitzungstermine des Parlaments
mit Rücksicht auf irgendwelche Versorgungsbezüge
von  Senatsmitgliedern  festgelegt  hätten,  trotzdem
wurde es immer öffentlich debattiert.

Ich finde es gut, dass mit dieser Regelung die Fik-
tion, wer bis zum Wahltag durchhält, der beendet sei-
ne vierjährige Amtszeit, beendet wird und der un-
würdige Streit aufhört. Es ist eine atmende Grenze,
die uns auch von falschen Verdächtigungen befreit.
Ich halte die Regelung insgesamt für angemessen,
auch die Tatsache, dass man sich im Übrigen wei-
testgehend am Beamtenrecht orientiert. Sehr gelun-
gen ist meines Erachtens, dass wir uns bei der vier-
jährigen Amtszeit an den Bundesministern orientie-
ren. Das ist der einzige Gegensatz.

Frau Vogt, es war nicht so, dass Bremen eine be-
sonders üppige Regelung gehabt hätte, denn man darf
nie außer Acht lassen, dass die Bremer Senatorinnen
und Senatoren, die ein Jahr und elf Monate im Amt
waren, überhaupt keine Altersversorgung bekommen
haben. Ich finde das, was wir jetzt hier vereinbaren,
ist wesentlich transparenter. Analog zu der Regelung
für  Bundesministerinnen  und  -minister  bekommen
diejenigen, die eine vierjährige Amtszeit absolviert
haben,  eine  öffentlich-rechtliche  Versorgung,  wer
weniger hat, wird in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung nachversichert. Ich glaube, dies ist eine trans-
parente und angemessene Regelung. Ich hoffe, wir wer-
den sie einstimmig verabschieden. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer
in Bremen Senatorin oder Senator wird, wird es we-
der wegen des Gehalts noch wegen der Versorgung.
Dies gilt für Senatoren aller Fraktionen, die ich in über
20 Jahren hier im Parlament kennengelernt habe. Ich
glaube, es gibt keine gerechte Bezahlung für jeman-
den, der in Bremen die Verantwortung übernimmt,
dem Senat anzugehören, und deswegen gibt es auch
keine Regelung, die absolut richtig oder absolut falsch
ist. Daher sage ich für die CDU-Fraktion, dass wir den
Vorschlag des Senats heute unterstützen werden, weil
er aus unserer Sicht zwei entscheidende Anpassun-
gen vornimmt, nämlich mit Einführung der Lebens-
arbeitsgrenze auch für Senatsmitglieder und bei der
Frage, wann erstmals Versorgungsansprüche entste-
hen.

Natürlich kann man bei dieser Gelegenheit die
Systemfrage stellen, ob man eine Senatorin, einen Se-
nator eigentlich so bezahlen und versorgen muss wie

einen Beamten. Ich beantworte diese Frage aus meiner
Sicht als jemand, der beide Seiten kennt, klar mit Ja.
Es gibt kein politisches Amt, das dem Status eines Be-
amten so nahe ist wie das eines Senators. Anders als
wir Abgeordnete hat ein Senatsmitglied während der
Zeit seiner Zugehörigkeit zum Senat ein Beschäfti-
gungsverbot. Sie oder er muss aus der bisherigen Be-
schäftigung, egal, als was sie oder er tätig war, aus-
scheiden oder diese Tätigkeit ruhen lassen. Sie schei-
den als Berufsbeamte aus dem Beamtenstatus aus und
müssen als Angestellte kündigen, das heißt, das Se-
natsmitglied nimmt für sich auch eine ganz wesent-
liche Entscheidung vor.

Deswegen finde ich es nur richtig, dass ein aus-
geschiedener Senator erstens die Möglichkeit be-
kommt, den Wiedereinstieg in den Beruf für sich zu
organisieren und dabei nicht zum Arbeitsamt oder
einer vergleichbaren Einrichtung gehen muss, und
er zweitens, wenn er dem Senat ungefähr vier Jah-
re angehört hat, am Ende einen Versorgungsanspruch
erwirbt, den er ja erst mit Erreichen der Lebensar-
beitsgrenze erhält, die für Beamte auch gilt.

Es gibt keine politische Rendite auf diese öffentli-
chen Debatte, es gibt keine Anwälte für die Ange-
legenheiten von Senatoren und Ministern außerhalb
des politischen Wirkungskreises. Deswegen sind wir
alle gut beraten, die Frage, ob und wie wir haupt-
berufliche Abgeordnete der Bremischen Bürgerschaft
besolden oder vergüten, nicht in der Öffentlichkeit
zu diskutieren, weil es am Ende nie eine Lösung gibt,
die alle als gerecht empfinden. Wir werden die not-
wendigen Änderungen heute in erster und in zwei-
ter Lesung mittragen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister  Böhrnsen:  Herr  Präsident,  meine
Damen  und  Herren!  Ich  danke  Ihnen  für  die  sich
abzeichnende einhellige Unterstützung dieses Ge-
setzentwurfs. Es ist schon etwas Besonderes, wenn
der Senat einen Vorschlag macht, der ein Gesetz be-
trifft, das – wenn man so will – seine eigenen Ange-
legenheiten angeht. Wenn wir dann auf diese Zustim-
mung stoßen, freut uns das natürlich sehr. Wir neh-
men hier eine ganz umfassende Reform des Senats-
gesetzes vor. Die Systemfrage, ob man sich an an-
deren  Alterssicherungssystemen  orientieren  sollte,
kann man stellen – darüber haben wir, glaube ich,
in einem anderen Zusammenhang schon einmal ge-
redet –, aber es gibt niemanden in Deutschland, der
dies macht, weder im Bund noch in irgendeinem an-
deren Land.

Ich nehme von meinem Vorredner gern das Argu-
ment auf, dass es das Naheliegendste ist, sich an dem
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zu orientieren, was für den Bereich der Beamten und
ihrer Versorgung bestimmt wurde. Dies ist eine An-
lehnung an den Bereich der Beamten. Jeder, der in
den Gesetzestext geschaut hat, sieht, dass es eine dy-
namische Verweisung ist, das heißt mit anderen Wor-
ten, wenn im Beamtenbereich etwas verändert wird,
verändert es sich auch im Senatsbereich.

Lassen Sie mich aus Sicht des Senats einmal da-
rauf hinweisen – und jeder, der dem Senat einmal an-
gehört hat und es heute nicht mehr tut, weiß dies noch
viel besser –, dass Senator kein Beruf wie jeder an-
dere  ist,  das  heißt,  man  entscheidet  nicht  allein,
wie lange man in dem Beruf arbeiten will. Deswegen
könnte ich es jetzt humorvoll nehmen und sagen, ich
nehme die einhellige Zustimmung der Bürgerschaft
auch  als  Aufforderung  an  die  aktuellen  Mitglieder
des Senats an, so lange im Amt zu bleiben, bis sie
die gesetzliche Altersgrenze, die heute heraufgesetzt
wird, auch tatsächlich erreichen. – Vielen Dank!

(Beifall – Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Stimmen
wir dem jetzt zu, wenn wir dem Gesetz zu-

stimmen?)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Senatsgesetzes,
Drucksache  18/939,  in  erster  Lesung  beschließen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Da der Senat um Behandlung und Beschlussfas-
sung in erster und zweiter Lesung gebeten hat und
dies interfraktionell auch beschlossen wurde, lasse
ich jetzt darüber abstimmen, ob wir in die zweite Le-
sung eintreten wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Senatsgesetzes,
Drucksache 18/939, in zweiter Lesung beschließen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Bremischen Abgeord-
netengesetzes – Aussetzung der Diätenerhöhung

für die Jahre 2013 und 2014

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD und DIE LINKE

vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/962)

1. Lesung
2. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Änderung der Landesverfassung der
Freien Hansestadt Bremen – Aussetzung der Di-

ätenerhöhung für die Jahre 2013 und 2014

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD und DIE LINKE

vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/963)

1. Lesung

s o w i e

Einsetzung eines nicht ständigen Ausschusses gemäß
Artikel 125 der Landesverfassung – Abgeordneten-
entschädigung/Akteneinsichtsrecht  für  Deputierte

u n d

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
des nicht ständigen Ausschusses gemäß Artikel 125
der  Landesverfassung  –  Abgeordnetenentschädi-

gung/Akteneinsichtsrecht für Deputierte

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Günth-
ner.

Wir kommen zur ersten Lesung der Gesetzesvor-
lagen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordne-
te Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir können auch hier gleich nahtlos an die vorher-
gehende Debatte anknüpfen, nämlich dass der Se-
nat uns einen Gesetzentwurf vorlegt, der sich – der
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Herr Bürgermeister hat darauf hingewiesen, dass es
nicht ganz unproblematisch ist – mit den eigenen fi-
nanziellen Bedingungen des Senatorenamtes beschäf-
tigt. So müssen wir Abgeordneten uns damit beschäf-
tigen, wie wir selbst für uns entscheiden – da sind wir,
glaube ich, die einzige Berufsgruppe, die dies macht
–, wie die Entwicklung der Diätenerhöhungen wei-
tergeht.

Das Ganze ist ja immer heikel und auch, ähnlich
wie beim Senat, Gegenstand öffentlicher Debatten.
In der Vergangenheit ist mehr als einmal dabei her-
ausgekommen, dass die politische Großwetterlage die
Abgeordneten in der großen Mehrheit dazu bewo-
gen hat, auf eine Erhöhung der Diäten zu verzich-
ten, und so ist es bei den drei beantragenden Frak-
tionen auch heute. Mir ist vollkommen bewusst – ich
möchte es gern auch ganz offen ansprechen –, dass
der Vorlauf in dieser Frage vielleicht noch etwas un-
gewöhnlicher, heikler und auch schwieriger war, als
es normalerweise schon immer bei der Frage der Fall
war, ob wir uns nun die Diäten erhöhen sollten oder
nicht, weil wir eine umfassende Reform des Abge-
ordnetenrechts haben.

DIE LINKE ist damals kurz vor dem Abschluss dieser
Vereinbarung, die aber von der breiten Mehrheit hier
im Haus getragen wurde, noch abgesprungen. Zur
Vereinbarung gehörten auch die Einrichtung eines
Index aus Preis- und Lohnentwicklung, demgemäß
sich die Diäten automatisch erhöhen sollten, und die
Verankerung in der Landesverfassung. Aufgrund die-
ser Gegebenheit ist es natürlich eine schwierige Si-
tuation, heute den Vorschlag zu beschließen, dennoch
in den kommenden beiden Jahren davon abzusehen.

Dass der Start dieser Debatte in diesem Jahr über
diesen Punkt etwas holprig verlaufen ist, hätte auch
etwas mit meiner Person zu tun gehabt, so habe ich
es mir zumindest sagen lassen. Ich hoffe sehr, dass
mir der holprige Start dieser Debatte – da wir heute
hier sind, um das Ergebnis zu beschließen – im Nach-
hinein nachgesehen wird. Man kann es nicht immer
perfekt machen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Fakt ist, dass wir nur ein Vorbild einer solch hoch-
wertigen gleichen Regelung wie in Bremen haben,
nämlich  die  Verankerung  in  der  Landesverfassung
und die Einrichtung eines Index im Abgeordneten-
gesetz, das ist das Land Thüringen. Das Land Thü-
ringen – die Landesparlamente insgesamt sind ja nicht
so ganz unterschiedlich – hatte die gleiche Situation
wie wir zwei Mal. Im Land Thüringen hat man eine
Lösung gefunden, wie man jeweils sogar über län-
gere Zeiträume in den Neunzigerjahren und dann
anschließend nach dem Jahr 2000 diesen Erhöhungs-
mechanismus trotz Index und Verankerung in der Ver-
fassung außer Kraft gesetzt hat. Dies wird immer um-
stritten sein. Ich glaube, ich habe vorhin das Wort „po-
litische Rendite“ aufgeschnappt, die gibt es bei ei-

nem Verzicht auf die Diätenerhöhung auch nicht. Man
wird  für  solche  Dinge  selten  von  außen  gelobt,  sie
werden eher zur Kenntnis genommen, als dass sie
besonders bemerkt werden.

Dennoch hat sich in der Diskussion zwischen den
Grünen und der SPD und jetzt auch mit der LINKEN
herausgestellt, dass in einer Situation – einer höchst
umstrittenen und außen sehr intensiv geführten De-
batte über die Beamtenbesoldung, wie wir heute Mor-
gen wieder sehr eindringlich festgestellt haben –, in
der wir nicht nur die Beamten im Blick haben, son-
dern in der wir schon seit Jahren auch bei Zuwen-
dungsempfängern, bei vielen Projekten und Klein-
initiativen in der Stadt Abstriche von der Tarifentwick-
lung machen müssen, weil die zur Verfügung stehende
Summe für die Zuwendungen nicht ausreicht, insge-
samt ein politisches Klima herrscht, wo es uns, glau-
be ich, gut zu Gesicht steht, selbst auch einen Bei-
trag  zu  dieser  von  uns  immer  wieder  diskutierten
Haushaltskonsolidierung zu leisten.

Trotzdem ist, glaube ich, das Thema Abgeordne-
tendiät in den Regelungen der Landesverfassung und
des Bremischen Abgeordnetengesetzes sehr gut auf-
gehoben. Unser Paket, insgesamt die Abgeordneten-
angelegenheiten neu zu ordnen, hat aus meiner Sicht
eine hohe Anerkennung erzielt.

Es dürfte wahrscheinlich im politischen Alltag nor-
mal sein, dass es bei solch einem erfolgreichen und
gemeinsam  beschlossenen  Paket  dennoch  hin  und
wieder Regelungen gibt, von denen man dann in Zu-
kunft abweichen muss, weil das Leben eben nicht
statisch ist und man auch noch einmal neue Normen
beschließt.

Wir haben heute eine Regelung vorgelegt – jemand
nannte es eine minimalinvasive Regelung –, um die
Automatismen für zwei Jahre auszusetzen. Das gibt
uns Zeit, noch einmal grundsätzlich darüber nachzu-
denken, wie wir mit diesem Bereich in der weiteren
Zukunft umgehen und grundsätzlich verfahren wol-
len. Wir setzen jetzt nur für zwei Jahre die Diätener-
höhung aus und können uns dann noch einmal zu-
sammensetzen und schauen, wie es in der Zukunft
weitergeht.

Es ist auch richtig zu bemerken, dass dies weder
eine  elegante  noch  eine  besonders  gut  vermittel-
bare Lösung ist, einerseits eine Regelung grundsätz-
lich zu beschließen und dann doch wieder Ausnah-
men zu machen. So wenig elegant sie ist, so lebens-
nah und so nah am politischen Alltag ist sie dann mei-
ner Meinung nach doch, gerade wenn man die De-
batten in der Stadt in diesen Wochen und Monaten
– heute Morgen hatten wir sie auch hier im Haus –
einmal zugrunde legt.

Es ist das Verhältnis von Regeln und Ausnahmen.
Der Vorschlag ist, dass wir in diesen beiden Jahren
auf der Basis der guten Verankerung der Angelegen-
heiten der Abgeordneten im Abgeordnetengesetz die
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Diätenerhöhung aussetzen – in diesem Jahr wären
es 1,5 Prozent – und die Zeit in diesen beiden Jah-
ren nutzen, um uns zusammenzusetzen und uns zu
fragen: Wollen wir es in Zukunft wie Thüringen ma-
chen, dass wir dann jeweils Aussetzungen beschlie-
ßen, oder gibt es Möglichkeiten – auch wenn jetzt in
den ersten Phasen dieser Debatte ein bisschen Kritik
geübt wurde –, uns noch einmal zusammenzusetzen
und vielleicht noch eine grundsätzlich neue Überle-
gung in Bezug auf Diätenerhöhungen anzustellen?

Insofern danke ich den drei Fraktionen, dass sie
sich  zu  diesem  Antrag  zusammengefunden  haben.
Ich bitte Sie, dies heute in erster und zweiter Lesung
zu beschließen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ein Kernstück der Reform des
Abgeordnetenrechts der letzten Legislaturperiode war
die Indexierung der Entschädigung der Abgeordne-
ten. Auch für uns war das durchaus einer der entschei-
denden Punkte, warum wir diesem neuen Abgeord-
netenrecht zugestimmt haben. Der Index ist zum ei-
nen an die allgemeine Gehaltsentwicklung gebun-
den und zum anderen an die Entwicklung der Lebens-
haltungskosten.

Wem es komisch vorkommen mag, dass die Lebens-
haltungskosten bei der Indexierung eine Rolle spie-
len, dem sei in Erinnerung gerufen, dass die Abge-
ordnetenentschädigung, so wie wir sie in Bremen ken-
nen,  eben  kein  Einkommen  darstellt,  sondern  eine
Gesamtentschädigung ist, die auch einen Kostenanteil
für mandatsbezogene Aufwendungen enthält, die von
den Abgeordneten selbst getragen werden müssen.
Im Übrigen ist es in anderen Landtagen ganz anders.
Hier in Bremen müssen die Abgeordneten ihre Bü-
ros, Fahrtkosten, Reisekosten und so weiter selbst be-
zahlen und danach von der Steuer absetzen. Deshalb
war es richtig, auch den Kostensteigerungsindex ein-
zubeziehen, weil es eben nicht um ein Gehalt geht.
Die Indexierung für das nächste Jahr hätte nach den
Berechnungen des Statistischen Landesamtes 1,5 Pro-
zent betragen.

Nachdem der Senat beschlossen hat, sich bei der
Besoldung  der  Beamten  an  Nordrhein-Westfalen
zu orientieren, mussten sich auch die Abgeordneten
entscheiden, ob sie sich auch an Nordrhein-Westfa-
len orientieren wollen. Der Ehrlichkeit halber muss
man  sagen,  dass  Nordrhein-Westfalen  eine  völlig
andere Regelung bezüglich der Festsetzung der Di-
äten und der Versorgung der Abgeordneten hat und
insofern die Eins-zu-eins-Übertragung nicht so ein-
fach ist.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Trotzdem bestand zwischen allen Fraktionen re-
lativ schnell Einigkeit darüber, dass man die Ausset-
zung der Erhöhung für die aktiven Abgeordneten be-
treiben wollte. Ich hätte es sehr begrüßt, wenn wir
diese grundsätzliche Einigung, die wir sehr schnell
erzielt hatten, auch hätten operationalisieren und ei-
nen interfraktionellen Gesetzentwurf vorlegen kön-
nen. Dazu ist es leider nicht gekommen, aber wir legen
nun mit drei Fraktionen in diesem Haus einen Ge-
setzentwurf vor, mit dem wir die Regelung Thürin-
gens übernehmen. Warum orientieren wir uns an Thü-
ringen? Thüringen ist das einzige Bundesland, in dem
auch eine Indexierung der Abgeordnetenentschädi-
gung in der Verfassung steht, und sie haben das gleich-
zeitig auch schon zwei Mal ausgesetzt. Dementspre-
chend kopieren wir einfach eine Regelung eines
anderen Bundeslandes.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch einmal etwas
verdeutlichen: Ich glaube, es ist richtig, wenn man
in einem Parlament letztlich über die Bezahlung von
zwei Statusgruppen zu entscheiden hat – nämlich der
Statusgruppe der Beamten und der Abgeordneten –,
denn man kann das nicht voneinander trennen, son-
dern man muss das in Beziehung zueinander setzen.
Es ist meines Erachtens auch richtig, dass man da po-
litisch eine Entscheidung zu treffen hat, so wie wir
sie jetzt mit der Übernahme der Indexierung von Thü-
ringen treffen.

Herr Kollege Dr. Güldner, ich glaube, es gibt aber
einen Punkt, der uns beide trennt, vielleicht trennt
er auch unsere Fraktionen: Ich halte es für völlig falsch,
die Indexierung an sich infrage zu stellen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei
der LINKEN)

Wir haben es uns damals nicht leicht gemacht, einen
entsprechenden Maßstab zu finden, nach dem sich
die Diätenerhöhungen eigentlich richten sollen. Es
gab das unbefriedigende Modell mit der Diätenkom-
mission, damit haben wir in Bremen lange Erfahrun-
gen. Es wurde vorgeschlagen, sich an der Richterbe-
soldung zu orientieren, dazu liegt eine Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vor, dass das viel-
leicht schwierig ist. Der Bundesrat hat zwischenzeitlich
seine Meinung auch wieder geändert. Andere fin-
den andere Modelle. Ich glaube, dieses Indexierungs-
modell ist am Ende des Tages das vernünftigste Mo-
dell. Ich persönlich halte es für gut. Allerdings muss
es in der Sonderkonstellation, in der wir uns bisher
befinden, auch eine Ausnahme geben können. Die-
se haben wir gefunden.

Die vorgelegten Gesetze stellen meines Erachtens
die Indexierung nicht infrage, sie lösen das Problem,
und deshalb bitte ich, wenn es geht, auch die CDU
um ihre Zustimmung. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer
mich schon etwas länger kennt, der weiß, dass ich
ein selbstbewusster Abgeordneter bin und immer wie-
der auch hier im Parlament dafür geworben habe, dass
wir uns nicht in unserer eigenen Tätigkeit von öffent-
lichen Kampagnen unter Druck setzen lassen dürfen.
Es gibt keinen Anwalt, der uns in der öffentlichen Aus-
einandersetzung verteidigt, deswegen müssen wir es
selbst tun. Ich tue das immer mit großem Selbstbe-
wusstsein,  weil  ich  weiß,  was  Abgeordnete  leisten
und ich eben auch weiß, was der durchschnittliche
Abgeordnete für einen Aufwand betreibt und wie groß
sein Ertrag dafür ist. Wir müssen uns nicht schämen,
Abgeordnete zu sein, und wer uns das neidet, kann
ja selbst kandidieren. Das ist das Gute in einer De-
mokratie: Wer glaubt, dass er hierher gehört und hier-
her will, ist herzlich eingeladen, bei der nächsten Bür-
gerschaftswahl zu kandidieren.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Deswegen ist ehrlicherweise mit dem Stolz, Abge-
ordneter zu sein, bei mir auch der Stolz verbunden,
dass wir gemeinsam im Jahr 2010 eine große Diäten-
reform verabredet und verabschiedet haben, die im
Übrigen  bis  heute  ihresgleichen  sucht.  Nirgendwo
in Deutschland sind die Bezüge der Abgeordneten so
transparent und so bescheiden, insbesondere im Hin-
blick auf die Altersversorgung, nirgendwo in Deutsch-
land haben wir es geschafft, alle steuerfreien Tatbe-
stände endgültig abzuschaffen und uns den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern im Ergebnis gleich-
zustellen. Daher bin ich auf dieses Ergebnis, das unter
Mitwirkung von Herrn Tschöpe und Herrn Dr. Güldner
und auch weitgehender Mitwirkung – so darf ich das
einmal sagen – von der LINKEN damals zustande ge-
kommen ist, auch heute noch stolz.

Ich  finde,  deswegen  braucht  man  einen  guten
Grund, um von dem damals gefundenen Kompromiss
abzuweichen. Bei Herrn Tschöpe war eben zu hören,
der gute Grund läge darin, dass wir heute Mittag sehr
lebhaft über die Frage debattiert haben, wie sich ei-
gentlich die Gehälter der Beamten entwickeln. Der
Anlass dieser Gesetzesinitiative ist, dass Rot-Grün mit
seiner Mehrheit beschlossen hat, den Tarifabschluss
im öffentlichen Dienst nicht inhaltsgleich auf alle Be-
amten zu übertragen. Wir als CDU-Fraktion haben
in dieser lebhaften Debatte vorhin eine andere Auf-
fassung vertreten, und aus diesem Grund könnte ich
es mir jetzt einfach leicht machen und sagen: Nein,
weil wir den Anlass nicht mittragen, brauchen wir die
Folge auch nicht mitzutragen. Das wäre eine relativ
schlichte  Antwort,  und  dann  wäre  die  Debatte  be-
endet. So würde ich es auch machen, wenn ich nicht

noch zu den Umständen dieser Debatte aus meiner
Sicht etwas sagen wollte.

Sehr geehrter Herr Dr. Güldner, Sie haben es in
Ihrer Rede kurz angesprochen und haben den Start
dieser Debatte als holprig bezeichnet. Ich finde, ehrlich
gesagt, diese Umschreibung völlig untertrieben. Ihr
Verhalten, die Forderung nach dem Verzicht auf die
Anpassung der in der Verfassung garantierten Diä-
ten den anderen 82 Abgeordneten über ein bremi-
sches Medienorgan mitzuteilen, ist nicht nur ein ek-
latanter Verstoß gegen den Konsens aus dem Jahr
2010, sondern es ist aus meiner Sicht auch der un-
taugliche Versuch, sich als einzelner Abgeordneter
durch öffentliche Debatten auf Kosten der Gesamt-
heit dieses Hauses zu profilieren.

(Beifall bei der CDU)

Das weise ich entschieden zurück, auch mit dem Hin-
weis darauf, dass entgegen der einen oder anderen
Auffassung die Diätenreform im Jahr 2010 keine Diä-
tenerhöhung gewesen ist, sondern es hat wie immer,
wenn die Summe gleich bleibt, aber sich die Vertei-
lung ändert, Gewinner und Verlierer gegeben.

Es hat Abgeordnete gegeben, die aufgrund der Di-
ätenreform beispielsweise das Privileg der Inkompa-
tibilität verloren haben und wieder einer Beschäfti-
gung im öffentlichen Dienst nachgehen müssen. Es
hat viele gegeben, die sich bei ihrem Aufwand für
die Sitzungen, der ihnen erstattet wird, und im Ver-
hältnis von steuerpflichtigen und steuerfreien Einnah-
men auch im Nettoeinkommen schlicht verschlech-
tert haben. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, es hat auch Gewinner gegeben, nämlich dieje-
nigen, die beispielsweise durch die Neuregelung des
Abgeordnetengesetzes eine feststehende Vergütung
erhalten haben, die über derjenigen lag, die bisher
für sie gegolten hat.

Sehr geehrter Herr Kollege Dr. Güldner, ich möchte
Sie auch direkt ansprechen! Als jemand, der wie kein
anderer von der Diätenreform auch persönlich pro-
fitiert hat, finde ich es völlig unangemessen, den an-
deren Abgeordneten öffentlich den Verzicht nahezu-
legen. So etwas gehört sich nicht!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Dazu kommt übrigens auch – jeder, der mich kennt,
weiß, dass ich da auch nicht zart besaitet bin – der
etwas ruppige Umgang in der Frage selbst. Sie ha-
ben ja irgendwann gemerkt, dass Ihr Vorschlag nicht
so richtig ausgegoren war, weil Sie zum Beispiel nicht
wussten, dass man dafür die Verfassung ändern muss.
Das musste Ihnen die Bürgerschaftskanzlei ja noch
mitteilen. So eine richtig konkrete Vorstellung davon,
wie  das  einfach  gesetzlich  umgesetzt  werden  soll,
hatten Sie zum Zeitpunkt Ihres Interviews auch noch
nicht.

Nun kann man sagen, Hauptsache man hat erst ein-
mal eine Idee, auch wenn man noch nicht weiß, wie



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 43. Sitzung am 19.06.13 3031

sie sich umsetzen lässt und ob man dafür eine Mehr-
heit bekommt.

(Zuruf der Abg. Frau D r .  S c h i e r e n -
b e c k  [Bündnis 90/Die Grünen])

Ja! Vielleicht war es auch ein Fraktionsbeschluss. Das
wirft aber auch kein gutes Licht auf Sie, weil Sie sich
dann alle diese Gedanken vielleicht nicht gemacht
haben, liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen, das sage ich auch einmal ganz deutlich.

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Frau
D r .  K a p p e r t - G o n t h e r  [Bündnis 90/

Die Grünen])

Ich will an dieser Stelle aber auch ausdrücklich noch
einmal sagen, dass es dann in der Debatte natürlich
auch Gespräche zwischen uns gegeben hat. Dass man
daraus bei aller Vertraulichkeit – und bei zwei Leu-
ten gibt es ja nicht viele, die aus dem Gespräch et-
was berichten können, wenn man sich unter vier Au-
gen unterhält – das, was man unter vier Augen be-
spricht, dann auch noch in einer Zeitung wahrheits-
widrig wiedergegeben findet, halte ich für einen un-
möglichen  Stil  auch  im  persönlichen  Umgang  mit
Ihnen, Herr Dr. Güldner!

(Beifall bei der CDU)

Ich  gelobe,  mich  nicht  noch  einmal  zu  melden,
will aber einen Satz noch vorweg bemerken! Als ich
vorhin gesagt habe, Abgeordnete hätten keinen An-
walt, stimmte das nur eingeschränkt. Natürlich ha-
ben Abgeordnete einen Anwalt, nämlich den Präsiden-
ten ihres Parlaments. Ich will ausdrücklich sagen, ich
hätte es nicht erwartet, dass ausgerechnet der erste
Mann im Staat, der auch öffentlich eine herausge-
hobene Rolle spielt und der Einzige ist, der uns als
Abgeordnete auch öffentlich gegen Angriffe vertei-
digen kann, in dieser öffentlichen Debatte vollständig
abtaucht und jetzt auch heute nicht hier ist.

(Abg. Frau N e u m e y e r  [CDU]: Wo ist er
denn?)

Das finde ich genauso unmöglich, um das in dieser
Deutlichkeit zu sagen!

(Beifall bei der CDU)

Die CDU-Bürgerschaftsfraktion wird wegen der Vor-
geschichte, wegen des Anlasses und weil wir glau-
ben, dass man nicht wegen solcher Dinge einmal eben
schnell in drei Lesungen die Verfassung ändert, dem
Vorschlag der Koalition nicht zustimmen. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
bevor ich die Kollegin Frau Vogt aufrufe, möchte ich
auf der Besuchertribüne ganz herzlich die Gruppe
„Artikel 5 Grundgesetz“ begrüßen.

Herzlich willkommen in unserem Haus!

(Beifall)

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Debatte hier nimmt
einen sehr persönlichen Verlauf, deswegen werde ich
das jetzt auch machen, aber ich hatte es mir ohnehin
vorgenommen, weil wir diesen Zusammenhang zwi-
schen der Aussetzung der Diätenerhöhung und der
Beamtenbesoldung  ganz  ausdrücklich  von  vornhe-
rein nicht mitgetragen haben.

Wir haben uns öffentlich auch mit einem Antrag
dafür eingesetzt, dass die Tarifsteigerung für die Be-
amten übernommen wird. In der Frage der Ausset-
zung mit der automatisierten Diätenerhöhung durch
die Indexierung haben wir ebenfalls gesagt, wir ma-
chen sie, aber aus anderen Gründen, denn wir hat-
ten es tatsächlich schon Anfang April oder im Früh-
jahr in der Fraktion besprochen. Wir wollen aber nicht,
dass damit legitimiert wird, dass die Beamtinnen und
Beamten weniger Geld bekommen. Diesen Zusam-
menhang möchte ich nicht herstellen, auch ausdrück-
lich heute nicht.

Ich möchte Ihnen aber etwas zu der Motivation sa-
gen, warum wir uns in der Fraktion schon recht früh-
zeitig überlegt haben, auf die Diätenerhöhung zu ver-
zichten und das Geld zu spenden. Damals gab es den
Vorschlag ja noch nicht, diese Diätenerhöhung aus-
zusetzen. Das hat nicht unmittelbar etwas zu tun ge-
habt mit der Diskussion, ob die Tarifsteigerungen für
Beamte übernommen werden oder nicht, das hat bei
uns einen anderen Anlass gehabt. Wir haben hier in
letzter Zeit mehrere Diskussionen über Beschäftigte
öffentlicher und privater Träger geführt, wir hatten
hier einen Antrag, den Zuwendungsempfängern zu-
mindest für die letzten beiden Jahre einmal einen an-
gemessenen  Inflationsausgleich  zu  gewähren,  wir
haben über das Jugendanpassungskonzept, über die
Freizeitheime und so weiter diskutiert.

Ich  muss  ehrlich  sagen,  was  in  den  Bereichen
passiert, finde ich noch viel schlimmer als das bei den
Beamtinnen und Beamten, die mit Sicherheit – das
habe ich auch mehrfach hier zum Ausdruck gebracht
– eine ordentliche Bezahlung und auch die Tarifstei-
gerungen verdienen, denn bei den Zuwendungsemp-
fängern gibt es hoch qualifizierte Menschen, die wich-
tige  öffentliche  Aufgaben  übernehmen  in  der  Ge-
sundheitsversorgung, in der Migrantenbetreuung und
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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-förderung, in der Frauenförderung, überhaupt in der
Stadtteilvernetzung, und diejenigen, die dort arbei-
ten, erhalten ein sehr geringes Entgelt. Das war für
uns der Punkt, an dem wir gesagt haben, wir konn-
ten leider im Parlament nichts erreichen, deswegen
ist es für uns wichtig zu sagen, wir spenden diese
Diäten für eine dieser Einrichtungen.

Dann  gab  es  einen  Diskussionswechsel,  und  ich
muss meinem Kollegen Herrn Röwekamp auch recht
geben, ich war nicht erfreut, darüber in der Zeitung
zu lesen. Ich hätte schon erwartet, dass die Frakti-
onsspitzen sich zusammensetzen und ein gemeinsa-
mes Vorgehen beraten, das muss ich klar und deut-
lich sagen. Ich fand das nicht schön, ich habe zwei
Mal über die Zeitung erfahren, welche Überlegun-
gen angestellt werden. Dies würde ich mir zukünf-
tig anders wünschen, das muss ich hier an dieser Stelle
auch deutlich betonen.

Es kam die Diskussion auf, ob wir aussetzen. Wir
als Fraktion haben gleich gesagt, das finden wir ge-
rechtfertigt angesichts der vielen Härten, die viele
Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt haben. Das
bedeutet aber nicht, dass wir bestimmte Beschlüsse
der Koalition hier mittragen, die diese Härten zu ver-
antworten hat. Wir finden es gerechtfertigt, weil es
– um da auch einmal wieder die Lebensrealität ins
Spiel zu bringen – manchmal nicht mehr vermittel-
bar ist, ob einem das passt oder nicht. Ich finde, das
können wir machen, und ich finde es auch völlig in
Ordnung.

Ich möchte aber zwei Dinge auch noch einmal be-
tonen: Ich war an der Entwicklung des neuen Abge-
ordnetengesetzes – wie Sie alle wissen – nicht beteiligt.
Zu der Zeit war ich noch keine Abgeordnete, und ich
weiß, dass unsere Fraktion kurz vor dem Ende aus-
gestiegen ist, weil sie gesagt hat, es bedeute eine Diä-
tenerhöhung. Ich weiß auch, dass das hier zu Unmut
geführt hat. Den Vorgang im Detail kann ich nicht be-
urteilen, das muss ich hier ganz ehrlich sagen, denn
wir sind ja gerade in einer ehrlichen Runde. Herr Rö-
wekamp hat eben gesagt, für einige war es eine Diä-
tenerhöhung, für andere wiederum nicht. Ich ken-
ne das alte System nicht, ich habe auch erst hinterher
gemerkt, welche Dinge es beinhaltet, die ich eigentlich
gar nicht richtig gut finde. Das gilt auch für die Ruhe-
gehaltsdebatte für Senatsmitglieder. Dazu habe ich
auch schon einmal gesagt, dass ich die Anlehnung
an Freiberufler eigentlich politisch nicht richtig fin-
de, eine Überversorgung will ich auch nicht.

Ich würde mir wünschen, dass bundesweit eine De-
batte angestoßen wird, dass Abgeordnete aus unter-
schiedlichen Gründen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versichert werden; zum einen, weil es der
gesetzlichen Rentenversicherung guttut, und zum
anderen, weil es auch für die Abgeordneten gut ist.
In dem Zusammenhang haben wir ganz klare Proble-
me. Wenn die Menschen nicht im öffentlichen Dienst
beschäftigt sind und danach arbeitslos werden be-
ziehungsweise keinen Job mehr haben, als Abgeord-

neter findet man nicht unbedingt eine Anstellung, es
sei denn, man ist noch ganz jung.

Ich kann diese Regelung, die damals getroffen wor-
den ist, nicht abschließend beurteilen, weil ich die
Regelung davor nicht kenne, zumindest nicht aus der
Praxis. Ich weiß, dass es diese Diskussion gab und
auch hier  im  Haus  Unstimmigkeiten  herrschten,  aber
ich möchte hier jetzt einmal betonen: Wenn es tat-
sächlich eine Diätenerhöhung war und hier eine Mehr-
heit im Haus der Meinung ist, sie war gerechtfertigt,
weil es zum Beispiel vorher sehr lange keine Diäten-
anpassung gab, dann erwarte ich auch – denn das ist
auch unsere Aufgabe –, eine solche Diskussion offen
und ehrlich zu führen, genauso, wie ich sie jetzt führe
und sage, im Moment ist das für mich nicht vermit-
telbar.

Es kann aber auch sein, dass ich, wenn ich irgend-
wann einmal wiedergewählt werden sollte, einmal
hier stehe und dann sage, es ist vermittelbar, weil die
Lebenshaltungskosten auch für Abgeordnete gestie-
gen sind und auch sie einen Inflationsausgleich ha-
ben müssen. Ich finde, wir müssen als Abgeordnete
das Selbstbewusstsein haben, solche Diskussionen
auszuhalten und offen und ehrlich zu führen. Das ist
auch mein Appell für die Zukunft.

(Beifall bei der LINKEN)

Abschließend möchte ich zu dem Beitrag des Kol-
legen Tschöpe etwas anmerken! Nachdem ich mich
jetzt zwangsweise ein bisschen mehr mit der Thema-
tik beschäftigt habe, finde ich das Instrument der In-
dexierung eigentlich ganz sinnvoll, weil ich mich an
Zeitungsartikel in der Vergangenheit erinnern kann,
in denen immer sehr ausführlich über Diätenkommis-
sionen und darüber diskutiert wurde, wie viel Abge-
ordnetenentschädigung angemessen ist und wie viel
nicht. Daher finde ich, es ist eine vergleichsweise ver-
nünftige Regelung gefunden worden. Wenn da viel-
leicht noch der Teufel im Detail steckt, kann man da-
rüber vernünftig reden. Darauf sollten wir uns dann
auch interfraktionell verständigen, aber auch unsere
Fraktion hält grundsätzlich an dieser Indexierung fest,
das gebe ich hier auch zur Kenntnis. – Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Röwekamp, ich stim-
me Ihnen in vielem zu, was Sie gesagt haben. Ich
glaube, die Stärke der Reform des Abgeordneten-
rechts in der letzten Legislaturperiode lag darin, dass
wir es zusammen bewältigt haben.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Ich weiß noch, wie wir in der SPD-Fraktion an ei-
nem sehr kalten Tag alle mit sehr unterschiedlichen
Vorstellungen angereist sind und am Ende des Ta-
ges Eckpunkte zusammen erarbeitet haben, hinter
denen wir uns alle versammeln konnten. Ich fand es
gut und glaube, dass es auch ein Befreiungsschlag
gewesen ist für dieses Parlament. Nur so geht es mei-
nes Erachtens. Man kann solche Dinge nur im Kon-
sens mit allen Fraktionsvorsitzenden oder mit allen
Beteiligten regeln, weil wir sonst nicht so weit ge-
kommen wären und kein Abgeordnetengesetz hät-
ten, das seinesgleichen in der Bundesrepublik sucht,
worum uns übrigens alle beneiden, nicht unbedingt
die  Abgeordneten,  weil  es  ja  für  die  eigene  Tasche
nicht nur positiv ist. Es ist eines der transparentes-
ten Abgeordnetengesetze und wird weitgehend ge-
lobt. Das war nur im Konsens möglich.

Ich stimme Ihnen auch zu, dass die Vorgeschichte
und der Verlauf dieser Änderung nicht von dem Kon-
sens geprägt gewesen sind, den wir damals gehabt
haben. Am Ende des Tages würde ich aber gern von
Ihnen noch einmal wissen, woran es denn jetzt ei-
gentlich hapert. Ich glaube, wenn man sagt, ja, es ist
richtig, in dieser jetzigen Situation keine indexierte
Diätenerhöhung vorzunehmen, dann muss man auch
einen Weg haben, oder man erklärt, die Indexierung
vornehmen zu wollen. Wenn man sie nicht vorneh-
men will, dann hat es in der Tat auch einen unglück-
lichen Prozess gegeben, den ich mir auch anders ge-
wünscht hätte, wie wir es jetzt umsetzen. Aus mei-
ner Sicht ist das, was jetzt hier vorliegt, ein gangba-
rer Weg. Das ist Handwerk, nicht besonders elegant,
aber es führt zu dem gewünschten Erfolg. Wenn Sie
sagen, nein, ich will auch keine Anhebung, ich will
auch keine Indexierung jetzt, dann müssten Sie ei-
nen Alternativvorschlag unterbreiten, wie es denn
dann aussehen kann, und das vermisse ich ein biss-
chen. Oder ist es so, dass Sie sagen, ich will die In-
dexierung doch?

Ich gebe dem Kollegen Herrn Dr. Güldner – wir
haben uns in der Vergangenheit auch ordentlich ge-
stritten – recht, ich glaube, in dieser Situation liegt
die Verantwortung dann bei den Koalitionsfraktio-
nen. Wenn man sich entscheidet, einem Teil der Be-
amten keine Besoldungserhöhung auszuzahlen, dann
kann man sich als Parlamentarier sich selbst gegenü-
ber schlecht anders verhalten. An diese Wahrheit fühle
ich mich an dieser Stelle auch gebunden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Herr Röwekamp, einfach nur die Frage: Fühlen Sie
sich auch daran gebunden? Was wäre denn Ihr Weg,
die Diäten auszusetzen?

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Es geht nicht
um die Diäten!)

Wenn es darauf keine Antwort gibt, dann springen
Sie doch einfach über den Schatten, ich finde, gemein-
sam ist dieses Parlament stark! Sie haben gesagt, es
gibt einen Anwalt, das ist der Präsident. Das mag sein,
aber ich glaube, dieses Parlament kann sich öffent-
lich nur dann wirksam verteidigen, wenn es gemein-
sam steht, und das wäre mir viel wichtiger. Am Ende
des Tages hätte ich von Ihnen gern noch den klei-
nen „Sprung über den Wassergraben“, dass Sie sa-
gen, nein, auch wir wollen hier keine Indexierung,
und wir stimmen der handwerklichen Umsetzung zu.
– Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Mein Versprechen,
nicht noch einmal zu reden, kann ich nicht halten,
weil der Kollege Herr Tschöpe mich aufgefordert hat,
ihm eine Antwort zu geben, die er kennt, denn wir
haben ja schon darüber gesprochen. Ich nehme aber
an, wir beide wollen unsere Vertraulichkeit nicht bre-
chen, deswegen mache ich jetzt hier eine öffentliche
Ankündigung.

Der letzte Satz ist ja richtig, und umgekehrt wird
natürlich auch ein Schuh daraus. Kein Mensch hät-
te sich über die bescheidene Anhebung der indexier-
ten Diäten in diesem Jahr um 1,5 Prozent aufgeregt,
wenn es nicht eine öffentliche Debatte über die Be-
amtenbesoldung gegeben hätte und wenn Herr Dr.
Güldner nicht gemeint hätte, er müsste uns öffentlich
mitteilen, wie er in Zukunft mit den Diäten umzuge-
hen gedenkt.

Diese Debatte haben wir allein Herrn Dr. Güldner
und vielleicht noch der Koalition aus SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen zu verdanken. Wenn jetzt gesagt
wird, die CDU müsse sich in dieser Debatte auch dazu
äußern, dann ist meine erste Antwort, mit uns hätte
es diese Debatte nicht gegeben, die uns übrigens ins-
gesamt allen schadet.

(Beifall bei der CDU)

Wer glaubt, er bekomme eine Rendite auf diese De-
batte, der muss schon vorschlagen, dass wir negati-
ve Einkünfte bekommen und in Zukunft 4 800 Euro
mitbringen, wenn wir für die Ehre, diesem Haus an-
gehören zu wollen, dann auch weiter werben wol-
len. Es gibt keine öffentliche Rendite auf diese Posi-
tion, es gibt keine Anwälte, es gibt nur uns selbst. Des-
wegen müssen wir selbstbewusst mit dieser Sache
umgehen, und deswegen halte ich von leichtfertigen
öffentlichen  Ankündigungen,  die  zudem  rechtlich
völlig unbegründet sind, nichts. Sie schaden uns, und
sie haben uns auch in diesem Fall geschadet.
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Ich hätte den zaghaft vorgebrachten Vorschlag des
Präsidenten gut gefunden, nicht die Axt an die Ver-
fassung zu legen und uns interfraktionell und auf ei-
nen Weg zu verständigen, nicht nur zu verzichten,
sondern gemeinnützige Einrichtungen noch gemein-
sam unterstützen. Das wissen Sie auch, und auch der
Vorschlag war nicht unumstritten, ich glaube, wie bei
Ihnen in der Fraktion auch nichts zu diesem Thema
völlig unumstritten gewesen ist. Sie können aber nicht
sagen, wir legen jetzt einmal die Hand an die Ver-
fassung, weil wir ehrlicherweise in einer haushalte-
risch in diesem und nächstem Jahr noch verträglichen
Situation der Auffassung sind, wir wollen die Diäten
nicht erhöhen. Wie wollen Sie dann eigentlich in Zu-
kunft damit umgehen? Was machen Sie denn eigent-
lich in den Jahren 2016, 2017, 2018? Wollen Sie je-
des Mal die Verfassung ändern, um über die Höhe
von Diäten zu reden?

Wir als CDU-Fraktion sagen Nein, wir wollen nicht
immer über die Verfassung reden, wenn wir darüber
reden, wie und mit welchen Vergütungen wir Abge-
ordnete  unsere  Tätigkeit  verrichten.  Das  ist  keine
Frage von Verfassungsrang, und sie soll auch nicht
alle zwei Jahre eine verfassungspolitische und ver-
fassungsrechtliche Debatte in unserem Land auslö-
sen. Deswegen hätten wir als CDU-Fraktion uns sehr
gut vorstellen können, eine oder mehrere gemein-
nützige Einrichtungen in Bremen zu identifizieren,
die um das Überleben kämpfen, um befristet für diesen
Zeitraum den sich daraus ergebenden Anpassungs-
betrag zu spenden.

Übrigens, entgegen einer verbreiteten Auffassung
hätte das steuerlich für den Abgeordneten keinen Vor-
teil gehabt. Er hätte eine Erhöhung der Bezüge ge-
habt und hätte die Spende steuerlich geltend machen
können. Im Saldo hätte er genauso viel Geld gehabt
wie vorher. Deswegen glaube ich, es ist falsch, we-
gen einer tagespolitisch aktuellen Entscheidung, was
unseren Status als Abgeordnete betrifft, die Verfas-
sung zu ändern.

Wir hatten eigentlich im Jahr 2010 miteinander ver-
abredet, dass wir nicht jedes Jahr nach Haushalts-
lage wieder über die Diätenanpassung reden wollen,
sondern dass ein ganz wesentlicher Bestandteil ge-
wesen ist, uns als Abgeordnete vor dieser dauern-
den Debatte und dem dauerndem Verzicht zu schüt-
zen. Das haben Sie durchbrochen, und deswegen wer-
den wir an dieser Stelle unsere Hand für diesen Vor-
schlag nicht heben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über das Gesetz zur Änderung
des Bremischen Abgeordnetengesetzes in erster Le-
sung abstimmen.

Wer  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Bremischen
Abgeordnetengesetzes – Aussetzung der Diätener-
höhung  für  die  Jahre  2013  und  2014,  Drucksache
18/962, in erster Lesung beschließen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
DIE LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Abg. D r .  K o r o l  [frak-
tionslos] und Abg. T i m k e  [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Bremischen
Abgeordnetengesetzes – Aussetzung der Diätener-
höhung  für  die  Jahre  2013  und  2014,  Drucksache
18/962, in zweiter Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
DIE LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Abg. D r .  K o r o l  [frak-
tionslos] und Abg. Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Nun lasse ich über das Gesetz zur Änderung der
Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen in
erster Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung der Landesverfas-
sung der Freien Hansestadt Bremen – Aussetzung der
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Diätenerhöhung für die Jahre 2013 und 2014, Druck-
sache 18/963, in erster Lesung beschließen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
DIE LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Abg. D r .  K o r o l  [frak-
tionslos] und Abg. T i m k e  [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Meine  Damen  und  Herren,  gemäß  Artikel  125
Absatz 2 der Landesverfassung hat die Bürgerschaft
(Landtag) Anträge auf Verfassungsänderung nach der
ersten Lesung an einen nicht ständigen Ausschuss zu
überweisen.

Interfraktionell ist vereinbart worden, dass dieser
Ausschuss aus acht Mitgliedern und acht stellvertre-
tenden Mitgliedern bestehen soll.

Wir kommen zur Abstimmung über die Einsetzung
des Ausschusses sowie zur Wahl der Mitglieder und
stellvertretenden Mitglieder.

Ich lasse zuerst über die Einsetzung des Ausschus-
ses abstimmen.

Wer der Einsetzung des nicht ständigen Ausschus-
ses gemäß Artikel 125 Absatz 2 der Landesverfassung
– Abgeordnetenentschädigung, Akteneinsichtsrecht
für Deputierte – zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU,
DIE LINKE und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. D r .  K o r o l  [fraktionslos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) setzt den
Ausschuss ein.

Jetzt lasse ich über die Wahlvorschläge für diesen
soeben eingesetzten Ausschuss abstimmen.

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU,
DIE LINKE und Abg. T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. D r .  K o r o l  [fraktionslos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

Ich bitte den Abgeordneten Tschöpe, zur konsti-
tuierenden Sitzung dieses Ausschusses einzuladen.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Morgen um 18.00
Uhr!)

Wie Sie alle vernommen haben, morgen um 18.00
Uhr!

Weil die Bürgerschaft (Landtag) gemäß Artikel 125
Absatz 2 der Landesverfassung Anträge auf Verfas-
sungsänderung nach der ersten Lesung an einen nicht
ständigen Ausschuss zu überweisen hat, lasse ich jetzt
über die Überweisung abstimmen.

Wer der Überweisung des Gesetzes zur Änderung
der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen,
Drucksache 18/963, an den soeben eingesetzten Aus-
schuss nach Artikel 125 Absatz 2 der Landesverfas-
sung seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
den Gesetzesantrag zur Beratung und Berichterstat-
tung an den nicht ständigen Ausschuss gemäß Arti-
kel 125 Absatz 2 der Landesverfassung – Abgeord-
netenentschädigung, Akteneinsichtsrecht für Depu-
tierte –.

(Einstimmig)

Werkschulen – Stand und weitere Planungen

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen

vom 19. März 2013
(Drucksache 18/829)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 14. Mai 2013

(Drucksache 18/907)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Kück.

Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung hat
der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Drucksache
18/907, auf die Große Anfrage in der Bürgerschaft
mündlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Herr Staatsrat Kück, dass Sie
die  Antwort  auf  die  Große  Anfrage  der  Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen nicht mündlich wiederholen
möchten, sodass wir gleich in die Aussprache eintreten
können.
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Die Aussprache ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dogan.

Abg. Frau Dogan (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen, sehr
geehrte Herren! Wir diskutieren heute unsere Gro-
ße Anfrage „Werkschulen – Stand und weitere Pla-
nungen“. Wir haben uns sehr darüber gefreut, dass
85 Prozent der Schülerinnen und Schüler, die bis zum
Ende des ersten Bildungsgangs an der Werkschule in
Bremen teilgenommen haben, die erweiterte Berufs-
bildungsreife erreicht haben. Die Mehrheit der rest-
lichen Schülerinnen und Schüler hat die einfache Be-
rufsbildungsreife erreicht. Dies kann vor dem Hin-
tergrund, dass bei allen diesen Schülerinnen und
Schülern in der achten Klasse befürchtet wurde, kei-
nen allgemeinbildenden Abschluss zu erreichen, als
ein großer Erfolg gewertet werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der LINKEN)

Dieser Erfolg zeigt deutlich, dass mit dem Konzept
der Werkschulen das Ziel erreicht werden konnte,
leistungsschwächere Jugendliche mit einem Neuan-
fang an anderer Stelle und einem Unterrichtskonzept,
das die Trennung von Theorie und Praxis so weit wie
möglich aufhebt, wieder an die Schule heranzufüh-
ren.

In den letzten Wochen haben wir einige Werkschu-
len besucht und mit den Schulleitern, mit den Leh-
rerinnen und Lehrern, aber auch mit den Schülerinnen
und Schülern gesprochen. Es wurde deutlich, die
Werkschulen leisten einen ganz wichtigen Beitrag
dazu bei, dass Schülerinnen und Schüler, die häufig
für sich mit der Schule abgeschlossen hatten und län-
gere Zeit nicht in die Schule gekommen sind, wieder
zur  Schule  gehen  und  sogar  einen  Schulabschluss
machen, mit dem sie dann wiederum einen Ausbil-
dungsplatz finden und eine Ausbildung machen kön-
nen. Es gibt Schülerinnen und Schüler, die einen we-
sentlich größeren Praxisanteil in der Schule brauchen,
damit sie die Schule auch erfolgreich abschließen kön-
nen. Dann erreichen sie auch gute Noten und sind mo-
tiviert, dem Unterricht zu folgen und einen Abschluss
zu erlangen.

Uns ist wichtig, dass möglichst viele Schülerinnen
und Schüler ihre Schullaufbahn erfolgreich mit einem
Schulabschluss abschließen. Wir sind froh darüber,
dass es in den letzten Jahren gelungen ist, die An-
zahl der Schülerinnen und Schüler, die einen Schul-
abschluss haben, zu erhöhen, und die Anzahl derje-
nigen, die keinen Schulabschluss bekommen haben,
zu reduzieren. Ich finde, dies ist ein Erfolg für das Land
Bremen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Dabei sind natürlich verschiedene Wege wichtig,
denn die Schülerinnen und Schüler sind auch ver-
schieden. Eine wissenschaftliche Evaluation des ersten
Bildungsgangs hat ebenfalls stattgefunden mit dem
Ergebnis, dass das präventive Konzept der Werkschule
und das Engagement der Beteiligten als vorbildlich
beurteilt worden ist. Das hat uns alle, glaube ich, sehr
gefreut. Daneben wurde auch auf die Gefahr hinge-
wiesen, dass die positiven Effekte der Werkschule im
nachfolgenden System untergehen könnten, weil die
Schülerinnen und Schüler nach der Werkschule auf
wenig  reformierte  Ausbildungsstrukturen  treffen,  die
dem Prinzip Exklusion folgen.

So gut und erfolgreich die Werkschulen erfreuli-
cherweise  arbeiten,  so  wichtig  ist  es  im  nächsten
Schritt für uns Grüne aber natürlich auch, dass die
Schülerinnen und Schüler, die es nun geschafft ha-
ben, ihre Schullaufbahn erfolgreich mit einem Schul-
abschluss zu beenden, Perspektiven haben und Aus-
bildungsstrukturen vorfinden, in denen sie sich wieder
qualifizieren und ihre Berufsausbildung ebenfalls er-
folgreich meistern können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich hätte gern von Ihnen, Herr Staatsrat Kück, gleich
eine Einschätzung dazu, ob diese Gefahr, die auch
in dieser Evaluation formuliert worden ist, tatsäch-
lich besteht und wie Ihrer Auffassung nach die Er-
folge der Werkschule weiterhin im nachfolgenden
System abgesichert werden können.

Ich frage deshalb so konkret nach, weil ein Schü-
ler, der einen Ausbildungsplatz gefunden hat, mir von
seinen Ängsten vor dem nachfolgenden System be-
richtet hat. Der junge Mann war in seiner Regelschule
bereits durch alle Raster gefallen und hatte die Schule
ein halbes Jahr geschwänzt, weil er immer wieder
die Erfahrung gemacht hat, dass er zu schlecht ist.
Schließlich hat er sich um einen Platz in der Werk-
schule beworben, die er in diesem Jahr erfolgreich
mit der Note Zwei abgeschlossen hat; eine Erfahrung,
die für ihn vollkommen neu war. Er teilte uns stolz
mit, sich zu freuen, dass er die Erfahrung gemacht
habe, doch sehr viel zu können und nun gern seine
Ausbildung  beginnen  möchte.  Er  habe  auch  einen
Ausbildungsplatz, auf den er sich sehr freue, aber er
habe auch sehr viel Angst, dass er den Anforderun-
gen in der Berufsschule nicht gerecht werden kön-
ne und erneut aus dem System fallen würde. Dieses
Beispiel zeigt, dass es häufig vielfältiger und indivi-
dualisierter Modelle bedarf, damit junge Menschen
bei all ihrer Unterschiedlichkeit einen geeigneten Weg
finden, eine Ausbildung erfolgreich abzuschließen und
schließlich in einem Unternehmen arbeiten zu kön-
nen.

Die Ergebnisse dieser Evaluation zeigen eindeu-
tig, dass dieses präventive Konzept der Werkschule
vorbildlich ist, weil es damit gelingt, vielen Schüle-
rinnen und Schülern eine zweite Chance auf einen
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Schulabschluss zu ermöglichen. Ich bin froh darüber,
gemeinsam im Jahr 2009 beschlossen zu haben, dass
es hier im Land Bremen Werkschulen geben wird,
und die Ergebnisse zeigen ja, dass sie auch bei den
Schülern ankommen und ihnen auf jeden Fall Lebens-
chancen eröffnet werden. – Ich bedanke mich für Ihre
Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Häsler.

Abg. Frau Häsler (CDU)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir können
heute auf zehn Werkschulstandorte und ganze 33
Klassenverbände  in  der  Stadt  Bremen  sowie  eine
Werkstattschule  in  Bremerhaven  stolz  sein.  Ohne
Zweifel können wir bei dem Projekt Werkschule, das
seit dem Schuljahr 2012/2013 den Regelbetrieb in Bre-
men aufgenommen hat, und bei der Werkstattschu-
le in Bremerhaven von einer Erfolgsgeschichte spre-
chen.

(Beifall bei der CDU)

Dabei ist es mit der Änderung des Schulgesetzes
ein wichtiger Schritt gewesen, die Werkschule als
einen  eigenen  Bildungsgang  festzuschreiben  und
somit, wie wir heute auch an den vorgelegten Zah-
len sehen, eine weitere erfolgreiche und institutio-
nalisierte Möglichkeit für junge Menschen geschaf-
fen zu haben, um die Ausbildungsfähigkeit bezie-
hungsweise im besten Fall die erweiterte Berufsaus-
bildungsreife zu erreichen. Immerhin erreichten von
90 gestarteten Schülern im Jahr 2009 im ersten Durch-
gang 67 einen Schulabschluss, also insgesamt 75 Pro-
zent, wobei es sich bei den beschulten Jugendlichen
um junge Menschen handelt, die so massive Schwie-
rigkeiten hatten, dass man eigentlich erwarten musste,
dass  sie  die  Schule  nach  der  Klasse  8  ohne  einen
Schulabschluss verlassen.

Auch wenn Sie in der Großen Anfrage und auch
in deren Beantwortung hier mit einer verzerrten Pro-
zentzahl von 85 Prozent so agieren, dass man dort
etwas  auf  den  Holzweg  gerät,  weil  es  nämlich  nur
57 von 67 Schülern sind, die die erweiterte Ausbil-
dungsreife erworben haben, muss selbst auch mit die-
ser leicht vorgeschobenen Zahl – weil es eigentlich
75 Prozent sind, die einen Schulabschluss geschafft
haben – dennoch feststehen, dass wir künftig 100 Pro-
zent  der  Schüler  zu  einem  Schulabschluss  führen
möchten. Darüber hinaus sollte dringend weiter da-
ran gearbeitet werden – das hat auch meine Kolle-
gin Frau Dogan gesagt –, dass die Schüler während
beziehungsweise nach Beendigung der Werkschule
direkt in eine Ausbildung vermittelt werden. Gera-
de in diesem Punkt ergibt sich für mich auch noch
großer Handlungsbedarf.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Nun möchte ich aber gern auch etwas zur Beant-
wortung der Großen Anfrage der Grünen sagen, mit
der man durchaus unzufrieden sein kann. Man könnte
hinsichtlich der spärlichen Beantwortung fast mei-
nen, dass wir als Opposition diese Anfrage gestellt
hätten, aber interessanterweise wird von der sozial-
demokratisch geführten Bildungsbehörde auch einer
Großen Anfrage der Grünen nach meiner Ansicht
nicht in angemessener Weise Rechnung getragen.

(Beifall bei der CDU)

Mit Glück wurde immerhin ein Drittel der gestellten
Fragen überhaupt beantwortet, sodass sich für mich
politisch die Frage ergibt, ob man als Koalitionspartner
so miteinander umgeht. Inhaltlich möchte ich hier heu-
te gern noch fünf Fragen an den Staatsrat richten, die
ich dann hoffentlich auch beantwortet bekomme.

(Heiterkeit)

Ja, hören Sie gut zu, das ist nämlich alles nicht ge-
klärt, alles offen!

Erstens: Was ist im ersten Durchgang mit den 25
Prozent passiert, die keinen Abschluss geschafft ha-
ben? Darüber wurde kein Wort verloren. Zweitens:
Warum wird trotz der Erfolgsgeschichte der Werk-
schule in den nächsten Schuljahren eine Reduzierung
von Klassenverbänden geplant? Drittens: Was unter-
nimmt der Senat, um adäquate Voraussetzungen an
den jeweiligen Standorten zu schaffen, um die Werk-
schule an allen Standorten gleichermaßen zu einer
Erfolgsgeschichte werden zu lassen? Viertens: Aus
welchen Gründen gibt es in Bremerhaven keine Werk-
schule neben der Werkstattschule, beziehungsweise
warum wird es auf lange Sicht keine Werkschule be-
ziehungsweise Werkstattschule als Erweiterung ge-
ben?

(Abg. Frau S c h m i d t k e  [SPD]: Das be-
antworte ich dann gleich!)

Fünftens: Inwiefern und wie aktiv agiert überhaupt
die Bildungsbehörde, um alle Jugendlichen zu einem
Schulabschluss zu führen und nach Beendigung der
Werkschule wesentlich mehr Jugendliche in eine Aus-
bildung zu vermitteln?

(Beifall bei der CDU)

Obwohl diese Fragen auch zum Teil schon gera-
de von meiner Kollegin und auch in der Großen An-
frage aufgeworfen wurden, werden sie einfach miss-
achtet, sodass die Beantwortung auf acht knappen,
unfreundlichen Seiten erfolgt, obwohl das Thema so
entscheidend ist. Dies habe ich bereits im Unteraus-
schuss „Berufliche Bildung“ angesprochen, in dem
die Vorlage außer mir interessanterweise auch nie-
mand diskutieren wollte, sondern das Thema wur-
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de auf die nächste Sitzung irgendwann nach der Som-
merpause verschoben.

(Abg.  Frau B ö s c h e n  [SPD]:  Weil  die
Bremerhavener Vertreter nicht dabei waren,
Frau Häsler! War das vielleicht der Grund?)

Ja, genau! Warum haben wir es dann nicht ausge-
setzt?

Ich habe damit gerechnet, dass wir es aussetzen,
und ich konnte von Glück reden, dass ich am Rande
überhaupt noch ein paar sehr kurze Informationen
erhalten konnte,

(Zuruf)

wozu zum Beispiel die wichtige Information zählt –
jetzt können Sie mir einmal gut zuhören, das bekommt
man nämlich aus der Anfrage nicht mit! –, dass die
erfolgreiche Ausgestaltung der Werkschule keinesfalls
an die Frage der Ressourcen gebunden ist, sondern
vielmehr an die Einstellung und an das Engagement
der Schule und des Kollegiums, also ob die Stunden-
pläne plausibel und vernünftig sensibel gestaltet wer-
den, ob es eigene Klassenräume für die Werkschule
gibt oder beispielsweise, wie groß und engagiert der
Einsatz der Lehrer ist. Diese Tatsachen finde ich doch
so wichtig, dass man sie durchaus in der Mitteilung
des Senats hätte erwähnen können. Auch die zustän-
dige Referentin hat mir gegenüber eingestanden, dass
das doch von Interesse ist.

Deshalb muss ich sagen, man bekommt – wie so
oft – den unangenehmen Eindruck, dass die Schulen
und Lehrer wieder einmal komplett auf sich allein
gestellt sind, unter extrem schwerer Belastung, dass
meiner Meinung nach die rot-grüne Koalition das Pro-
jekt ohne Reflexion und Feedback durch die Betrof-
fenen hier mit verzerrten Zahlen feiert und Heraus-
forderungen und Probleme vor dem Hintergrund der
zunächst positiv erscheinenden Zahlen kleingeredet
werden.

(Glocke)

Ich komme jetzt zum Schluss zu meinem Appell an
die Senatorin und den Staatsrat, die aufgezeigten Pro-
bleme mit Engagement anzugehen, die noch ausste-
henden Fragen zur Werkschule und insbesondere zur
Situation in Bremerhaven umgehend zu beantwor-
ten und mit der neuen Besetzung im Bildungsressort
endlich dafür zu sorgen, dass diese arrogante Beant-
wortung von Anfragen wie aus dem Elfenbeinturm
aufhört und wir als Abgeordnete – egal, aus welcher
Fraktion – und vor allem auch die Öffentlichkeit an-
gemessen über die erfragten Themen informiert wer-
den! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schmidtke.

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Frau Kollegin Häsler, ich bedauere es, dass
Sie so unglücklich und unzufrieden sind,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Das bringt es auf den

Punkt!)

aber ich musste auch erst lernen, kleine Schritte er-
kennen zu können und große Erfolge zu feiern.

Die Arbeitsgruppe „Schule – Abschluss und An-
schluss für jeden jungen Menschen“ der Kultusmi-
nisterkonferenz hat als Ergebnis der Bund-Länder-
Abstimmung am 28. April 2008 unter anderem fest-
gehalten, dass Bund und Länder als bildungspoliti-
sche Schwerpunktsetzungen der nächsten Jahre unter
anderem alle Begabungen zur Entfaltung bringen
wollen, gleiche Bildungschancen für alle, unabhän-
gig von der sozialen Herkunft, gewähren wollen, je-
dem die Möglichkeit zum Aufstieg durch Bildung ge-
ben wollen und insbesondere das Ziel verfolgen, die
Zahl der jungen Menschen, die die allgemeinbilden-
den Schulen ohne Abschluss verlassen, deutlich zu
reduzieren und wenn möglich zu halbieren.

Diese Schwerpunktsetzungen finden auch im bre-
mischen Schulentwicklungsplan besondere Berück-
sichtigung. Die Einrichtung eines Bildungsgangs Werk-
schule an berufsbildenden Schulen ist ein Segment,
um diese eben genannten Ziele zu erreichen. Hierzu
ein Zitat: „Ziel der Werkschule ist es, Jugendlichen
in einem dreijährigen Bildungsgang den Erwerb der
erweiterten Berufsbildungsreife zu ermöglichen. Es
geht um den Erwerb, die Festigung und die Verbes-
serung der Grundfertigkeiten, die Sicherung der Be-
rufswahlkompetenz, den Erwerb sozialer Kompeten-
zen und psychosozialer Stabilität sowie um die Er-
langung  der  Ausbildungsfähigkeit.“  So  beginnt  die
Verordnung über unsere Werkschule.

Die Werkschule ist ein Angebot für Schülerinnen
und Schüler, die Gefahr laufen, am Ende der Sekun-
darstufe I ihren angestrebten Abschluss nicht errei-
chen zu können. Dieser Bildungsgang wurde in der
Stadtgemeinde Bremen im Jahr 2009 als Schulver-
such gestartet. Vom Jahr 2009 bis zum Jahr 2012
wurde dieser Versuch mit Mitteln des Europäischen
Sozialfonds, ESF, gefördert. Bei der Reform des Schul-
gesetzes  wurde  die  Werkschule  als  eigenständiger
Bildungsgang festgelegt und ab dem Schuljahr 2012/
2013 in den Regelbetrieb der Stadtgemeinde Bremen
übernommen. Werkschulen können an einer berufs-
bildenden Schule eingerichtet, aber in Ausnahmen
auch als eigenständige Schule organisiert werden.

Auch die Stadtgemeinde Bremerhaven hat sich an
dem ESF-geförderten Schulversuch beteiligt und ab
dem Schuljahr 2010/2011 an der Werkstattschule ei-
nen Bildungsgang Werkschule angeboten, der aller-
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dings konzeptionell in wesentlichen Teilen von dem
der Stadtgemeinde Bremen abwich. Auch die Stadt-
gemeinde Bremerhaven bietet diesen Bildungsgang
für bis zu drei Schuljahre an, aber im Unterschied zur
Stadtgemeinde Bremen, Frau Häsler – und das ist der
Punkt,  deswegen  haben  Sie  es  nicht  gefunden!  –,
setzte sich die Bremerhavener Werkschule zusam-
men aus dem Projekt „nach 8“ im neunten Schuljahr
und den bereits erfolgreich existierenden Berufsori-
entierungskursen BOK beziehungsweise LAV im zehn-
ten Schuljahr und dem Bildungsgang „SCHiPS – Schü-
lerinnen und Schüler in Praktikum und Schule“.

Nach Ablauf des Schulversuchs entschied Bremer-
haven sich – und dazu hat Bremerhaven das Recht –,
diese Werkschulen nicht mehr anzubieten, sondern
stattdessen die Beschulung in der Werkstattschule als
schulersetzende Maßnahme fortzusetzen. Die Werk-
stattschule Bremerhaven bietet derzeit unterschied-
liche  Beschulungsmöglichkeiten  an:  Der  Bildungs-
gang „nach 8“ läuft über einen Zeitraum von zwei
Jahren. Der Unterricht in diesem Bildungsgang hat
insbesondere hohe praxisbezogene Anteile und macht
die Schülerinnen und Schüler fit für den Übergang
in die Berufsfeldorientierungskurse der Produktions-
schule. In der Werkstattschule werden zum Beispiel
auch Auszubildende des Magistrats Bremerhaven in
dualen Systemen ausgebildet.

„Zeitraum“ ist ein weiteres Projekt. Dieses Projekt
ist eine schulersetzende Maßnahme, die für die Schü-
lerinnen und Schüler der Klassen 5 bis 8 angeboten
wird und einen Zeitraum von drei Monaten für den
einzelnen  Schüler  nicht  überschreiten  soll.  An  der
Werkstattschule findet auch die Beschulung von Schü-
lerinnen und Schülern mit wesentlichen Behinderun-
gen statt. Zusätzlich gibt es an dieser Schule ein Projekt
für junge Mütter, und dort werden ebenfalls Projekte
für  junge  Migrantinnen  und  Migranten  angeboten
und genutzt.

Ich erinnere mich noch sehr gut und gern an die
Sitzung der Deputation für Bildung – ich glaube, es
war im Oktober –, in der uns ein erster Erfahrungs-
bericht der Werkschulen vorgelegt wurde. Wir Bil-
dungsdeputierte – insgesamt, über alle Fraktionen hin-
weg – begrüßten diesen Bericht und zeigten uns hoch-
erfreut über die Erkenntnis, dass die Werkschule kein
heimliches Förderzentrum war, also eine Schule für
Schüler mit Behinderungen, wie befürchtet.

(Glocke)

Ich setze meine Rede dann in der nächsten Runde
mit den Erfolgen fort. – Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich finde es ein bisschen
interessant: Frau Häsler, ich verteidige die Koalition
ja ungern, aber ich war auch in dieser Sitzung des
Unterausschusses für berufliche Bildung – wenn auch
etwas zu spät, weil Frau Schön und ich in einer an-
deren Veranstaltung waren –, und ich kann mich sehr
genau daran erinnern, dass die Debatte über diesen
Tagesordnungspunkt zu dieser Großen Anfrage aus-
gesetzt worden ist, weil der zuständige Referent aus
Bremerhaven nicht anwesend war.

Ich finde, wenn man darüber reden möchte, wa-
rum in Bremerhaven ein anderes Modell installiert
worden ist als in Bremen, dann sollte man auch mit
den Bremerhavenern reden und nicht über die Bre-
merhavener.

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg. Frau
H ä s l e r  [CDU]: Man kann es auch ein-
fach in die Antwort einbauen! Das wäre auch

eine Möglichkeit gewesen!)

Nein, Frau Häsler, man kann das nicht alles einfach
einbauen, und ich erkläre Ihnen dazu einmal ein paar
Dinge!

(Zuruf der Abg. Frau H ä s l e r  [CDU] –
Heiterkeit)

Nein! Ich gebe Ihnen ja durchaus recht, Frau Häs-
ler, dass viele Anfragen der Opposition, egal von wel-
chem Ressort, nahezu lieblos beantwortet werden und
man oft nachfragen muss, das ist wohl wahr –

(Abg. S e n k a l  [SPD]: Jetzt wird die Rede
wieder schlecht!)

ich kann Ihnen doch nicht immer einen Gefallen tun!
–, aber das ist jetzt hier gar nicht der springende Punkt!

Ich will einmal zurückkommen auf den Schulver-
such Werkschule! Es gab Bedenken, die Frau Schmidt-
ke eben auch erwähnt hat, dass das ein heimliches
Förderzentrum wird. Diese Bedenken hatten viele.
Ich war damals noch im Beirat mit dem Schulversuch
befasst – da war ich noch nicht Abgeordnete –, und
die Bedenken haben wir dort auch geäußert. Wir
haben aber ziemlich schnell gemerkt, dass das Mo-
dell in Bremen – in Bremerhaven kann ich es nicht
beurteilen, weil ich das natürlich nicht mitbekommen
habe – doch relativ gut zu laufen scheint, und ich habe
es auch in meiner Nachbarschaft mitbekommen. Dort
gab es einen Jungen, der aufgrund pubertärer Pro-
bleme die allgemeinen Bildungsgänge nicht geschafft
hat und es dann in der Werkschule erreicht hat. Es
scheint also zu funktionieren, und die Zahlen geben
einem ja auch erst einmal, vorsichtig betrachtet, recht.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Wir haben eine hohe Anzahl von Schülerinnen und
Schülern,  die  den  Bildungsgang  Werkschule  nicht
ohne Schulabschluss verlassen, sondern einen Schul-
abschluss erreichen, und es gibt sogar eine hohe An-
zahl von jungen Menschen, die eine erweiterte Be-
rufsbildungsreife erreichen. Dennoch gibt es an den
Werkschulen Probleme, wir haben darüber im Un-
terausschuss durchaus ja schon einmal geredet, und
zwar auch unabhängig von dieser Anfrage, und des-
wegen sage ich Ihnen, ich erkläre das noch einmal.

Wir wissen, dass das Konzept an unterschiedlichen
Schulen unterschiedlich umgesetzt wird, Sie haben
es ja eben selbst angedeutet, dass es unterschiedli-
che Voraussetzungen gibt. Wir haben auch ein Pro-
blem – und das gehört dann als Thema eher in die
Bürgerschaft als bestimmte Dinge, die man in der De-
putation beziehungsweise im Ausschuss regeln kann
– mit der Ausstattung, weil an Werkschulen auch In-
klusion stattfindet, die dort schwierig ist, weil sie die
zugehörigen  Lehrer  teilweise  nicht  in  diesem  Bil-
dungsgang haben. Wir müssen durchaus einmal da-
rüber reden, wie wir das Problem lösen, und das ist
auch eine Debatte, die wir in der Bürgerschaft füh-
ren müssen.

Ich finde aber, die Diskussion über das konkrete
Problem, wie man die Werkschulen untereinander
angleichen kann, muss man im Ausschuss führen und
nicht hier, weil man dafür vielleicht auch einmal mit
den  unterschiedlichen  Schulleitern  reden,  sie  zur
Diskussion bitten oder einfach einmal dort hingehen
muss.  Ich  denke,  das  gehört  hier  jetzt  nicht  unbe-
dingt hin.

Allerdings hätte in die Beantwortung der Anfrage
die  durchaus  berechtigte  Frage  hineingehört,  wa-
rum der Bildungsgang um Klassenverbände reduziert
worden ist, weil er ja durchaus Erfolge vorweist. Diese
Frage hätte ich auch gern von Herrn Staatsrat Kück
beantwortet.

Im Ausschuss wiederum müssen wir die Frage klä-
ren, warum Bremerhaven und Bremen zwei unter-
schiedliche Systeme haben, weil – deswegen mein-
te ich zu Beginn, ich will Ihnen das einmal erklären
– Bremerhaven einige Sonderwege in den letzten Jah-
ren gegangen ist, und die waren nicht immer schlecht.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau B ö s c h e n
[SPD]: Waren eigentlich gut!)

Dass Bremerhaven zum Beispiel die Oberstufen-
zentren erhalten hat, ist ein sehr großer Vorteil, weil
uns die Einführung der kleinen Oberstufen an den
Oberschulen in Bremen in vielen Stadtteilen vor mas-
sive Probleme stellt, Sie wissen das, wir diskutieren
dies oft in der Deputation. Es führt zu mehr Segre-
gation und zu einer Einschränkung der Fächer, die
dort angeboten werden können, und die Oberstufen-
zentren bieten zum Beispiel eine vertikale Durchläs-
sigkeit neben der horizontalen, dies ist eigentlich eine
richtig gute Sache. Ich bin sehr froh, dass Bremerha-

ven das Modell nicht aufgegeben, sondern daran fest-
gehalten hat. Wenn mir jetzt die Bremerhavener in
dem Unterausschuss glaubhaft erklären können, dass
das Modell für sie besser ist als unser Werkschulmo-
dell, dann, finde ich, kann man das akzeptieren, aber
diese Diskussion möchte ich auch zunächst im Aus-
schuss führen.

Dann wiederum müssen wir in der Bürgerschaft die
Frage diskutieren: Sind die Werkstattschulen in Bre-
merhaven gleich ausgestattet? Ich habe nämlich ge-
hört, dass sie nicht die gleiche Ausstattung haben wie
die Werkschulen in Bremen, weil dies kommunal ge-
regelt wird. Dann müssen wir diese Diskussion wie-
derum hier führen, um dort eine Angleichung vor-
zunehmen, denn es kann ja nicht sein, dass ein Mo-
dell vielleicht weniger erfolgreich ist, weil es dort eine
vollkommen andere Ausstattung gibt.

Diese Diskussion aber erst einmal in dem Ausschuss
zu führen, warum Bremerhaven einen Sonderweg
geht, ob das schlecht oder gut ist, finde ich in dem
Fall völlig berechtigt, und ich finde auch, dass der
Ausschuss weise entschieden hat, diese Diskussion
dann zu führen, wenn der Referent aus Bremerha-
ven dort ist. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schmidtke.

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Die Liste der Erfolge geht ein
Stück weiter, Frau Häsler. Vielleicht eben eine Be-
merkung an Sie: Der Name Häsler ist natürlich in der
Antwort des Senats nicht enthalten, wohl aber die
Informationen zu Bremerhaven, denn die habe ich
nämlich alle der Antwort des Senats entnommen.

(Abg. Frau H ä s l e r  [CDU]: Ja, in einer
Frage! Ich kann sie Ihnen gleich einmal vor-

legen!)

Ich bin aber auch deutlich älter als Sie, vielleicht liegt
das auch am Alter!

Wir erinnern uns: Die Mitglieder der Deputation
für Bildung begrüßten diesen Bericht und zeigten sich
hocherfreut über die Erkenntnis, dass die Werkschule
kein heimliches Förderzentrum, also eine Schule für
Schüler mit Behinderungen wurde, wie befürchtet.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Kaum  ist
man einmal fünf Minuten nicht da, schon gibt

es Streit!)

Wir freuten uns, dass die Erfolgsquote unsere Er-
wartungen bei Weitem übertraf. Von 90 Schülerinnen
und Schülern, die im ersten Jahrgang 2009 begon-
nen haben, nahmen im Jahr 2012 67 an der Abschluss-
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prüfung für die erweiterte Berufsbildungsreife teil.
Von diesen 67 Prüflingen haben 57 den Bildungsgang
erfolgreich abgeschlossen, das entspricht einer Er-
folgsquote von 85 Prozent. Die anderen zehn Schü-
lerinnen und Schüler erlangten die einfache Bildungs-
reife, und auch das ist ein Erfolg, denn bei all diesen
Schülerinnen und Schülern war die Aussicht auf ei-
nen erfolgreichen Schulabschluss eher unwahrschein-
lich.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das alles sind junge Menschen, die ohne die Werk-
schule bisher keine Aussicht auf das Erreichen eines
entsprechenden Schulabschlusses hatten, und das ist
ein Erfolg der Werkschulen,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

ein Erfolg für diese jungen Menschen und ein Erfolg
für die Lehrerinnen und Lehrer und alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an den Schulen. Gratulation
und Dank an dieser Stelle von uns!

Im Schuljahr 2012/2013 werden an zehn Standor-
ten insgesamt 33 Klassenverbände unterrichtet, das
sind insgesamt 430 Jugendliche, die ihre Chance auf
einen Schulabschluss nutzen und dafür arbeiten wol-
len; 430 Jugendliche, denen die Koalition die Dau-
men drückt und ihnen und den Ausbildern viel Er-
folg wünscht.

Alles, was gut ist, ist jedoch nicht so gut, als dass
man sich nicht doch noch weitere Verbesserungen
oder einen weiteren Ausbau wünscht, dies macht auch
die Anfrage unseres Koalitionspartners Bündnis 90/
Die Grünen deutlich. Auch hier gibt es Überlegun-
gen sowohl im Ressort als auch bei der SPD-Frakti-
on, denn wir können und wollen uns nicht auf den
Lorbeeren ausruhen.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Frau Kollegin Schmidtke,
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Dr. vom Bruch anzunehmen?

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Sie fragen ja so nett,
ich kann gar nicht Nein sagen!

(Heiterkeit – Beifall)

Vizepräsident Ravens: Herr Dr. vom Bruch, bitte
sehr!

Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Frau Schmidtke, Sie
loben ja die Arbeit der Werkschulen ganz zu Recht,
und ich glaube, alle hier im Saal teilen dies im We-
sentlichen. Ich möchte in diesem Gefolge die Frage

stellen – denn es hat mich etwas gewundert, norma-
lerweise ist es ja in einer Koalition üblich, dass man
eine Große Anfrage gemeinsam stellt –: Wenn Sie die-
se positive Grundtendenz teilen, gibt es Gründe dafür,
dass die SPD-Fraktion sich an dieser Großen Anfra-
ge nicht beteiligt hat?

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Es gibt Gründe dafür.
Wir wollten gern die Große Anfrage unseres Koali-
tionspartners bestätigen und finden, dass dieser Weg
genau der richtige ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zuruf des Abg. D r .  v o m

B r u c h  [CDU] – Unruhe)

Zum Thema Verbesserung und Ausweitung! Auch
hier gibt es Überlegungen sowohl im Ressort als auch
bei der SPD-Fraktion, denn auf den Lorbeeren aus-
ruhen können und wollen wir uns nicht. In der Ant-
wort des Senats – und das kann jeder nachlesen, da-
rum sage ich es hier nicht noch einmal – sind viel-
versprechende Entwicklungspunkte aufgezeigt. Darü-
ber hinaus möchten wir zum Beispiel unbedingt die
Vermittlungsquote bei der Suche nach einem Aus-
bildungsplatz  für  die  Absolventen  erhöhen.  Eine
Werkschule hat mich gebeten, sie bei der Vermitt-
lung von Firmenpaten  zu  unterstützen.  Gemeint  sind
damit Firmen, die bereit sind, zum Beispiel für eine
Schülerin oder einen Schüler eine Patenschaft zu über-
nehmen, sie oder ihn bei der Suche nach einem Aus-
bildungsplatz zu unterstützen, zum Durchhalten zu
motivieren und ihr oder ihm Mut zu machen, den Bil-
dungsgang nicht abzubrechen, wenn es auch einmal
schwierig wird.

Sicher aber dürfen auch die Schulen des Sekun-
darbereichs I den Lehrerinnen und Lehrern der Werk-
schule einmal über die Schultern schauen, vielleicht
bekommen sie den einen oder anderen Tipp, der ihnen
selbst den Zugang zu diesen Schülerinnen und Schü-
lern erleichtern mag.

Wir wollen die Werkschulen natürlich weiterent-
wickeln, aber wir arbeiten hier nicht unter Druck, denn
das Ergebnis der Werkschulen kann sich sehen las-
sen und muss nicht versteckt werden. Die Werkschu-
len in Bremen und Bremerhaven haben Erfolg. Sie
müssen abgesichert, unterstützt und weiterentwickelt
werden, und das sagen wir als Koalition gern zu. –
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dogan.

Abg. Frau Dogan (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen, sehr
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 18. Wahlperiode – 43. Sitzung am 19.06.133042

(A) (C)

(B) (D)

geehrte Herren! Ich möchte mich zunächst bei Ihnen
dafür bedanken, Frau Vogt, dass Sie hier sehr sach-
lich diskutiert haben, und ich war ein bisschen ent-
täuscht von Ihnen, Frau Häsler, dass Sie begonnen
haben, das Projekt erst einmal ein bisschen zu loben,
und dann geschaut haben, welches Haar Sie in der
Suppe finden können, um die Koalition hier zu kriti-
sieren. Das geht gar nicht, finde ich!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Zuruf der Abg. Frau H ä s -

l e r  [CDU])

Ich finde, man kann als Abgeordnete bei sehr vielen
Themen Kritik üben, und ich finde das auch sehr wich-
tig. Die Art und Weise aber, wie Sie hier nach vorn
gekommen sind und ein Konzept, in das Lehrerinnen
und Lehrer und Sozialpädagogen sehr viel Engage-
ment einbringen, in einer so wichtigen Debatte hier
so schlecht geredet haben, habe ich aber überhaupt
nicht verstanden, und das nehme ich Ihnen auch per-
sönlich übel, das muss ich ganz ehrlich sagen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vielleicht würde Ihnen ein Besuch an einigen Stand-
orten die Informationen geben, die Ihnen noch feh-
len, und Sie auch in der Thematik noch weiterbrin-
gen.

Sehr wichtig ist – und das hat meine Kollegin Frau
Schmidtke eben sehr schön ausgeführt –, das Kon-
zept abzusichern. Wir waren dort und haben uns das
angeschaut, und uns gegenüber hat man sich dort
wirklich positiv geäußert. Uns wurde gesagt, dass wir
dort gute Ressourcen zur Verfügung gestellt haben,
dass dort Sozialpädagogen arbeiten, uns wurde er-
klärt, dass sich dort die Lehrer – Frau Schmidtke sprach
es an, dass man sich da etwas abschauen kann –, das
war mir neu, freiwillig bewerben und auch freiwillig
arbeiten.

(Zuruf der Abg. Frau S c h m i d t k e  [SPD])

Ich denke, es ist ein ganz wichtiger Gesichtspunkt
für die Schüler, von dem ich eben berichtet habe. Ich
fand es für mich persönlich sehr beeindruckend, als
ein Schüler erklärte, wie unterschiedlich die Eindrücke
in seiner eigenen Schullaufbahn waren, die er erlebt
hat. Er sagte, vorher habe er sich so unverstanden
und nicht gehört gefühlt, und hier fühle er sich ge-
hört, aufgefangen und so weiter, und ich war sehr
glücklich darüber, dass die Schülerinnen und Schü-
ler sich sehr positiv geäußert haben.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Ein sehr wichtiger Aspekt, der hier noch nicht er-
wähnt worden ist, ist aber vielleicht noch einmal Fol-

gender: Die Werkschule ist ja in Bremen im Jahr 2009
eingerichtet worden, weil man sich auch die Werk-
stattschule in Bremerhaven damals angeschaut hat,
und diese hatte den Deutschen Schulpreis erhalten.
Das war eigentlich die Idee dafür, um die Werkschulen
auch hier in Bremen zu installieren. Ich glaube, dass
man sich Bremerhaven noch einmal ganz genau an-
schauen  und  intensiver  diskutieren  muss,  ob  nicht
auch Bremerhaven – ich weiß, Sie haben vorhin in
einigen Beiträgen gesagt, dass man von Bremerha-
ven lernen kann, das freut mich natürlich als Bremer-
havenerin – von Bremer Modellen lernen kann.

Das Modell der Werkschule hat ja gezeigt, dass man
hier Schülerinnen und Schülern eine neue Chance
eröffnen kann. Ich glaube, es ist auch Aufgabe, dies
im Schulausschuss zu thematisieren. Ich bin gespannt
auf die Antworten auf die Fragen, die gestellt wor-
den sind, und ich hoffe, dass Sie sie gleich erläutern
können.

Ich bedanke mich auch noch einmal im Namen mei-
ner Fraktion, gemeinsam mit unserem Koalitionspart-
ner, für das dortige Engagement mit diesen Schülern
und für das Erreichte. – Vielen Dank an alle Beteilig-
ten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Häsler.

Abg. Frau Häsler (CDU)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Eigentlich wollte
ich mich nicht noch einmal zu Wort melden, aber weil
ich Frau Dogan heute so enttäuscht habe, was mir
jetzt nicht so wirklich leid tut,

(Heiterkeit bei der CDU)

wollte ich dennoch einmal etwas klarstellen! Ich habe
nicht so massiv das Projekt Werkschule kritisiert, und
ich weiß auch, dass es Unterschiede zwischen Bre-
merhaven und Bremen gibt, das habe ich selbst ge-
sagt. Ich habe auch nicht nur gefragt, warum es kei-
ne Werkschulen in Bremerhaven gibt, sondern auch,
warum es nicht vielleicht auch eine Erweiterung der
Werkstattschule in Bremerhaven gibt.

Ich fand es einfach sehr schade, dass wir diese Fra-
gen – und Frau Vogt, Sie haben auch sehr viele auf-
geworfen – nicht schon einfach im Voraus in diesem
Unterausschuss klären konnten, weil ich das doch sehr
gehofft hatte, sondern dass hier heute noch sehr viele
Fragen offen sind. Wenn ich Sie darauf aufmerksam
machen darf – und das war ja auch meine Hauptkri-
tik –, gab es in jedem Beitrag sowohl von Ihnen als
auch von der SPD als auch von der LINKEN noch sehr
viele offene Fragen, die zum Teil auch jetzt an den
Staatsrat gerichtet wurden. Dies ist für mich ein Be-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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weis dafür, dass es einfach keine adäquate Beantwor-
tung gegeben hat.

(Beifall  bei  der  CDU  –  Abg. F e c k e r
[Bündnis 90/Die Grünen]: Dafür gibt es ja

auch einen Unterausschuss!)

Ja, Herr Fecker, aber der Unterausschuss setzt sich
dann auch nicht damit auseinander, sondern das The-
ma wird verschoben!

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Das hat Ihnen doch Frau Vogt erklärt, das

habe sogar ich verstanden!)

Deshalb ist es dann ein bisschen schwierig, aber es
ist ja auch schon warm und schon spät, und ich kann
das verstehen!

Frau Dogan, ich weiß, Sie sind manchmal sehr sen-
sibel, aber ich wollte es noch einmal klarstellen: Meine
Kritik bezog sich nicht auf die Werkschule, und ich
finde es absolut berechtigt, als Opposition auch einmal
die Art und Weise zu erwähnen und ansprechen zu
dürfen, wie hier teilweise miteinander umgegangen
wird. Dies hat sich auch im Verlauf der Debatten des
heutigen Tages gezeigt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Staatsrat Kück.

Staatsrat Kück: Sehr geehrter Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die Aufgabe, die
ich bekommen habe, ist ja nunmehr, auf einzelne zu-
sätzliche Fragen einzugehen. Insofern erspare ich es
mir, jetzt noch einmal das Loblied auf die Werkschule
heute vorzutragen – und das hätte ich getan –, denn
ich finde, es ist ein enormer Erfolg, wenn 85 Prozent
der Schülerinnen und Schüler, die eigentlich eine ne-
gative Prognose im bisherigen Schulsystem bekom-
men haben, doch zu einer Berufsreife geführt wor-
den sind. Das, finde ich, ist etwas, das wir nicht nur
als hervorragend hervorheben müssen, sondern das
ist ein großer Erfolg dieser neu eingerichteten Schul-
form.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Allen, die daran beteiligt waren, muss heute ein großer
Dank für ihr hohes Engagement übermittelt werden,
denn nur so war dies auch erreichbar.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Natürlich ist es noch kein gutes Ergebnis, wenn man
sagt, von ihnen haben dann nur rund 25 Prozent auch

den Weg in eine Ausbildung gefunden, und natür-
lich muss an diesem Teil gearbeitet werden, ich ver-
suche damit, auch auf ein paar Fragen von Frau Häsler
und Frau Dogan einzugehen. Es ist klar, dass wir an
diesem Teil arbeiten müssen, und da, finde ich, gibt
es aber auch Gremien. Es gibt die Bremer Vereinba-
rung, in der wir gesagt haben, wir wollen insgesamt
auch  mehr  Damen  und  Herren  in  die  Ausbildung
bringen. Wir müssen dafür aber auch zusätzliche Aus-
bildungskapazitäten schaffen, und ich finde, da sind
alle Partner auch letztlich aufgefordert, an diesem Be-
reich mitzuarbeiten. Ich finde, die Bremer Vereinba-
rung, die ja geschlossen wurde, ist der richtige Ort,
und es gibt auch eine große, positive Resonanz, auch
an diesem Modell weiter mitzuarbeiten. Ich glaube,
dass wir darüber auch eine ganze Menge zusätzli-
cher Ausbildungsplätze aktivieren können, das war
ja Ihre Frage, Frau Dogan, wie wir denn eigentlich
weiterkommen.

Ich kann sagen, dass unser Haus zusammen mit
dem Finanzressort dabei ist, auch im Rahmen der Aus-
bildungsplätze, die im Aus- und Fortbildungszentrum
angeboten werden, dafür möglichst einen gewissen
Anteil für Absolventen der Werkschule zu reservie-
ren. Ich glaube, im Moment diskutieren wir über 15
Plätze. Das ist ein weiterer Schritt, um die Ausbildung
zu erreichen und die Problemlagen abzubauen, die
einzelne Schülerinnen und Schüler – Sie haben es be-
schrieben – vor dem nächsten Schritt haben. Natürlich
muss das auch begleitet werden, aber das kann man
alles organisieren. So versuchen wir jedenfalls, das
Erfolgsmodell Werkschule jetzt weiter auszubauen.

Dass wir keine zusätzlichen Klassen haben einrich-
ten können, hat auch etwas mit der Finanzierung zu
tun, nämlich nach dem Auslaufen der ESF-Finanzie-
rung – dafür haben wir eine ganze Menge an Mit-
teln bekommen – haben wir gesagt, das ist jetzt einmal
eine der Möglichkeiten, etwas, das wir im Rahmen
von ESF erprobt haben, nun auch in einen Dauerbe-
trieb zu übernehmen, und wir haben es zusätzlich aus
den vorhandenen Mitteln finanziert, weil wir dieser
Werkschule einen besonderen Stellenwert zugeordnet
haben.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde, man darf auch ruhig erwähnen, dass man
so etwas innerhalb der vorhandenen Eckwerte ver-
sucht zu erreichen.

Über Bremerhaven ist bereits gesprochen worden,
ich gehe einmal davon aus, dass man dazu auch eine
Debatte im Unterausschuss führt. Im Übrigen darf ich
noch einmal sagen, es liegt mir auch daran, dass nicht
der Eindruck entsteht, wir als Ressort hätten diese
Große Anfrage irgendwie unfreundlich versucht zu be-
antworten, ganz im Gegenteil! Es ist ein Erfolgsmo-
dell, und damit wollen wir uns doch auch natürlich
nach außen darstellen, und wir können es auch. In-
sofern würde ich das gern mit der unfreundlichen Ant-
wort, Frau Häsler, zurückweisen!
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(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die aktive Arbeit für die Frage, wie wir es schaffen,
dass zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen wer-
den, habe ich dargestellt. Es ist erforderlich, dass alle
gemeinsam dann auch versuchen, für diese Jugend-
lichen eine Ausbildungsmöglichkeit zu eröffnen. Das
ist dann konsequenterweise der nächste Schritt, der
getan werden muss, um dann insgesamt auch zu wei-
teren Auszubildenden und Absolventen zu kommen.

Sie alle beklagen zu Recht, dass sehr viele immer
noch aus dem Schulsystem entlassen werden, ohne
dass sie eine abgeschlossene Schulbildung haben. Ich
glaube, die Werkschule ist eine Antwort auf diese Pro-
blematik, und ich hoffe, dass wir alle gemeinsam –
da schaue ich auch Frau Häsler an – mit weiterem En-
gagement für die Werkschule arbeiten können. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/907, auf die Große An-
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kenntnis.

Angebote für älter werdende Menschen mit Be-
hinderungen im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 28. März 2013

(Drucksache 18/841)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 4. Juni 2013

(Drucksache 18/930)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Stahmann.

Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung hat
der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Drucksache
18/930, auf die Große Anfrage in der Bürgerschaft
mündlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Stahmann, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion
der CDU nicht mündlich wiederholen möchten.

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bür-
gerschaft in Fraktionsstärke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Grönert.

Abg. Frau Grönert (CDU)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Seit einigen Mo-
naten steht durch einen Beitrag im Lokalfernsehen
erneut die Frage im Raum, ob Menschen mit Lern-
schwierigkeiten oder einfach mit einer geistigen Be-
hinderung ab einem Alter von 65 Jahren im bisheri-
gen System genügend Teilhabemöglichkeiten am Le-
ben haben.

Für diese Teilhabe im Alter trat Anfang des Jah-
res 2010 mit einer Begrenzung auf sechs Jahre, also
bis 2016, das so genannte Seniorenmodul in Kraft.
Es war schon zu Beginn sehr umstritten, und es ist
sicher gut, nach nun drei Jahren eine erste Bewer-
tung vorzunehmen. Da die Menschen, die das betrifft,
sehr voneinander abweichende Hilfebedarfe haben,
ist  das  Seniorenmodul  auch  aus  unterschiedlichen
Blickrichtungen zu bewerten.

Im Normalfall können die, die in einer Werkstatt
gearbeitet haben und dann mit 65 Jahren in Rente
gehen, recht gut mit diesem Angebot umgehen, ob-
wohl es auch für sie noch Nachbesserungsbedarf gibt.
Für die Gruppe derer, die vor ihrem 65. Geburtstag
eine Tagesförderstätte besuchten, sieht das aber ganz
anders aus.

Die im Lokalfernsehen vor einigen Monaten ge-
zeigte Frau gehört dazu. Sie besuchte im Rahmen der
Eingliederungshilfe für viele Jahre eine Tagesförder-
stätte, über die ihr Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft, aber auch die Förderung von Alltagskompe-
tenzen, des Selbstwertgefühls, des Sozialverhaltens
und auch von praktischen Kenntnissen und Fähig-
keiten zuteilwurde.

Sie gehört zu den Menschen mit einer so genann-
ten Schwerstmehrfachbehinderung. Sie hat sich all
die  Jahre,  wie  viele  Gäste  der  Tagesförderstätten,
sprachlich  nicht  verständlich  machen  können,  und
ohne Hilfe von zwei weiteren Personen ist es ihr nicht
möglich, aufzustehen und am Gehgestell zu laufen.
Andere Gäste können selbst mit Hilfe nicht aufste-
hen und sind bei allen körperlichen Aktivitäten wie
Anziehen, Essen, Waschen und so weiter auf Unter-
stützung angewiesen.

Selbst durch die Einordnung in die höchste Hilfe-
bedarfsgruppe haben ehemalige Tagesförderstätten-
besucher über 65 Jahre im Seniorenmodul allenfalls
die Möglichkeit, zweimal die Woche für jeweils zwei
Stunden ein Angebot, wie einen Gruppenbesuch oder
persönliche Assistenz, zu nutzen. Beides zusammen
wäre nur einmal die Woche finanzierbar. In der Ant-
wort steht etwas von viermal die Woche eine Stun-
de irgendwo hingehen, aber für Menschen mit einer
Schwerstmehrfachbehinderung, die wirklich von An-
fang bis Ende irgendwie begleitet werden müssen,
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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ist das ein Unding, viermal die Woche für eine Stunde
irgendwo hingefahren zu werden. Die restliche Zeit
bleiben diese Menschen dann in der Wohneinrich-
tung, und dort sind sie, mehr oder weniger, sich selbst
überlassen. Die Mitarbeiter kümmern sich um sie,
soweit es neben der normalen Arbeit möglich ist, doch
sie haben arbeitstechnisch oft überhaupt keine Mög-
lichkeit, die bisherige Betreuung der Tagesförderstät-
ten auch nur annähernd zu ersetzen.

Leistungen zur Teilhabe am Leben über das Seni-
orenmodul  werden  aber  ganz  bewusst  nicht  durch
Gruppenangebote  in  den  Einrichtungen  gefördert.
Die Menschen sollen aus ihrer gewohnten Umgebung
herauskommen und auch Kontakt mit anderen ha-
ben. Das ist ja auch erst einmal gut. Wie und von wem
wird aber überhaupt festgestellt, ob das Senioren-
modul in seiner jetzigen Form auch dem Wunsch und
Wahlrecht von schwerstmehrfachbehinderten Men-
schen entspricht? Ist es wirklich so klug, gerade mit
Blick  auf  schwerstmehrfachbehinderte  Menschen,
streng  dabei  zu  bleiben,  über  das  Seniorenmodul
keine,  wenigstens  Kleingruppenangebote  in  einer
Wohneinrichtung anzubieten? Sie wären für den Ein-
zelnen günstiger, und die mögliche Betreuungszeit
könnte schnell verdoppelt werden.

Wer kontrolliert eigentlich, ob das aus diesem Modul
ausgezahlte Geld an Schwerstmehrfachbehinderte
auch tatsächlich zur regelmäßigen Teilhabe am Le-
ben ausgegeben wird? Es müssen auf Dauer gute
Lösungen für schwerstmehrfachbehinderte Menschen
gefunden werden, wenn sie einerseits nicht in den
Tagesförderstätten bleiben dürfen, aber andererseits
in den Wohneinrichtungen aus Zeitmangel oft genug
nur hin- und hergeschoben werden können.

Es drängt sich doch die Frage auf, ob es wirklich
sinnvoll ist, für Schwerstmehrfachbehinderte die Leis-
tungen der Eingliederungshilfe ab 65 Jahren so ra-
dikal zu kürzen. Wäre ein Verbleiben in einer Tages-
förderstätte nicht doch viel mehr im Sinne der betrof-
fenen Menschen? Oder man müsste die Angebote und
die jetzige Finanzierung des Seniorenmoduls so an-
passen, dass auch schwerstmehrfachbehinderte Men-
schen  täglich  Zeiten  hätten,  in  denen  sie  konkrete
Teilhabemöglichkeiten am Leben haben.

In einigen Jahren wird die Zahl derer, die aus den
Werkstätten und aus den Tagesförderstätten – um bei
den Worten von Herrn Frehe zu bleiben – „in die Frei-
heit eines neuen selbstbestimmten Lebensabschnitts
gehen“, rasant steigen. Es betrifft in diesem Fall für
die  nächsten  fünf  Jahre  ungefähr  zehn  Menschen,
also, von mehr reden wir jetzt nicht, erst ab dann wird
die Zahl doch in größeren Schritten steigen. Natür-
lich können diese Menschen nicht alle ohne Alters-
begrenzung in den bisherigen Einrichtungen bleiben.

(Glocke)

Dadurch  würde  man  nicht  nur  Chancen  auf  neue
Gestaltungsmöglichkeiten vertun, sondern es kämen

auch unendlich hohe Kosten auf Bremen zu. Das wäre
haushaltspolitisch kaum darstellbar, aber man soll-
te dann auch deutlich sagen, dass das Seniorenmo-
dul trotz aller Chancen zur Selbstverwirklichung ganz
schlicht auch ein Sparmodell ist. Seine Einführung
nur als Riesenchance auf Selbstbestimmung und auf
Selbstverwirklichung zu verteidigen, wie in den letz-
ten Monaten geschehen, finde ich recht einseitig.

Zudem wurde in der letzten Zeit auch oft behauptet,
dass die Förderstätten in erster Linie fit machen sol-
len für das Arbeiten in einer Werkstatt, was aber ab
65 Jahren weder möglich noch nötig sei.

(Glocke)

Präsident Weber: Wir haben eine Redezeit von bis
zu dreimal fünf Minuten vereinbart, Sie können sich
noch einmal melden!

Abg. Frau Grönert (CDU): Ich komme sofort zum
Schluss! Die Aufgabe einer Tagesförderstätte aber so
auf eines ihrer Teilziele zu reduzieren, das halte ich
jedenfalls für ein Unding, und besonders dann, wenn
man weiß, dass es nahezu keine Übergänge aus ei-
ner Tagesförderstätte in eine Werkstatt gibt. Es sind
hier irgendwie undurchsichtige Strukturen entstan-
den, die unbedingt geklärt werden sollten. – Vielen
Dank!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Schmidtmann.

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
spreche heute zur Großen Anfrage der CDU-Frakti-
on mit dem Titel „Angebote für älter werdende Men-
schen mit Behinderungen im Lande Bremen“.

In dieser Großen Anfrage geht es im Kern um die
Frage: Können und dürfen Menschen mit Behinde-
rungen, die in Tagesstätten und Einrichtungen betreut
werden, in Rente oder in den Ruhestand gehen? Wir
Grünen sagen Ja. Auch behinderte Menschen haben
das Recht auf einen dritten Lebensabschnitt. Wir hat-
ten vor circa drei, vier Jahren diese Frage schon einmal
erläutert, allerdings ging es damals um behinderte
Mitbürgerinnen und Mitbürger, die in der Werkstatt
Bremen beschäftigt waren. Es gab damals auch ähn-
liche Argumente, wie wir sie heute hören, dass sie
nicht in Rente und in den Ruhestand gehen können.

Zum Beispiel wurde gesagt, die behinderten Men-
schen benötigten die tagesstrukturierenden Maßnah-
men in der Werkstatt, sie würden aus ihrem Freun-
des-  und  Bekanntenkreis  gerissen,  sie  verstünden
nicht, warum sie nicht mehr in die Werkstatt dürften,
sie hätten dann keine Aufgabe mehr und so weiter.
Diese Argumente wurden uns damals entgegenge-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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bracht, als es darum ging, das Seniorenmodul ein-
zuführen.

Jetzt steht dieses Thema wieder auf der Tagesord-
nung, allerdings geht es jetzt um Mitbürger, die noch
stärker behindert sind, also um den Personenkreis,
der nicht in den Werkstätten arbeitet, sondern der in
den Tagesförderstätten arbeitet. Wir sind auch da der
Meinung, dass auch für diesen Personenkreis ein Seni-
orenmodul entwickelt werden muss und ein Senio-
renmodul notwendig ist. Es ist ein neues Angebot,
und alles Neue braucht eine gewisse Zeit, bis es über-
zeugt und angenommen wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich sehe im Seniorenmodul die Möglichkeit auf
mehr Selbstbestimmtheit für Menschen mit Behin-
derungen. Wir sind und haben durch die Einführung
der Inklusion den Grundstein für die neue Behinder-
tenpolitik gelegt. Diesen Weg müssen wir auch nach
der Schule für behinderte Menschen aufrecht wei-
tergehen. Hierzu müssen wir behinderten Menschen
ermöglichen, auch auf den ersten Arbeitsmarkt zu
kommen, und zwar muss gewährleistet sein, dass die
Durchlässigkeit – da hatte Frau Grönert ja geendet
– aus den Werkstätten heraus auch möglich ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben in der letzten Expertenkommission ge-
hört, dass diese Möglichkeit im Promillebereich liegt.
Wir haben allerdings einen guten Ansatz mit der
Werkstatt Bremen, wir gründen jetzt einen Integra-
tionsbetrieb, und das Budget für Arbeit ist auch eine
Möglichkeit.

Wir müssen auch versuchen, dass wir diese festen
Strukturen aufbrechen bei der Tagesförderung, auch
hier sollte es immer Ziel sein, dass wir aus der Ta-
gesförderung heraus versuchen – es ist schwierig, das
wissen wir –, Menschen in den Werkstattbereich zu
überführen. Auch hier ist die Möglichkeit, dass dies
passiert, das haben wir im Ausschuss gehört, im Pro-
millebereich, hier gibt es aber auch größere Anstren-
gungen, die dies eventuell möglich machen können.

Abschließend lassen Sie mich noch sagen, dass wir
keine pauschalen Maßnahmen befürworten, alle
Hilfen müssen sich in erster Linie immer direkt auf
den betroffenen Menschen richten und auf seine Be-
hinderung direkt eingehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Eines möchten wir Grünen aber nicht: Dass Menschen
mit Behinderungen in der Werkstatt über 65 Jahre
arbeiten, bis sie umfallen. Das ist nicht unser Ziel.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Deswegen lassen Sie uns das Seniorenmodul gemein-
sam weiterentwickeln. – Danke, dass Sie mir zuge-
hört haben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Möhle.

Abg. Möhle (SPD)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Richtigerweise ist ja
von meinen Vorrednern zitiert worden, dass die Große
Anfrage „Angebote für älter werdende Menschen mit
Behinderungen im Land Bremen“ heißt, und genau
so hat der Senat auch geantwortet. Es geht eben nicht
nur um die Frage des Seniorenmoduls, sondern es
geht um die Frage insgesamt, was eigentlich mit äl-
teren Menschen, die behindert sind, in Bremen und
Bremerhaven passiert.

Man muss fairerweise und auch ehrlicherweise sa-
gen, dass wir mit der Frage relativ neu konfrontiert
werden, weil es eine Generation der Behinderten, die
in das Rentenalter kommen, jetzt eigentlich das ers-
te Mal gibt. Dass das historische Gründe hat, muss
ich jetzt hier nicht in aller Breite ausführen, aber es
ist so. Deswegen glaube ich, dass die Diskussion über
die Frage, wie es in dem Bereich organisiert werden
muss, eine außerordentlich wichtige ist. Ich glaube
aber auch, dass wir die Offenheit haben sollten, re-
lativ ideologiefrei zu schauen, was das Richtige ist,
was man an der Stelle tun muss.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe den Bericht von „buten un binnen“ auch
gesehen, Frau Grönert, und ich war auch, ehrlich
gesagt, kurzfristig ziemlich schockiert über das, was
da über den Bremer Äther gelaufen ist. Ich habe dann
danach gedacht, das ist aber ein Anlass für mich,
einmal die Spastikerhilfe und auch das Jugendhilfs-
werk in St. Magnus vor Ort zu besuchen, mit den
Betreuern zu reden, mit den Menschen vor Ort zu
reden, und ich habe festgestellt – und auch das, fin-
de ich, muss man hier in der Debatte ehrlicherweise
sagen –, so wie nicht behinderte Menschen vielfäl-
tig sind, sind auch behinderte Menschen unglaub-
lich vielfältig.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es  gibt  einen  Teil,  da  macht  ein  Förderprogramm
richtig Sinn. Zu sagen, dass man versucht, Menschen
mit Behinderung fit zu machen für eine Werkstatt,
auch für eine betreute Werkstatt, das macht Sinn, und
das wird auch gemacht. In dem Bereich, finde ich,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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macht es dann auch Sinn, einen Lebensabschnitt zu
haben und zu sagen, da reicht es dann mit 65 Jah-
ren in den Werkstätten auch, und dann kann man  in
Rente gehen. Ich finde nur, dass die Betreuung und
die Förderung eben nicht aufhören dürfen. Man kann
Menschen mit Behinderungen und vor allem Men-
schen mit geistiger und Mehrfachbehinderung eben
nicht einfach so „fit für den Arbeitsmarkt“ machen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wer das glaubt, davon bin ich fest überzeugt, hat
es sich vor Ort noch nicht angeschaut. Das empfehle
ich dann jedem, der hier solche Vorstellungen hat,
dass das für alle Menschen gleich sei. Ich habe Men-
schen kennengelernt, mit denen es außerordentlich
schwierig ist, überhaupt eine irgendwie geartete Kom-
munikationsebene aufzubauen. Dazu braucht man
außerordentlich hohes pädagogisches Geschick, das
ist das eine, zum anderen braucht man eine unglaub-
lich menschliche Sensibilität, um jede Regung auch ent-
sprechend einordnen zu können und daraus Schlüsse
zu ziehen.

Ich war mit meiner Kollegin Frau Schmidtke in St.
Magnus, die in dem Gebiet ja auch immer sehr rüh-
rig ist und da auch sehr viel Erfahrung hat. Sie ha-
ben uns dort berichtet, derzeit daran zu arbeiten, mit
den Behinderten nicht in so bestimmender Weise um-
gehen zu wollen, sondern dass sie dialogischer wer-
den wollen. Weil die Arbeit sehr schwierig ist und die
Behinderten gelegentlich auch sehr schwierig sind,
neigen die Menschen, die mit diesen Menschen zu
tun haben und mit denen arbeiten, dazu, gelegent-
lich einfach bestimmte Sachen durchzusetzen: Das
wird jetzt so gemacht, basta! Und dieses „das wird
jetzt so gemacht“ wollen sie deutlich nicht.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich  sage  das  deswegen,  und  das  ist  für  mich  eine
ganz wichtige Erfahrung gewesen, dass nämlich selbst
die Menschen, die in diesem Bereich arbeiten – wo-
bei ich an dieser Stelle einfügen will, ich finde, dass
sie großartige Arbeit leisten unter extrem schwieri-
gen Bedingungen

(Beifall bei der SPD)

und unser aller Dank genau für diese Arbeit auch
verdienen –, sich mit der Frage auseinandersetzen,
wie sie eigentlich den Behinderten gerechter werden
können. Heutzutage ist die Frage der Arbeit mit Be-
hinderten mit Sicherheit nicht mehr so, wie sie viel-
leicht vor 20, 30 Jahren war. Die Psychiatriereform
hat gezeigt, dass man andere Wege gehen kann, in
Bremen  auch  andere  Wege  gegangen  ist,  und  ich
glaube, das ist gut und richtig.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Aus meiner Sicht, um das ganz deutlich zu sagen,
sind wir in der Frage ein Stück weit auseinander, ich
bin fest davon überzeugt – ich meine den Koalitions-
partner, ich muss das an dieser Stelle einfach einmal
sagen –, dass es einen Kreis von Menschen gibt, wo
das Seniorenmodul nicht funktioniert und auch nicht
funktionieren kann.

(Beifall bei der SPD)

Für die Menschen, glaube ich, müssen wir eine
Lösung finden, und zwar nicht, um irgendein Ziel in
Richtung Werkstatt, Arbeitsmarkt oder so zu errei-
chen, nur damit für diese Menschen das Leben le-
benswerter wird, dass sie glücklicher werden kön-
nen, trotz ihrer schweren Behinderung Anteil haben
können am Leben überhaupt. Das ist schon schwer
genug. Gehen Sie in die Einrichtungen, schauen Sie
sich da um! Dann werden Sie mir relativ schnell recht
geben, dass es solche Fälle auch gibt, und nur für diese
Fälle spreche ich an dieser Stelle gegen das Modul.
Nicht generell, nicht dass ich da gleich falsch verstan-
den werde, aber an der Stelle glaube ich, man muss
einfach zur Kenntnis nehmen, dass es Menschen mit
Behinderungen gibt, die so schwerwiegend sind, dass
sie außerhalb dieser Kategorien fallen.

Dennoch muss man schauen – das ist für mich üb-
rigens auch ein Kernthema in der Altenarbeit –, dass
die Menschen so viel, wie sie selbst können, auch ma-
chen dürfen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist eine ganz zentrale Frage auch in der Alten-
pflege: Man muss den alten Menschen nicht schon
das Brot klein schneiden, wenn sie es noch selbst kön-
nen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Man muss das bei den Behinderten genauso nicht
da machen, wo sie es können, aber wo sie es nicht
können, wo sie die Hilfe benötigen, da muss man die
Hilfe auch leisten. Ich möchte an dieser Stelle schlie-
ßen, ich habe so das Gefühl, meine fünf Minuten Re-
dezeit sind auch gleich abgelaufen.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Sie sind der Ein-
zige, der darauf achtet im Moment!)

Ich glaube, dass wir die Diskussion offenhalten müs-
sen, ich will an dieser Stelle noch nicht sagen, es sei
fertig, die Idee sei zu Ende gedacht, sondern ich glau-
be, wir brauchen da eine gewisse Öffnung. Wir brau-
chen da auch eine gewisse neue Form des Nachden-
kens, und ich finde Ihre Große Anfrage völlig berech-
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tigt.  Es  würde  sich  auch  lohnen,  über  die  Antwort
des Senats dahingehend zu diskutieren, wie vielfäl-
tig eigentlich das Hilfsangebot in Bremen und Bre-
merhaven insgesamt ist. – Soweit vielleicht zum ersten
Teil! Danke schön!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren!
Ich bin der Meinung, dass diese Große Anfrage und
dieses Thema richtig waren und dass wir uns mit die-
sem Thema durchaus weiter auseinandersetzen müs-
sen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass es ja
ein Bereich ist, der uns weiter beschäftigen wird, weil
die Zahlen faktisch zunehmen werden. Das ist eine
Problematik, die uns in Zukunft mehr begleiten wird.

Ich möchte ganz speziell auch auf dieses Senioren-
modul eingehen. Es ist ja eine relativ neue Errungen-
schaft, es ist durchaus auch umstritten gewesen, wobei
ich interessanterweise feststellen musste, es gibt auch
einige, die in der Umsetzung der Meinung sind, das
sei ein gutes Instrument. Die Frage ist allerdings, wie
jetzt die präzise Ausgestaltung ist. Wenn ich mir das
ansehe, jetzt auch aufgrund dieser Antwort, es sind
ja relativ wenige, die das momentan in Anspruch neh-
men. Wir haben 53 Berechtigte, also Leistungsberech-
tigte, 20 im ambulanten Bereich und 33 im stationä-
ren und in Bremerhaven überhaupt niemanden. Das
hat mich schon erstaunt, da muss man ja einmal fra-
gen, woran das liegt: Wird es zu wenig weitergetra-
gen, wird darüber zu wenig informiert? Es müssen ja
Gründe vorliegen.

Ich finde auch die Argumentation nicht wirklich
überzeugend, dass die, die besonders „fit“ sind, nicht
so viel Unterstützung brauchen, und ihnen wird ja
in der Antwort unterstellt, dass sie den Tag selbst or-
ganisieren  könnten.  Nach  unseren  Recherchen  und
auch den Rückmeldungen aus den Einrichtungen ist
das wirklich nicht der Fall, ganz im Gegenteil! Des-
wegen gibt es, finde ich, den meisten Reflexionsbe-
darf bei dem Modul dieser untersten Kategorie, das
sind dann diese 180 Euro, und auf der anderen Sei-
te auch bei der Kategorie für die Schwächeren, das
sind diese 400 Euro. Wenn man bedenkt, dass es 20
Euro pro Tag sind, ist es wenig ist für einen Monat,
wirklich sehr wenig.

Gerade  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Inklusion:
Da ist es auch so, man sagt nicht, dass die Leistungs-
stärkeren weniger gefördert werden sollen, sondern
dass sie adäquat gefördert werden müssen. Das ist
in dem Zusammenhang mit zu bedenken, und das
müssen wir auch hier zugrunde legen. Das heißt, diese
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Antwort bringt uns schon ein Stück näher heran an
die Problematik, ich finde aber, wir müssen uns das
noch einmal vornehmen, und zwar aus meiner Sicht
auch in der zuständigen Deputation. Ich bin der Mei-
nung, wir müssen auch diejenigen stärker einbezie-
hen, die das in den Einrichtungen umsetzen.

Herr  Möhle  hat  es  ja  vorhin  auch  schon  einmal
angesprochen, dieses Modul ist ja nicht wirklich pass-
genau für alle, sondern man muss einmal sehen, wie
es sich auch differenziert. Dass wir unter der Fahne
der  Eigenverantwortung,  mehr  Wahlfreiheit, im Grun-
de  genommen  auch  die  Leistungen  einschränken,
kann nicht die politische Perspektive sein. Es ist ein
anspruchsvolles Projekt zu sagen, wir wollen stärker
in die ambulante Betreuung, das finde ich auch richtig,
aber das heißt auch, dies politisch entsprechend ver-
antwortlich begleiten zu müssen. Darauf möchte ich
eigentlich hinaus, dass wir das stärker einbeziehen
und in Zukunft mitreflektieren und auch noch einmal
auswerten, ob die Pauschalen so bleiben können, wie
sie sind. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Grönert.

Abg. Frau Grönert (CDU)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Schmidtmann hat eben ge-
sagt, dass innerhalb des Seniorenmoduls Angebote für
schwerstmehrfachbehinderte Menschen entwickelt
werden müssen, zumindest habe ich es so verstan-
den, aber das Seniorenmodul als solches gilt ja für
alle. Das gilt für die, die in der Werkstatt arbeiten und
eben in der Hilfebedarfsgruppe I sind, genauso wie
für die anderen, nur in der Finanzierung unterscheidet
sich das am Ende.

Das ist grundsätzlich bis zum Jahr 2016 jetzt auch
erst einmal so festgeschrieben, und ich glaube, es ist
gut, dass wir jetzt das Ganze im Blick behalten. Frau
Senatorin Stahmann hat ja auch gesagt, dass sie nach
den Sommerferien eine Evaluation vorlegen möchte,
und ich glaube, dass unsere Große Anfrage für die-
sen Rahmen jetzt, mit der Antwort zusammen natür-
lich, eine gute Diskussionsgrundlage gibt.

Ein paar Punkte habe ich aber noch, die ich vorhin
einfach nicht mit einbinden konnte. In den Tagesför-
derstätten werden zurzeit etwa 20 Personen betreut,
die über 65 Jahre alt sind, und in der Antwort des
Senats wird hier auf mögliche im Seniorenmodul ver-
ankerte  Ausnahmeregelungen  verwiesen.  Das  war
ja vor ein paar Monaten auch immer so ein Diskus-
sionspunkt,  da  gibt  es  ja  Ausnahmemöglichkeiten,
aber ich habe für diese Ausnahmeregeln nirgendwo
Kriterien finden können, das war immer nur so eine
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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diffuse  Beschreibung  davon,  wenn  die  individuelle
Unterstützung das erfordert und Ähnliches.

In  der  Praxis  scheint  das  eigentlich  auch  kaum
durchsetzbar zu sein, denn bei den 20 Fällen, die wir
jetzt haben, ist es nach meiner Information so gewe-
sen,  dass  da  in  ganz  vielen  Fällen  mit  einer  Klage
gedroht wurde, und dann ließ sich das Verbleiben in
der Tagesförderstätte zwar arrangieren, aber bislang
wurde das so nicht unter dem Seniorenmodul nachher
dargestellt. Irgendwie ist das eine merkwürdige Si-
tuation.

Wenn die Frau aus dem Beispiel, die in „buten un
binnen“ war, privat leben würde bei ihren Verwand-
ten oder bei ihrer Familie, je nachdem, was da in-
frage kommt, dann könnte sie auch nach ihrem 65.
Geburtstag ohne Probleme in der Tagesförderstätte
bleiben. Auf dieselbe Weise wird für privat wohnende
Betroffene auch ein weiterer Besuch der Werkstatt
für über 65-Jährige eben begründet. Nur für die, die
in einer stationären Einrichtung leben, ist ab 65 Jah-
ren Schluss. Ich will davon jetzt nicht die Forderung
ableiten, dass die anderen alle weiter ihre Einrich-
tungen besuchen können sollten, das habe ich, glaube
ich, vorhin auch schon dargestellt.

Durch diese genannte Sonderregelung sollen die
Angehörigen  entlastet  werden,  das  steht  auch  in
der Antwort auf die Anfrage. Allein mit Blick auf die
Entlastung der Angehörigen ein Verweilen in einer
Tagesförderstätte oder in der Werkstatt zu begrün-
den – –.

(Unruhe – Glocke)

Präsident Weber: Ich bitte doch darum, der Red-
nerin Aufmerksamkeit zu schenken!

Abg. Frau Grönert (CDU): Das allein mit dem Blick
auf die Entlastung der Angehörigen zu begründen,
finde ich nicht sinnvoll, weil wir ja immer wieder davon
gesprochen haben, dass der Betroffene mit seinen
Bedürfnissen im Mittelpunkt stehen muss, und da
kann man nicht plötzlich den Blick auf die Angehö-
rigen richten und sagen, dass sie entlastet werden
sollen, weil das ja dann auch dazu führt, dass die
Angehörigen entscheiden können, ob sie ihren Ver-
wandten weiterhin in die Tagesförderstätte schicken
oder nicht. Ich finde es sinnvoll, dass Angehörige auch
Entlastung erfahren können oder eine Unterstützung
haben,  aber  wie  gesagt,  diesen  Begründungsweg
kann ich da nicht so ganz nachvollziehen.

Dann noch ein letzter Punkt! Die in der Antwort
des Senats aufgelisteten Angebote des Seniorenmo-
duls bieten unbestritten verschiedenste Möglichkeiten
zur Beschäftigung und zum Miteinander, doch leider
sind oft weder die Angebote selbst noch die Räum-
lichkeiten auf schwerstmehrfachbehinderte Menschen
ausgerichtet.  Einen  schwerstmehrfachbehinderten
Menschen im Rollstuhl aber einfach ohne zusätzli-

che Assistenz irgendwo für eine Stunde dazuzustel-
len, ist sicherlich die günstigste Art von Teilhabe, aber
nicht immer die hilfreichste.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Selbst wenn die Überarbeitung der Richtlinie noch
längere Zeit dauern sollte, finde ich, kann die Situa-
tion für schwerstmehrfachbehinderte Menschen nicht
so bleiben, wie sie jetzt ist. Es muss für sie nachvoll-
ziehbare und unkomplizierte Regelungen geben, sol-
che Fälle wie der der im Fernsehen gezeigten Frau
dürfen sich nicht noch einmal eben so wiederholen.
Es gibt noch viele andere Details zu bedenken, aber
es macht keinen Sinn, diese hier jetzt alle aufzuzäh-
len.

Dass ein gut durchdachtes Seniorenmodul heute
auch immer einen Beitrag zur Begegnung von Men-
schen mit und ohne Behinderungen leisten soll, fin-
de ich zukunftsweisend und mittlerweile beinahe auch
schon selbstverständlich, aber wegen der schon seit
vielen Jahren bestehenden Vorurteile und eingefah-
renen Strukturen wird das nach meiner Meinung kein
einfacher Weg werden. Ich wünsche allen, die sich
dafür einsetzen, gute Ideen und auch ein gutes Durch-
haltevermögen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann*): Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Die Diskussion über Angebote
für älter werdende Menschen mit Behinderungen im
Land Bremen haben wir vor einigen Wochen mit ganz
großer Aufregung geführt, dem lag auch die beschrie-
bene Fernsehberichterstattung zugrunde.

Als Allererstes hätte ich mir gewünscht, dass der
Träger im Ressort anruft und das Problem vorträgt.
Ich war nicht begeistert davon, dass man dann das
Fernsehen einlädt, und auch über die Berichterstat-
tung haben wir ja in der Deputation gesprochen. Ich
muss  sagen,  ich  bin  nach  wie  vor  auch  nicht  ein-
verstanden mit Radio Bremen, das Herrn Frehe be-
wusst ohne seinen Rollstuhl gezeigt hat, das war als
Stilmittel eingesetzt worden. Jemanden, der über 30,
40 Jahre bundesweit für die Rechte von Behinder-
ten kämpft, der in Amerika schon gestritten hat, der
sich hier in der Bürgerschaft angekettet hat für die
Rechte und für Selbstbestimmung von behinderten
Menschen, so darzustellen, als sei er ein kalter Voll-
strecker, das ist, finde ich, einfach auch nicht in Ord-
nung!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Ich finde es völlig richtig, Frau Grönert, dass wir
heute hier diese Große Anfrage diskutieren. Ich selbst
habe in der Deputation vorgeschlagen, dieses Senio-
renmodul, das vor einigen Jahren ja mit den freien
Trägern der Wohlfahrtspflege diskutiert wurde, damals
von Herrn Dr. Knigge angeregt und dann von Herrn
Dr. Schuster weiterentwickelt wurde – Frau Garling
und Herr Frehe haben da kritisch nachgehakt, als Ab-
geordnete auch noch etwas daran verändert –, einmal
genau anzuschauen: Was hat es bewirkt? Hilft es den
Menschen, und unterstützt es dann diejenigen, die
65 Jahre und älter sind?

Die älteren Menschen sind einfach unterschiedlich.
Wir beschäftigen uns mit der Frage, wie wir eigent-
lich älter werden wollen. Für Menschen ohne Beein-
trächtigungen, aber auch für Menschen mit Beein-
trächtigungen und Behinderungen müssen wir schau-
en, dass wir unterschiedliche Angebote vorhalten. Da
kann man nicht einfach alles einheitlich machen, son-
dern wir brauchen eben die Vielfalt.

Dann geraten wir natürlich auch, und ich sage es
auch einmal so im Klartext, einmal mit den Trägern
aneinander, weil es natürlich am Ende des Tages auch
immer um Verhandlungen über das Geld geht. Das
hat man dann in der Deputation auch gemerkt: Am
Ende geht es dann eben auch darum, dass es in Bre-
men gewachsene Strukturen gibt, und wenn man sie
hinterfragt,  dann  führt  das  natürlich  zu  Aufregung,
auch zu Unruhe, aber ich glaube, es ist auch Ange-
legenheit der Sozialdeputation, manch gewachsene
Struktur in Bremen zu hinterfragen, ob sie wirklich
überhaupt noch nach den Bedürfnissen der Men-
schen  ausgerichtet  ist.  Deshalb  ist  es  wichtig,  dass
wir da nachhaken.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde den Weg richtig, den wir jetzt gewählt ha-
ben, dass wir sagen, wir evaluieren. Wir haben die
Träger alle eingeladen, es gibt Fragen, die abgear-
beitet werden. Wir haben jetzt in Vorbereitung für
den 30. Oktober den Fachtag mit dem Thema „Per-
spektiven der beruflichen und sozialen Teilhabe für
Menschen  mit  Behinderung  und  hohem  Unterstüt-
zungsbedarf“, der im „Quadrat“ stattfindet, es ist eine
große  öffentliche  Veranstaltung.  Ich  finde  es  auch
richtig, dass wir uns dann alle damit auseinanderset-
zen. Es werden die Leistungsanbieter, die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter aus den Einrichtungen kom-
men, die Politik ist eingeladen, und ich wünsche mir
auch, dass die Menschen, die diese Angebote nut-
zen, dann auch kommen, wir laden sie auch dazu ein.
Auch da – Herr Stegmann hat es ja in der Deputati-
on gesagt – gibt es eben unterschiedliche Wünsche.

Der Martinshof beschäftigt sich jetzt auch mit der
Frage: Was bieten wir eigentlich den Menschen, die

bei uns ein Leben lang in den Werkstätten gearbei-
tet haben, Marmelade gekocht haben, Kerzen her-
gestellt haben, in der Töpferwerkstatt waren und für
Mercedes gearbeitet haben? Der Martinshof sagt, er
wolle keine extra abgeschlossenen Begegnungsstät-
ten haben, sondern er macht sich jetzt auf den Weg
und hat mit allen Begegnungsstätten in Bremen in den
verschiedenen  Stadtteilen  gesprochen.  Ich  finde,
das ist genau der richtige Weg, dass wir sagen, auch
Menschen mit geistiger Beeinträchtigung sollen die
Möglichkeit haben, in reguläre Einrichtungen zu ge-
hen, und auch die regulären Einrichtungen, die wir
bisher haben – und manche sind closed shops –, müs-
sen sich verändern. Den Weg wollen wir gern mit ih-
nen gemeinsam gehen, und ich freue mich da auch
auf die Diskussion.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde es sehr gut, dass Herr Hautop diesen Weg
jetzt auch so offensiv geht. Es gibt eben auch die Ein-
richtungen, die sagen, das ist ein Weg, den wir ge-
hen müssen, und zwar nicht für alle gleich, sondern
sehr unterschiedlich. Ich wünsche mir auch die Of-
fenheit bei den Trägern, die sich da bisher noch nicht
so auf den Weg gemacht haben. Wie gesagt, wir wol-
len keine Menschen bestrafen, es soll niemand aus-
geschlossen werden, das finde ich ganz wichtig, und
es  soll  auch  niemand  Angst  haben  –  das  ist  ja  der
Punkt, Frau Grönert, den Sie auch noch einmal the-
matisiert haben –, dass er künftig nicht mehr so gut
versorgt ist wie bisher. Es ist wichtig, dass wir da immer
die Menschen im Auge haben und sie auch die pas-
senden Angebote bekommen, so, wie Herr Möhle es
auch vorgetragen hat.

Wie gesagt, die Diskussion geht weiter, wir zeigen
hier jetzt einmal die Bestandsaufnahme, und ich freue
mich mit Ihnen auf eine angeregte Diskussion. – Dan-
ke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/930, auf die Große An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ihr Ein-
verständnis vorausgesetzt rufe ich keinen weiteren
Tagesordnungspunkt für heute auf.

Ich schließe die heutige Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag).

(Schluss der Sitzung 17.55 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über die Drucksache 18/912

Für den Antrag gestimmt haben die Abgeordneten

Aytas, Ruken (SPD) Oppermann, Manfred (SPD)

Böschen, Sybille (SPD) Pohlmann, Jürgen (SPD)

Bolayela, Elombo (SPD) Reinken, Dieter (SPD)

Brumma, Winfried (SPD) Rosenkötter, Ingelore (SPD)

Dogan, Sülmez (Bündnis 90/Die Grünen) Ryglewski, Sarah (SPD)

Dr. Eversberg, Ulf (Bündnis 90/Die Grünen) Saffe, Jan (Bündnis 90/Die Grünen)

Fecker, Björn (Bündnis 90/Die Grünen) Saxe, Ralph (Bündnis 90/Die Grünen)

Garling, Karin (SPD) Dr. Schaefer, Maike (Bündnis 90/Die Grünen)

Gottschalk, Arno (SPD) Dr. Schierenbeck, Anne (Bündnis 90/Die Grünen)

Grotheer, Antje (SPD) Schildt, Frank (SPD)

Dr. Güldner, Matthias (Bündnis 90/Die Grünen) Dr. Schlenker, Stephan (Bündnis 90/Die Grünen)

Hamann, Rainer (SPD) Schmidtke, Margitta (SPD)

Hoch, Doris (Bündnis 90/Die Grünen) Schmidtmann, Dirk (Bündnis 90/Die Grünen)

Holsten, Reiner (SPD) Schön, Silvia (Bündnis 90/Die Grünen)

Hoppe, Marie (Bündnis 90/Die Grünen) Senkal, Sükrü (SPD)

Dr. Kappert-Gonther, Kirsten (Bündnis 90/Die Grünen) Seyrek, Mehmet-Ali (SPD)

Kottisch, Andreas (SPD) Tsartilidis, Elias Alexander (SPD)

Krümpfer, Petra (SPD) Tschöpe, Björn (SPD)

Liess, Max (SPD) Tuchel, Valentina (SPD)

Mahnke, Manuela (SPD) Vogelsang, Rolf (SPD)

Möhle, Klaus (SPD) Weber, Christian (SPD)

Dr. Mohammadzadeh, Zahra (Bündnis 90/Die Grünen) Weigelt, Helmut (SPD)

Neddermann, Linda (Bündnis 90/Die Grünen) Werner, Carsten (Bündnis 90/Die Grünen)

Öztürk, Mustafa (Bündnis 90/Die Grünen) Willmann, Frank (Bündnis 90/Die Grünen)

Öztürk, Patrick (SPD)

Gegen den Antrag haben gestimmt die Abgeordneten

Ahrens, Sandra (CDU) Dr. Korol, Martin (fraktionslos)

Bensch, Rainer (CDU) Motschmann, Elisabeth (CDU)

Bernhard, Claudia (DIE LINKE) Neumeyer, Silvia (CDU)

Bödeker, Paul (CDU) Piontkowski, Gabriela (CDU)

Dr. vom Bruch, Thomas (CDU) Ravens, Bernd (CDU)

Grobien, Susanne (CDU) Röwekamp, Thomas (CDU)

Grönert, Sigrid (CDU) Rohmeyer, Claas (CDU)

Häsler, Luisa-Katharina (CDU) Rupp, Klaus-Rainer (DIE LINKE)

Hinners, Wilhelm (CDU) Salomon, Silke (CDU)

Imhoff, Frank (CDU) Strohmann, Heiko (CDU)

Kastendiek, Jörg (CDU) Timke, Jan (BIW)

Kau, Carl (CDU) Tuncel, Cindi (DIE LINKE)

Knäpper, Erwin (CDU) Vogt, Kristina (DIE LINKE)

Der Stimme enthalten hat sich die Abgeordnete

Peters-Rehwinkel, Insa (SPD)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)

vom 19. Juni 2013

Anfrage  11:  Gefahrguttransporte  per  Eisenbahn
durch Bremen

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Gefahrguttransporte welchen
Umfangs und welcher Beschaffenheit fahren mit der
Bahn durch Bremen?

Zweitens: Welche Maßnahmen zur Unfallvorsor-
ge beziehungsweise zum Unfallmanagement werden
angesichts der teilweise dichten Bebauung zum Schutz
der Bevölkerung an den Strecken in Bremen getrof-
fen?

Drittens: Fahren diese Gefahrguttransporte nach
Möglichkeit auf mittig gelegenen Gleisen, um beim
Querstellen von Waggons Schäden auf angrenzen-
den Grundstücken zu vermeiden?

Saxe, Frau Dr. Schaefer,
Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Verantwortlich für den Transport von
Gütern einschließlich Gefahrgütern sind die Eisen-
bahnverkehrsunternehmen. Die systemimmanente Si-
cherheit der Bahn und das umfassende Regelwerk
für den Gefahrguttransport gewährleisten einen hohen
Sicherheitsstandard bei der Beförderung gefährlicher
Güter auf der Schiene. Es besteht keine Verpflich-
tung, staatliche Stellen oder die DB Netz AG als Be-
treiberin der Schieneninfrastruktur über Gefahrgut-
transporte zu informieren. Entsprechende Informa-
tionen liegen dem Senat daher nicht vor.

Zu Frage 2: Die nicht polizeiliche Gefahrenabwehr
hat für verschiedenste Schadensszenarien Einsatz-
pläne. So ist ein allgemeines Gefahrgutmanagement
vorhanden, das auch bei Gefahrguteinsätzen auf der
Schiene zum Einsatz kommt. Speziell für das Notfall-
management in Gleisbereichen der DB AG sind die
von  dort  herausgegebenen  Informationsunterlagen
Bestandteil der Einsatzvorbereitung. Des Weiteren
liegen von der DB AG zur Verfügung gestellte We-
gekarten für das Erreichen von Einsatzorten in Gleis-
bereichen vor. Zuständig für Ereignisse im Gleisbe-
reich ist das Notfallmanagement der DB AG. Die im
Einzelnen zu treffenden Maßnahmen ergeben sich
aus dem jeweiligen Lagebild.

Zu Frage 3: Die Wahl der befahrenen Strecken und
der Gleise richtet sich nach dem Laufweg der Züge
sowie dem Fahrplan. Die DB Netz AG besitzt keine
Informationen, welche Güterzüge Gefahrgüter trans-
portieren. Eine entsprechende Disposition ist auch aus
diesem Grund nicht möglich.

Anfrage 12: Girokonto für alle

Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Erkenntnisse hat der Senat über
die  Einrichtung  von  guthabenbasierten  Girokonten
in Bremerhaven und Bremen im Vorgriff auf die Um-
setzung der entsprechenden EU-Richtlinie?

Zweitens: Sieht der Senat zum gegenwärtigen Zeit-
punkt weiteren Handlungsbedarf, um das Recht auf
ein guthabenbasiertes Girokonto umzusetzen?

Drittens: Wie stellt der Senat sicher, dass das Amt
für Soziale Dienste im Land Bremen auf die Möglich-
keit der Inanspruchnahme eines guthabenbasierten
Girokontos aufmerksam macht?

Frau Wendland,
Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die Sparkassen haben im Vorgriff auf
die Umsetzung der entsprechenden EU-Richtlinie eine
Selbstverpflichtung abgegeben, dass sie für jede in
ihrem Geschäftsgebiet ansässige Privatperson unab-
hängig von ihrer Staatsangehörigkeit oder Nationa-
lität auf Wunsch zumindest ein Guthabenkonto, „Bür-
gerkonto“, führen. Dies strebt auch die Sparkasse in
Bremen an. Die Bremer Landesbank hat erklärt, dass
das guthabenbasierte Konto bereits jetzt ein integra-
ler Bestandteil der Produktpalette ist.

Mangels einer gesonderten Erfassung gibt es keine
eindeutigen Daten zur Zahl der Kontolosen im Lan-
de Bremen. Es ist lediglich bekannt, dass das Land
Bremen derzeit für circa 770 Haushalte jährlich Bar-
zahlungen für Leistungen nach dem SGB XII und dem
Asylbewerberleistungsgesetz  leistet.  Aus  der  Zah-
lungsabwicklung kann jedoch nicht unmittelbar ge-
folgert werden, dass die Leistungsempfängerinnen
und Leistungsempfänger nicht über ein eigenes Konto
verfügen.

Zu Frage 2: Aus sozialpolitischer Sicht besteht eine
hohe Priorität, allen Bürgerinnen und Bürgern unseres
Bundeslandes – unabhängig von ihrer finanziellen
Situation – die Einrichtung eines Girokontos auf Gut-
habenbasis zu ermöglichen, um eine soziale Ausgren-
zung in unserer Gesellschaft zu verhindern.

Daher  unterstützt  das  Bundesland  Bremen  seit
vielen Jahren aktiv sämtliche Initiativen zur Umset-
zung  des  Girokontos  für  alle  und  hat  sich  darüber
hinaus auch auf Bundesebene engagiert, eine bun-
desgesetzliche Regelung durchzusetzen. Der Senat
hat in seiner Sitzung am 30. April 2013 beschlossen,
dem Gesetzesantrag des Landes Nordrhein-Westfalen
zur Einführung eines Anspruchs auf Einrichtung ei-
nes Girokontos auf Guthabenbasis, GiroGuBaG, bei-
zutreten.

Zu Frage 3: Die Sozialzentren des Amtes für Sozi-
ale Dienste in Bremen werden beratend tätig und un-
terstützen die Leistungsempfänger und Leistungsemp-
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fängerinnen bei der Eröffnung eines guthabenbasier-
ten Girokontos.

Anfrage 13: Zahlungen der senatorischen Behörde
an Tagesmütter in Bremen und Bremerhaven

Wir fragen den Senat:

Erstens: In wie vielen Fällen in den vergangenen
zwölf Monaten mussten Tagesmütter länger als vier
Wochen auf das Geld der senatorischen Behörde war-
ten, inklusive Nachzahlungen?

Zweitens: Welche Gründe liegen vor, dass Tages-
mütter unregelmäßig und teilweise monatelang auf
das Geld von der senatorischen Behörde warten muss-
ten?

Drittens: Was plant der Senat, um diese Umstände
zu verbessern?

Tuncel,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die Zahlungen von Entgelten in der
Kindertagespflege obliegen den Stadtgemeinden Bre-
men und Bremerhaven.

Bremen: Die Zahlbarmachung an die Tagespfle-
gepersonen erfolgt mithilfe eines EDV-Systems in der
Wirtschaftlichen Jugendhilfe. Gesicherte Erkenntnis-
se, ob ein Antrag auf Tagespflege beziehungsweise
alle notwendigen Unterlagen überhaupt oder recht-
zeitig eingegangen sind, ließen sich nur mit einer
Aktensichtung ermitteln. Dies ist aber aufgrund des
Bearbeitungsrückstands nicht leistbar.

Bremerhaven: In Bremerhaven ist es in den ver-
gangenen zwölf Monaten in keinem bekannten Fall
zu einer verspäteten Auszahlung an Tagesmütter ge-
kommen.

Zu Frage 2: Bremen: Die Bearbeitungsrückstände
sind auf die sehr schwierige Arbeitssituation im Fach-
dienst Wirtschaftliche Jugendhilfe zurückzuführen.
Der reduzierte Personalbestand, Stichtag Juni 2012,
von 36,34 BV, Beschäftigungsvolumen, bei einer Ziel-
zahl von gesamt 39,47 BV, sowie eine hohe Anzahl
krankheitsbedingt abwesender Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen  in  der  Wirtschaftlichen  Jugendhilfe
führten zu den Zahlungsrückständen für die Tages-
pflegepersonen. Inzwischen wurde eine Zielzahler-
höhung auf 44,47 BV vorgenommen bei einer der-
zeitigen Besetzung von 42,01 BV. Außerdem hat sich
die Situation in Bezug auf krankheitsbedingt abwe-
sende Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verbessert.
Im Ergebnis stehen nun zum 1. Juni 2013 tatsächlich
5,5 Mitarbeiterinnen mehr für die Aufgabenwahrneh-
mung zur Verfügung als vor einem Jahr.

Bremerhaven: Siehe Antwort auf Frage 1.

Zu Frage 3: Bremen: Im Rahmen der Organisati-
onsuntersuchung im Arbeitsbereich der Wirtschaft-
lichen Jugendhilfe wird vor dem Hintergrund dau-

erhafter hoher Arbeitsbelastung die Möglichkeit ge-
prüft, Aufgaben der Wirtschaftlichen Jugendhilfe im
Bereich der Kindertagespflege an den Träger Pflege-
kinder in Bremen gGmbH zu übertragen. Erste Ge-
spräche mit den Gesellschaftern des Trägers PiB haben
stattgefunden, und in Arbeitsgruppen werden die Um-
setzungsschritte vorbereitet. Bis zur Umsetzung be-
steht mit der Amtsleitung des Amtes für Soziale Diens-
te und der senatorischen Behörde eine Vereinbarung,
dass der Bearbeitung der Zahlungen von Entgelten
an Kindertagespflegepersonen neben der Bearbei-
tung der Zahlungen von Pflegesätzen in der Vollzeit-
pflege höchste Priorität eingeräumt wird.

Bremerhaven: Es gibt zurzeit keinen zwingenden
Anlass, in Bremerhaven über eine Veränderung der
bisherigen Praxis nachzudenken.

Anfrage 14: Zielerreichung und Budgetentwicklung
der Jobcenter im Land Bremen

Wir fragen den Senat:

Erstens:  Wie  haben  sich  Mittelabfluss  und  -ver-
pflichtung der zur Finanzierung arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen der Jobcenter im Land Bremen zur
Verfügung stehenden Budgets im bisherigen Jahres-
verlauf 2013 entwickelt?

Zweitens: Wurden die im Arbeitsmarkt- und Inte-
grationsprogramm, AMIP, definierten Ziele und Ziel-
gruppen im bisherigen Jahresverlauf 2013 erreicht,
falls nicht, welche konkreten Abweichungen haben
sich aus welchen Gründen wo ergeben?

Drittens: Welche Frühwarninstrumente zur Iden-
tifikation möglicher Abweichungen von der Budget-
und Zielplanung der Jobcenter im Land Bremen wer-
den in den Trägerversammlungen genutzt?

Reinken,
Tschöpe und Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Vorbemerkung: Die nachfolgenden zahlenmäßigen
Angaben der Jobcenter, JC, Bremen und Bremerha-
ven haben den Stand vom 3. Juni 2013.

Zu Frage 1: Bremen: Das JC Bremen verfügt im Jahr
2013 über einen Eingliederungstitel, EGT, in Höhe
von 39,1 Millionen Euro, davon wurden 38,9 Prozent
ausgegeben. Das JC Bremen liegt damit leicht un-
ter dem Durchschnitt der Regionaldirektion Nieder-
sachen-Bremen, RD NSB, mit 39,9 Prozent und dem
Bundesdurchschnitt von 40,2 Prozent. Die Gesamt-
bindungen, also Ausgaben plus Verpflichtungen, be-
tragen 82,4 Prozent des Budgets.

Bremerhaven: Das JC Bremerhaven verfügt im Jahr
2013 über einen EGT in Höhe von 11,3 Millionen Euro,
davon  wurden  39,8  Prozent  ausgegeben.  Das  JC
Bremerhaven liegt damit nahezu im Durchschnitt der
Regionaldirektion  NSB  mit  39,9  Prozent  und  leicht
unterhalb des Bundesdurchschnitts von 40,2 Prozent.
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Die Gesamtbindungen im JC Bremerhaven betragen
87,7 Prozent und liegen damit oberhalb des Durch-
schnitts der RD NSB mit 85,4 Prozent und des Bun-
des mit 85,6 Prozent.

Zu Frage 2: Jobcenter Bremen: Für die integrations-
orientierten Instrumente ist der Anteil am zur Ver-
fügung  stehenden  Eingliederungsbudget  von  rund
56 Prozent auf 59 Prozent angestiegen. Es hat also
eine Verlagerung zugunsten dieser arbeitsmarktnahen
Förderinstrumente stattgefunden. Für die Beschäf-
tigung schaffenden Maßnahmen ist der Anteil am Ge-
samtbudget von 29 Prozent leicht auf 28 Prozent ab-
gesenkt worden.

Jobcenter Bremerhaven: Das Jobcenter Bremerha-
ven verfügt nach Zuweisung der Mittel durch den
Bund über einen EGT von 11,3 Millionen Euro, eine
Million Euro weniger als im Arbeitsmarkt- und Inte-
grationsprogramm Ende 2012 planerisch angenom-
men. Für die integrationsorientierten Instrumente ist
der Anteil am jeweils zur Verfügung stehenden Ge-
samtbudget von 56 Prozent auf 54 Prozent abgesenkt
worden. Es hat also eine Verschiebung zulasten dieser
arbeitsmarktnahen Instrumentengruppe stattgefun-
den. Für die Beschäftigung schaffenden Maßnahmen
ist bedingt durch das verminderte EGT-Budget der
Anteil am Gesamtbudget von 28,5 Prozent auf 31 Pro-
zent erhöht worden. In beiden Jobcentern umfassen
die dargestellten Instrumentengruppen rund 85 Pro-
zent des Mittelvolumens.

Zu Frage 3: Den Trägerversammlungen stehen In-
formationen zu Budgets, Mittelbindungen, Verpflich-
tungen in Folgejahren und Auszahlungen sowie die
korrespondierenden Zahlen geförderter Teilnehmer-
innen und Teilnehmer für das gesamte Eingliede-
rungsbudget und seine Instrumente zur Verfügung.
Ergänzend wird über notwendige Planungskorrek-
turen und Steuerungsimpulse beraten. Verantwort-
lich für die Umsetzung des Eingliederungsbudgets
bleiben jedoch der Geschäftsführer/die Geschäftsfüh-
rerin des jeweiligen Jobcenters und die Bundesagen-
tur für Arbeit als Träger der Leistung nach Paragraf 6
Absatz 1 Ziffer 1 SGB II.

Anfrage 15: Übernahme des Tarifergebnisses auf
die Beamten

Wir fragen den Senat:

Wann und in welcher Form beabsichtigt der Se-
nat eine Nachholung der Übernahme des jetzigen Ta-
rifergebnisses, TV-L, auf die Beamten der Besoldungs-
gruppe ab A 11?

Welche  Kosten  würden  durch  eine  inhaltsglei-
che, aber um ein halbes Jahr zeitverzögerte erste Er-
höhung  zum  1.  Juli  2013,  zweite  Erhöhung  zum
1. Juli 2014, Übernahme des Tarifergebnisses auf alle
Beamten in den Jahren 2013, 2014 und 2015 im Ver-

gleich zur nun beabsichtigten teilweisen Übernah-
me des Tarifergebnisses entstehen?

Hinners, Dr. vom Bruch,
Röwekamp und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Der Senat hat der Bürgerschaft einen
Gesetzentwurf zur Anpassung der Besoldung und der
Versorgungsbezüge der bremischen Beamtinnen und
Beamten vorgelegt, den die Bremische Bürgerschaft
in dieser Sitzung in zweiter Lesung beraten wird. Der
Gesetzentwurf sieht Anpassungen in den Jahren 2013
und 2014 vor. Der Senat wird deshalb 2015 erneut
zu entscheiden haben, ob und mit welchem Inhalt er
der Bremischen Bürgerschaft unter den dann gelten-
den wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedin-
gungen einen Entwurf für ein Anpassungsgesetz zu-
leiten wird.

Zu Frage 2: Die Mehrkosten würden im Haushalts-
jahr 2013 8,5 Millionen Euro, im Jahr 2014 27,6 Mil-
lionen Euro und im Jahr 2015 34,2 Millionen Euro
betragen.

Anfrage 16: Auswirkungen der Niederlegung der
Prüfungstätigkeit

Wir fragen den Senat:

Welche Auswirkungen hat die angekündigte Nie-
derlegung der Prüfungstätigkeit der Richter und Staats-
anwälte bei den Prüfungen zum ersten und zweiten
juristischen Staatsexamen, und wie viele Prüfungen
wurden aufgrund dieser Niederlegung bereits ver-
schoben oder abgesagt?

Welche weiteren Sonderdienste sind von der Nie-
derlegung betroffen, und wie will der Senat diese Nie-
derlegung kompensieren?

Welche Folgen ergeben sich daraus für den juris-
tischen Nachwuchs und die Referendarausbildung
in Bremen?

Frau Piontkowski, Dr. vom Bruch,
Röwekamp und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Das Justizprüfungsamt in Bremen hat
für die anstehende Prüfungskampagne im ersten Staats-
examen im Juni und Juli dieses Jahres 16 Prüfungs-
termine angesetzt, die wie vorgesehen durchgeführt
werden können. Die Prüfungen zum zweiten Staats-
examen werden vom Gemeinsamen Justizprüfungs-
amt der Länder Freie Hansestadt Bremen, Freie und
Hansestadt Hamburg und Schleswig-Holstein in Ham-
burg abgenommen. Auch hier sind Prüfungen bisher
weder verschoben noch abgesagt worden.

Zu Frage 2: Richterinnen und Richter sind beispiels-
weise mit der Prüfung notarieller Tätigkeiten nach
Paragraf 93 Bundesnotarordnung oder der Schulung
von ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern be-
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fasst. Diese Tätigkeiten werden auch weiterhin wahr-
genommen. Das Gleiche gilt auch für alle anderen
Aufgaben, die Richterinnen und Richter und Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte außerhalb ihres Haupt-
amtes für die Justiz übernommen haben.

Zu Frage 3: Der Senat geht davon aus, dass auch
in Zukunft die Ausbildung des juristischen Nachwuch-
ses gesichert ist. Sollte sich aber zukünftig eine grö-
ßere Anzahl von Praktikern an der Prüfungstätigkeit
nicht beteiligen, würde dies zu einer ganz erhebli-
chen Belastung der Prüferinnen und Prüfer führen,
die sich dem Ausbildungsauftrag verpflichtet fühlen.

Anfrage 17: Verpflegung der Asylbewerber und
Asylbewerberinnen in der Zentralen Aufnahmestelle

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hoch ist die Verpflegungspauschale
für volljährige beziehungsweise minderjährige Asyl-
bewerber und Asylbewerberinnen in der Zentralen
Aufnahmestelle, ZASt?

Zweitens: Wann ist die Kantine der ZASt geöffnet,
und inwiefern ist es notwendig, dass beispielsweise
Kinder oder Kranke persönlich ihre Rationen abho-
len?

Drittens: Inwiefern plant der Senat, die Verpfle-
gungsstandards für die in der ZASt untergebrachten
Asylbewerberinnen und Asylbewerber zu verbessern?

Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu  Frage  1:  Die  tägliche  Verpflegungspauschale
beträgt altersunabhängig pro Person 9,71 Euro.

Zu Frage 2: Der Speiseraum der Zentralen Aufnah-
mestelle ist geöffnet: Frühstück 7.30 Uhr bis 8.30 Uhr,
Mittagessen 12.00 Uhr bis 13.30 Uhr, Abendessen
17.30 Uhr bis 18.30 Uhr. Die Mahlzeiten sind aus hy-
gienischen Gründen grundsätzlich im Speiseraum ein-
zunehmen. Dies gilt auch für Familien. Sofern Bewoh-
nerinnen oder Bewohner aus gesundheitlichen  Grün-
den die Mahlzeiten in ihrem Zimmer einnehmen müs-
sen, wird dies selbstverständlich ermöglicht. Sind Be-
wohnerinnen oder Bewohner zum Beispiel aufgrund
von Behördenterminen,  Arztbesuchen  oder  der  Teil-
nahme an Sprachkursen zu einzelnen Mahlzeiten nicht
anwesend, werden nach Absprache Essensportionen
beziehungsweise Lunchpakete bereitgestellt.

Zu Frage 3: Dem Senat ist bewusst, dass die Un-
terbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft für die
betroffenen Flüchtlinge eine Beeinträchtigung ihrer
persönlichen  Lebenssituation  mit  sich  bringt.  Dazu
zählt auch die Tatsache der vorübergehenden An-
gewiesenheit auf eine Gemeinschaftsverpflegung. Um
dies möglichst erträglich zu gestalten, wird bei den
wöchentlichen Speiseplänen auf eine abwechslungs-
reiche Zusammenstellung Wert gelegt und zudem nach
Möglichkeit individuellen Wünschen gefolgt. So ent-

halten  sämtliche  Speisen  generell  kein  Schweine-
fleisch, und es wird auf Wunsch vegetarische Kost aus-
gegeben.  Ebenso  wird  einer  aus  gesundheitlichen
Gründen erforderlichen Ernährungsumstellung durch
entsprechende Schonkost Rechnung getragen. Eine
Notwendigkeit, die Verpflegungsstandards für die in
der ZASt untergebrachten Asylbewerberinnen und
Asylbewerber grundsätzlich zu verändern, sieht der
Senat daher nicht.

Anfrage 18: Versorgung mit Betreuungsplätzen

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Kinder befinden sich in Bremen
und Bremerhaven derzeit jeweils auf der Warteliste
der U3-Einrichtungen?

Zweitens: Wie viele Kinder mit oder ohne Rechts-
anspruch auf einen Betreuungsplatz, die das erste
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind derzeit
in Bremen und Bremerhaven jeweils unversorgt?

Drittens: In welcher Weise, schriftlich, mündlich,
und  durch  wen  sind  Eltern,  deren  Kinder  sich  auf
Wartelisten von U3- und U6-Einrichtungen befinden,
in Bremen und Bremerhaven darüber informiert wor-
den, dass sie ihren Rechtsanspruch auf einen Betreu-
ungsplatz verlieren, wenn sie ihr Kind nicht von der
Warteliste abmelden und beim Sozialzentrum anmel-
den?

Tuncel,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Bremen: Die Träger von Tageseinrich-
tungen für Kinder der Stadtgemeinde Bremen haben
zum Stichtag 30. April 2013 von insgesamt 379 Kin-
dern berichtet, die auf einrichtungsbezogenen War-
telisten für Plätze für unter Dreijährige geführt wer-
den.

Bremerhaven: Für den Bereich der unter dreijäh-
rigen Kinder stellt sich die Anmeldesituation, Stand
März  2013,  wie  folgt  dar:  Insgesamt  sind  hier  282
Plätze nachgefragt. Dem gegenüber stehen 232 freie
Plätze in bestehenden Einrichtungen. Die sich derzeit
in Schaffung befindlichen 60 Plätze zum 1. August
2013 sind hierbei noch nicht berücksichtigt. Somit ist
derzeit von einer Ausgewogenheit von Betreuungs-
angeboten und Nachfrage zum 1. August 2013 aus-
zugehen.

Zu Frage 2: Bremen: Kinder unter einem Jahr, die
gemäß Paragraf 24 SGB VIII Absatz 1 einen Rechts-
anspruch auf frühkindliche Förderung haben, wer-
den entweder in einer Tageseinrichtung oder in ei-
ner Tagespflegestelle versorgt. Kinder unter einem
Jahr, die keinen Rechtsanspruch auf Tagesbetreuung
haben, sind nicht unversorgt.

Bremerhaven: Derzeit sind darüber hinaus dem Amt
für Jugend, Familie und Frauen keine Kinder gemel-
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det, für die ein nicht erfüllter Betreuungswunsch be-
steht.

Zu Frage 3: Bremen: Eltern, die auf eine ganz be-
stimmte, von ihnen bevorzugte Einrichtung oder Ta-
gespflegestelle für die Betreuung ihres Kindes fest-
gelegt sind und auf einer einrichtungsbezogenen War-
teliste geführt werden wollen, verlieren ihren Rechts-
anspruch nicht. Vielmehr entscheiden sie sich dafür,
auf einen Platz in dieser Einrichtung warten zu wol-
len, bis ein Platz frei wird. Der Rechtsanspruch ruht
während der Wartezeit. Eltern, die sich auf eine ganz
bestimmte Einrichtung oder Tagespflegestelle fest-
gelegt haben, bestätigen, keinen Platz in einer an-
deren Einrichtung oder Tagespflegestelle angeboten
bekommen zu wollen.

Bremer Eltern von unter Dreijährigen wurden vor
Beginn der Anmeldezeit im Januar 2013 mit dem Kita-
Pass unter dem Stichwort „Anmeldung und Aufnah-
me“ folgendermaßen informiert: „Jede Einrichtung
und Tagespflegestelle hat eine begrenzte Anzahl von
Plätzen. Aus diesem Grund kann es sein, dass Ihr Kind
dort, wo Sie es angemeldet haben, nicht aufgenom-
men werden kann. Es ist daher wichtig, dass Sie auf
Ihrem Aufnahmeformular auch weitere Einrichtungen
oder die Kindertagespflege nennen, wenn diese für
die Aufnahme Ihres Kindes infrage kommen.“

Gemäß Ablaufplan zur Planung des Kindergarten-
jahres ist die umfassende Information der Eltern eine
Aufgabe der Einrichtungsleitung beziehungsweise
von PiB, Pflegekinder in Bremen: Für das Erstgespräch
bei Anmeldung ist folgender Auftrag sinngemäß fest-
gelegt: „Eltern werden informiert über die anderwei-
tigen Betreuungsmöglichkeiten und ihre Rechte, wenn
kapazitätsbedingt  keine  Aufnahme  möglich  ist.  In
Folge kann die Anmeldung entweder auf der einrich-
tungsbezogenen Warteliste verbleiben, oder der An-
trag wird an das Sozialzentrum weitergeleitet. Das
Beratungsergebnis wird dokumentiert.“

Bremerhaven: Keine Angabe.

Anfrage 19: Einbeziehung von Beteiligungsgesell-
schaften in den Sanierungsvertrag

Wir fragen den Senat:

Erstens: In welcher Weise werden Kredite, Geld-
und Sachvermögen von öffentlichen Beteiligungsge-
sellschaften – Eigenbetriebe und GmbHs, AGs – bei
der Berechnung des Finanzierungssaldos gemäß Kon-
solidierungshilfen-Verwaltungsvereinbarung einbezo-
gen?

Zweitens: Welche Auswirkungen hätte es auf die
Berechnung des Finanzierungssaldos gemäß Konso-
lidierungshilfen-Vereinbarung, wenn die Freie Han-
sestadt  Bremen  bestehende  Kredite,  beispielsweise
der GeNo, direkt als Schulden der Stadtgemeinde oder
des Landes übernimmt und prolongiert?

Drittens: Welche Auswirkungen hätte es auf die
Berechnung des Finanzierungssaldos gemäß Konso-
lidierungshilfen-Verwaltungsvereinbarung, wenn die

Freie Hansestadt Bremen zum Beispiel das Sonder-
vermögen Gewerbeflächen anweisen und durch Mit-
telzuführung in den Stand setzen würde, der GeNo den
Teilersatzneubau Mitte abzukaufen und ihn zu Ende
zu bauen?

Rupp,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die Verwaltungsvereinbarung zwischen
dem Bund und Bremen zu den Konsolidierungshil-
fen beinhaltet eine Einbeziehung der Nettokreditauf-
nahme und der Tilgungen ausgegliederter Einheiten
in die Definition des strukturellen Finanzierungsde-
fizits. Zur Abgrenzung, welche ausgegliederten Ein-
richtungen hiervon umfasst sind, war zunächst eine
Bezugnahme auf das sogenannte „Schalenkonzept’“
des Bundes vorgesehen. Da dies zum Zeitpunkt der
Verhandlungen  zur  Verwaltungsvereinbarung  noch
nicht feststand und Planungssicherheit geschaffen wer-
den musste, ist eine Liste derjenigen Einheiten er-
stellt worden, die als Bestandteil des Sektors Staat
verbindlich in die Betrachtung einbezogen werden
sollen.

Durch die jährlichen Haushaltsrechnungen erfahren
Bund und Länder auch die Beträge der Kreditaufnah-
men durch bremische Gesellschaften und die Bürg-
schaftsvolumina. Dabei beurteilt das Statistische Bun-
desamt jedes Jahr neu, welche Gesellschaften dem
Sektor Staat zuzurechnen sind und nicht als Markt-
teilnehmer gelten.

Zu Frage 2: Eine Schuldübernahme von Darlehen
der Gesundheit Nord durch Land beziehungsweise
Stadt hat für das laufende Haushaltsjahr formal kei-
ne  Auswirkungen  auf  den  strukturellen  Finanzie-
rungssaldo.  Es  erhöht  sich  dadurch  allerdings  der
Schuldenstand ebenso wie bei einer Nettokreditauf-
nahme und ist daher in der Sache auch so zu bewer-
ten. Zudem sind die zusätzlichen Zinslasten, die aus
der Schuldübernahme resultieren, in den Folgejahren
relevant für die Föderalismuskommission.

Für diese zusätzlichen Ausgaben müssen im jewei-
ligen Haushalt auch zusätzliche Sparanstrengungen
unternommen werden, da es sich um außerplanmä-
ßige Zinsausgaben handelt, die bisher nicht im Fi-
nanzplan enthalten sind. Der durch die Schuldüber-
nahme erhöhte Schuldenstand ist allerdings Gegen-
stand der Haushaltsüberwachung nach Paragraf 3,
„Regelmäßige Haushaltsüberwachung“, des Geset-
zes zur Errichtung eines Stabilitätsrates und zur Ver-
meidung von Haushaltsnotlagen.

Zu Frage 3: Eine Mittelzuführung an ein Sonder-
vermögen  für  investive  Zwecke  ist  haushaltsmäßig
eine Ausgabe der Gruppe 884 und beeinflusst somit
über die Höhe der bereinigten Ausgaben das Finan-
zierungsdefizit der bremischen Haushalte. Da Buchun-
gen der Gruppe 884 nicht als Ausnahmetatbestand
in der Verwaltungsvereinbarung aufgeführt werden,
erhöhen investive Zuweisungen an ein Sondervermö-
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gen unmittelbar und in voller Höhe auch das für den
Konsolidierungskurs maßgebliche strukturelle Defizit
der bremischen Haushalte.

Anfrage 20: Einbeziehung von Sondervermögen
in den Sanierungsvertrag

Wir fragen den Senat:

Erstens: In welcher Weise werden Kredite, Geld-
und Sachvermögen bestehender und künftiger Son-
dervermögen bei der Berechnung des Finanzierungs-
saldos gemäß Konsolidierungshilfen-Verwaltungsver-
einbarung einbezogen?

Zweitens: Welche Auswirkungen hätte es auf die
Berechnung des Finanzierungssaldos gemäß Konso-
lidierungshilfen-Verwaltungsvereinbarung, wenn die
Freie  Hansestadt  Bremen  beispielsweise  ein  neues
Sondervermögen Wohnen einrichtet und diesem per
Haushaltszuführung oder Kreditermächtigung Mit-
tel zuweist?

Drittens: In welcher Weise werden An- und Ver-
käufe von Sachvermögen – Grundstücke, Immobilien,
Belegbindungen – durch Sondervermögen bei der Be-
rechnung des Finanzierungssaldos gemäß Konsoli-
dierungshilfen-Verwaltungsvereinbarung einbezo-
gen?

Rupp,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Ab dem Jahr 2011 dürfen Sonderver-
mögen gemäß der zwischen dem Bund und der Freien
Hansestadt Bremen geschlossenen Verwaltungsver-
einbarung zum Gesetz zur Gewährung von Konso-
lidierungshilfen keine Nettokreditaufnahme mehr tä-
tigen. Sollten Sondervermögen neu gegründet und
mit einer Ermächtigung zur Nettokreditaufnahme aus-
gestattet werden, würde deren Nettokreditaufnahme
in die Berechnung des Finanzierungssaldos im Sinne
der oben genannten Verwaltungsvereinbarung ein-
bezogen werden.

Zu Frage 2: In dem gewählten Beispiel würden
beide genannten Wege einer Mittelzuführung zu einer
Belastung des Finanzierungssaldos im Sinne der zwi-
schen dem Bund und der Freien Hansestadt Bremen
geschlossenen Verwaltungsvereinbarung zum Gesetz
zur Gewährung von Konsolidierungshilfen führen.

Zu Frage 3: Sondervermögen dürfen keine Kredi-
te mehr aufnehmen. Der Finanzierungssaldo gemäß
Konsolidierungshilfen-Verwaltungsvereinbarung wird
beeinflusst, wenn sich die Zuführung des Haushalts
an das Sondervermögen oder die Abführung des Son-
dervermögens an den Haushalt durch die An- und Ver-
käufe von Sachvermögen verändert.

Anfrage 21: Dienst nach Vorschrift bei der Polizei
Bremen

Wir fragen den Senat:

Welche jährlichen zusätzlichen Kosten würden für
die Wahrnehmung der aktuellen Aufgaben der Po-
lizei Bremen entstehen, wenn die Polizeibeamten, wie
angekündigt, nur noch Dienst nach Vorschrift leisten
und außerhalb der Dienstzeiten nicht wie im bishe-
rigen Umfang eingesetzt werden können beziehungs-
weise in Rufbereitschaft stehen?

Hinners, Frau Neumeyer,
Röwekamp und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Po-
lizei Bremen bei Sonderlagen beziehungsweise bei
herausragenden Kapitaldelikten außerhalb der Re-
geldienstzeit hat die Polizeiführung am 12. Juni 2013
die Rufbereitschaft kurzfristig ausgeweitet. Zudem
wurde ein Projektauftrag zur Erarbeitung von Vor-
schlägen für eine verlässliche Aufgabenbewältigung
in Sonderlagen beziehungsweise herausragenden La-
gen in der Alltagsorganisation erteilt. Konkrete An-
gaben zu möglichen Kosten können erst nach Been-
digung des Projekts im vierten Quartal 2013 genannt
werden.
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